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diejenigen einsteht, die Unterstützung brauchen. sie wollen, dass tiere 
würdevoll behandelt werden und artgerecht leben dürfen. sie wollen, dass 
energie hier bei uns in bayern sicher und sauber erzeugt wird.

immer mehr menschen teilen diese anliegen und gehen sie ganz konkret 
vor ort an. dies ist für unser Land sehr wertvoll. Veränderung kann nur 
gelingen, wenn sie von Vielen getragen wird. aber Veränderung braucht 
auch die Unterstützung durch die Politik. es ist gut, wenn eltern selbst ei-
ne initiative für Kinderbetreuung gründen – besser ist es, wenn der staat 
bedingungen schafft, die sie dabei unterstützen. es hilft, wenn darauf ge-
achtet wird, faire Produkte und regionale Lebensmittel zu kaufen. Um eine 
vielfältige, ökologische und bäuerliche Landwirtschaft zu schützen und 
fair zu gestalten, brauchen wir jedoch die richtigen politischen entschei-
dungen. wir sehen den freistaat aber auch in globaler Verantwortung. 
die Verletzung von menschenrechten wollen wir nicht nur mit worten be-
kämpfen sondern menschen, die verfolgt werden, gezielt aufnehmen und 
schützen. den aufgenommenen muss auch ein menschenwürdiges Leben 
ermöglicht werden.

Von der schwarz-gelben Koalition in bayern können wir kaum etwas erwar-
ten. in den vergangenen fünf Jahren gab es keine nennenswerten reformen. 
stattdessen hat die regierung uns hingehalten und taktiert. ein klarer poli-
tischer Kurs war nicht erkennbar. Uns ist es hingegen gelungen, bei vielen 
themen, für die wir seit Jahrzehnten kämpfen, wie dem atomausstieg, dem 
donauausbau oder den studiengebühren, so großen öffentlichen druck zu 
erzeugen, dass selbst csU und fdP heute (mit einer Verspätung von mehr 
als 30 Jahren!) auf unseren Kurs eingeschwenkt sind. schwarz-gelb vertre-
ten längst keine eigenen überzeugungen mehr, ihnen geht es nur noch um 
den machterhalt. deshalb setzen wir uns mit aller Kraft dafür ein, dass so-
wohl csU als auch fdP bei der Landtagswahl abgewählt werden

wir grüne haben ein anderes Verständnis von Politik: Unsere basis sind 
werte und überzeugungen, zu denen wir auch dann stehen, wenn uns 
der wind ins gesicht bläst. „wir haben die erde von unseren Kindern nur 
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präambel

Liebe wählerin, lieber wähler,

am 15. september wählen sie den neuen bayerischen Landtag. sie entschei-
den über die Zusammensetzung des Parlaments und damit über die politi-
sche richtung, die unser Land in den kommenden fünf Jahren einschlägt.

wir sind überzeugt: bayern kann mehr! die bürgerinnen und bürger ste-
hen für ein modernes, ökologisches, weltoffenes und gerechtes bayern. wir 
grünen setzen uns genau dafür ein und wollen sie gewinnen, gemeinsam 
mit uns diesen neuen weg für unser Land einzuschlagen. 

Unser Land verändert sich. Längst sind es Viele, die sich wie wir für den 
schutz unseres Klimas und unserer Umwelt einsetzen. denen es nicht da-
rum geht, bedingungslos immer höher, schneller und weiter voranzukom-
men sondern die sich einen verantwortungsvollen Umgang wünschen mit 
der welt, in der wir leben.

wir grüne stehen für eine Politik, die mensch und natur in den mittel-
punkt stellt. damit wir auch in Zukunft noch hier in unserer bayerischen 
heimat gut leben können, braucht es nachhaltige grüne Konzepte. 

wir beschäftigen uns mit den sorgen und wünschen der bürgerinnen und 
bürger vor ort, ganz im gegensatz zur schwarz-gelben Koalition, die stän-
dig behauptet, es gäbe in bayern keine Probleme. wir setzen uns dafür ein, 
dass sich die menschen vor allem in den großstädten ihre miete wieder 
leisten können. wir zeigen, wie auch in dörfern mit wenig einwohnern ein 
öffentlicher Personennahverkehr funktionieren kann. wir wollen ein zeit-
gemäßes bildungssystem, das Kinder in der schule fördert, statt sie unter 
druck zu setzen. Und wir werden uns für eine ausreichende anzahl an Krip-
pen, Kindergärten und ganztagsschulen engagieren.

immer mehr menschen denken um: sie wollen nicht auf Kosten ihrer Kin-
der, nicht auf Kosten anderer und auch nicht auf Kosten der natur leben. 
sie wollen, dass frauen ganz selbstverständlich die gleiche bezahlung er-
halten und führungspositionen übernehmen. sie wollen, dass alle men-
schen von ihrer hände arbeit leben können und dass die gesellschaft für 
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01. Wir machen bayerns Wirtschaft  
zukunftsfest: ökologisch unD sozial!

der ausgangspunkt grüner wirtschaftspolitik sind die menschen und der 
erhalt ihrer natürlichen Lebensgrundlagen. faire arbeitsbedingungen und 
ein schonender Umgang mit den natürlichen ressourcen sind daher vor-
rangige Ziele unserer wirtschaftspolitik. wir wollen die Zukunftsfähigkeit 
des wirtschaftsstandortes bayern sichern und das individuelle und gesell-
schaftliche wohlergehen langfristig fördern. dazu werden wir den ökologi-
schen und sozialen Umbau unserer wirtschaft anstoßen und unterstützen. 

bayern ist ein Land mit großen möglichkeiten und fähigkeiten. Von aschaf-
fenburg bis berchtesgaden verfügt der größte flächenstaat der bundes-
republik über eine vielfältige wirtschaftsstruktur aus industrie, gewerbe 
und dienstleistern sowie aus kleinen und mittelständischen Unternehmen 
in den verschiedensten sektoren. doch die weltweite finanz- und wirt-
schaftskrise hat auch im freistaat ihre spuren hinterlassen. das debakel 
der bayerischen Landesbank hat die staatsverschuldung binnen einer Le-
gislaturperiode um ein drittel ansteigen lassen. auch viele bayerische be-
triebe blieben von Kurzarbeit und einbrüchen nicht verschont. trotzdem: 
wir haben in bayern beste Voraussetzungen, um den zentralen herausfor-
derungen unserer Zeit zu begegnen. Klimawandel, Verknappung der fossi-
len ressourcen, soziale selektion und demographischer wandel verlangen 
nach Konzepten, die konsequent nachhaltigkeit und sozialen ausgleich zu-
sammenführen. bayern als europäische musterregion für nachhaltige ent-
wicklung und Klimaschutz – das ist die Vision, an der wir in der regierung 
arbeiten werden.  

Unser Ziel ist es, die Vielfalt und stärke der bayerischen wirtschaft zu 
erhalten und zu festigen. dazu werden wir innovationen anschieben und 
unterstützen, die kommunale daseinsfürsorge stärken und eine ökologisch 
sowie sozial verträgliche infrastruktur ausbauen. die forschungskapazitä-
ten und die forschungsbereitschaft des mittelstandes, der eine starke säu-
le unseres wirtschafts- und gesellschaftssystems ist, werden wir durch 
geeignete maßnahmen fördern. wichtige impulse für die entwicklung ge-
hen meist von mittelständischen betrieben aus. aufgrund fehlender Unter-
stützung haben diese aber oft keine reellen chancen, ihre innovationen zu 
marktreife und wirtschaftlichem erfolg zu bringen.
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geborgt.“ diesem gründungsgrundsatz bleiben wir treu: wir sind für den 
ausstieg aus der atomenergie eingetreten, als noch keine andere Partei et-
was davon wissen wollte. wir kämpfen seit vielen Jahren für gleiche rech-
te von schwulen und Lesben. gemeinsam mit bürgerinnen und bürgern 
haben wir gegen eine große Koalition aus csU und sPd und gegen wider-
stände aus der wirtschaft die überflüssige dritte startbahn des münchner 
flughafens gestoppt. Und wir sehen bayern als starken bestandteil eines 
starken europas auch jetzt, in einer der schwierigsten Phasen der europä-
ischen integration.

wir sind uns auch der grenzen der Politik bewusst. Politik kann nicht alles 
regeln und das ist auch gut so. für uns grüne besteht Politik nicht im Ver-
künden von entscheidungen, die von einem kleinen Kreis im hinterzimmer 
getroffen worden sind. wir wollen den weg zu einer mitwirkungsgesell-
schaft einschlagen und es allen menschen möglich machen, sich aktiv an 
der Politik zu beteiligen.

heute leben in bayern mehr denn je aufgeklärte bürgerinnen und bürger, 
die umfassend informiert werden, ihre meinung äußern und auch mitent-
scheiden wollen. das ist für uns das fundament einer modernen demokra-
tischen gesellschaft. wir wollen einen Politikstil, der alle zu wort kommen 
lässt und Jedem und Jeder die chance bietet, sich einzumischen.

wir bayerischen grüne wollen den bürgerinnen und bürgern, die sich für 
eine weltoffene, gerechte, ökologische und moderne gesellschaft einset-
zen, eine starke stimme im bayerischen Landtag geben. wir wollen bayern 
gestalten, zusammen mit ihnen. dafür braucht bayern Veränderung. bay-
ern braucht starke grüne in der regierung. denn grün macht den Unter-
schied. geben sie uns bei der Landtagswahl am 15. september ihre beiden 
stimmen. denn wir sind überzeugt: bayern gewinnt mit grün!
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grüne wirtschaftspolitik orientiert sich am Leitbild der sozialen marktwirt-
schaft. die aufgabe des staates sehen wir darin, die rahmenbedingungen 
so zu gestalten, dass die märkte funktionsfähig bleiben und zum wohl der 
gesellschaft wirken können. dazu muss die macht einzelner akteure oder 
besonders mächtiger branchen wie etwa der finanz- oder auch der ener-
giebranche reguliert werden.

der staat sollte entweder zeitlich begrenzt als eigentümer von Unterneh-
men auftreten (z.b. commerzbank) oder dort, wo natürliche monopole be-
stehen – wie beispielsweise beim schienenverkehr. das ist in teilen der 
infrastruktur der fall, sowie bei der kommunalen daseinsvorsorge, die in 
öffentlicher hand bleiben soll. Versuche, kommunale aufgaben zu privati-
sieren, haben in der regel nicht zu besseren Leistungen oder niedrigeren 
gebühren geführt. dies gilt insbesondere für die trinkwasserversorgung. 
der Zugang zu sauberen trinkwasser ist ein menschenrecht. deswegen set-
zen wir uns gegen jegliche Privatisierungspläne der wasserversorgung auf 
allen politischen ebenen entschieden zur wehr. 

öffentliche Unternehmen brauchen eine wirksame Kontrolle seitens der 
kommunalen eigentümerinnen und eigentümer, um dem wohl der bürge-
rinnen und bürger zu dienen. dass dies gelingen kann, beweisen erfolgrei-
che stadtwerke in ganz bayern. 

große Probleme bereiten uns die strukturellen defizite der öffentlichen 
haushalte. einerseits muss und soll der staat dienstleistungen bereitstel-
len, andererseits soll er mit hilfe von investitionen aktiv in richtung ökolo-
gische und soziale modernisierung umsteuern. 

wirtschaftspolitik kann und muss positive rahmenbedingungen schaffen, 
soziale und ökologische standards setzen, innovationen anschieben und 
öffentliche güter bereitstellen. wertschöpfung und arbeitsplätze kann der 
staat selbst nur in dem Umfang schaffen, in dem er für die öffentliche da-
seinsvorsorge selbst dienstleistungen organisiert.

hauptakteurinnen und -akteure der wirtschaftspolitik sind der bund und 
die eU (durch die binnenmarktregeln) sowie die Kommunen. die aufgaben 
und möglichkeiten der Länder sind begrenzt. wichtige instrumente sind die 
wirtschaftsförderung, vor allem die struktur- und regionalförderung aber 
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den Verfassungsgrundsatz, dass in bayern die gesamte wirtschaftliche tätig-
keit dem gemeinwohl und insbesondere der gewährleistung eines menschen-
würdigen daseins für alle dient (bayerische Verfassung artikel 151) nehmen wir 
ernst. wirtschaftspolitik muss mithelfen, für eine möglichst gerechte teilhabe 
aller an der wertschöpfung zu sorgen. das bedeutet einerseits die förderung 
selbstständigen Unternehmertums, andererseits die absage an Lohndumping, 
prekäre arbeitsverhältnisse und den missbrauch von marktmacht zur entrech-
tung von arbeitnehmerinnen und arbeitnehmern. wir wollen allen menschen 
in bayern mit ihren individuellen fähigkeiten einen Zugang zu gerecht bezahl-
ter arbeit und fairen Karrierechancen ermöglichen, denn wir brauchen die 
Vielfalt aller talente. diese Potenziale sind in allen Lebensphasen zu fördern. 
auf die anforderungen der arbeitswelt müssen wir mit flexibleren und famili-
enfreundlicheren arbeitsbedingungen für alle antworten.

nicht zuletzt wird grüne wirtschaftspolitik die anliegen der menschen in al-
len teilen dieser erde und die interessen künftiger generationen berücksich-
tigen. Um entscheidungen für die Zukunft unseres Landes treffen zu können, 
brauchen wir ein weiterentwickeltes wachstumsverständnis. Vor diesem 
hintergrund schlagen wir neben dem biP die Verwendung weiterer indika-
toren vor, die soziale und ökologische Kriterien erfassen. es geht nicht um 
immer mehr quantitatives wachstum, sondern darum, nachhaltig qualitative 
werte für die gesellschaft zu schaffen. wir brauchen einen wandel unserer 
wertschöpfungsbasis hin zu einer humanen und ökologischen wirtschaft.

erfolgreiche wirtschaftspolitik bedingt eine erfolgreiche Umweltpolitik. 
dass sich mit grünen Projekten schwarze Zahlen schreiben lassen, ist längst 
belegt: wärmedämmung, der ausbau von solartechnik und windkraft die-
nen nicht nur dem Umweltschutz. sie stärken handwerksbetriebe ebenso 
wie handeltreibende vor ort und sorgen für hohe wertschöpfung in den 
bayerischen regionen. wir grünen setzen auf die förderung umwelt- und 
ressourcenschonender, intelligenter technologien und Produktionsverfah-
ren. dieser bereich wird auch im globalen maßstab immer wichtiger. Um-
weltschutz ist ein wichtiger standortfaktor, gerade auch in und für bayern. 
so ist etwa der fremdenverkehr, zweitgrößter wirtschaftszweig in bayern, 
darauf angewiesen, dass natur und Umwelt in bayern nicht weiter zerstört 
werden. der Klimawandel mit seinen dramatischen folgen macht deutlich: 
wir müssen konsequent den ausstoß klimaschädlicher emissionen zurück-
fahren. energieeinsparung, mehr energieeffizienz und der ausbau regene-
rativer energien sind hier die zentralen handlungsfelder.
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Von wesentlicher bedeutung dafür, ob ein Land als wirtschaftsstandort 
erfolgreich ist beziehungsweise bleibt, sind technische infrastruktur (zum 
beispiel Verkehr und Kommunikation) sowie bildung: klassische Zustän-
digkeitsbereiche der Landespolitik. wir grüne wollen die technische in-
frastruktur (zum beispiel Verkehr und Kommunikation) im dienste einer 
effektiven wirtschaftsstruktur zeitnah deutlich verbessern.

Korruptionsdelikte aber auch Preisabsprachen, Kartelle oder durch illega-
len niedriglohn ermöglichte dumpingangebote verhindern fairen wettbe-
werb und damit das funktionieren effizienter märkte. wir grüne fordern 
endlich ernsthafte sanktionen gegen Unternehmen, die bestechen oder sich 
bestechen lassen, oder die mit anderen illegalen maßnahmen den wettbe-
werb aushebeln und dritten schaden. 

illegaler ausbeuterischer niedriglohn macht sich auf bayerns baustellen, 
bei saisonarbeitskräften in der gastronomie und in der Landwirtschaft 
breit. wir kämpfen dagegen und werden ausstattung, befugnisse und sank-
tionsmöglichkeiten der Kontrollbehörden vor ort stärken. bayern braucht 
ein Unter nehmensregister, in das neben den klassischen Korruptionsdelik-
ten „steuerhinterziehung“ und „Verstößen gegen das Kartellrecht“ auch „il-
legale beschäftigung“, „Verstöße gegen das arbeitnehmerentsendegesetz“ 
oder die „Veruntreuung von arbeitsentgelt“ eingang finden. gravierende 
Verstöße werden künftig automatisch den ausschluss von öffentlichen auf-
trägen zur folge haben. 

Regionalwirtschaft, Gemeinwirtschaft und Infrastrukturpolitik:
die demografische und wirtschaftliche entwicklung verläuft in den sieben 
bayerischen bezirken höchst unterschiedlich. während die bevölkerung in 
oberfranken, Unterfranken und der oberpfalz deutlich schrumpft, ist in 
oberbayern und teilen schwabens und niederbayerns sogar mit einem wei-
teren wachstum zu rechnen. hinsichtlich der demografischen entwicklung 
besteht in bayern also ein deutliches nord-süd- sowie ein stadt-Land-ge-
fälle. auch auf dem arbeitsmarkt gibt es dieses gefälle. trotz insgesamt 
positiver wirtschaftlicher entwicklung im letzten Jahrzehnt vergrößern sich 
also die regionalen Unterschiede in bayern.
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auch rahmensetzungen wie im Landesentwicklungsprogramm (LeP) sowie 
die regionalen Planungen (regionaler Planungsverbund) insbesondere für 
die energiewende. 

Um bayern für die Zukunft stark zu machen, reicht es nicht, nur in den ei-
genen gemeindegrenzen zu denken.

•	 Regionale Entwicklung stärken: eine entscheidende bedeutung kommt 
den Planungsregionen zu. gemeinden, städte und Landkreise müssen 
auf augenhöhe gemeinsam Leitbilder entwickeln und Projekte realisie-
ren. dazu muss die Landesplanung die regionen in ihrer bedeutung stär-
ken und ihnen geeignete instrumente an die hand geben, um effektiv 
arbeiten und handeln zu können. die regionen brauchen genügend ge-
staltungsspielraum, um ihre stärken eigenständig zu einem klaren Pro-
fil weiter zu entwickeln. das Landesentwicklungsprogramm muss einen 
klaren rahmen vorgeben und Ziele formulieren, die die wesentlichen 
fragen der Zeit (wie demografischer wandel, energiewende oder Kli-
mawandel) aufgreifen und in allen regionen bayerns gültigkeit haben.  
 
wir werden strukturen und mittel für eine regionale entwicklung „aus der 
region heraus“ zur Verfügung stellen und den grundlegenden gestaltungs-
rahmen im Landesentwicklungsprogramm klar benennen. gelingen kann 
dieser Prozess in den regionen nur, wenn er transparent gestaltet wird und 
die bürgerinnen und bürger einbezogen werden. wir werden daher für 
geeignete demokratische und praktikable rahmenbedingungen sorgen. 

•	 Kooperation zwischen Kommunen fördern: neben der Zusammenar-
beit aller gemeinden, städte und Landkreise in den regionen tragen 
auch die Kooperationen zwischen einzelnen Kommunen wesentlich zur 
stärkung der Kommunen bei.

das von der schwarz-gelben Koalition erarbeitete LeP wird den erforderli-
chen ansprüchen an eine ökologische, sozial gerechte und wirtschaftlich 
zukunftsfähige raumplanung für bayern in keiner weise gerecht. es setzt 
falsche impulse (z.b. beim flächenverbrauch) und klammert wichtige the-
men wie die energiewende in einem übertriebenen deregulierungswahn 
nahezu völlig aus. wir grüne fordern einen völlig neuen entwurf eines 
Landesentwicklungsprogramms für bayern – das jetzt vorliegende LeP ist 
das Papier nicht wert, auf dem es steht. 
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im regionalmarketing, für landwirtschaftliche erzeugerinnen-gemeinschaf-
ten oder für dorfladeninitiativen. in kleinen orten wird auch in Zukunft 
keine umfassende Versorgung mit allen gütern betriebswirtschaftlich si-
chergestellt werden können. wir grünen sind aber der überzeugung, dass 
die Versorgung mit gütern und dienstleistungen des täglichen bedarfs mög-
lichst dezentral erfolgen soll. deshalb unterstützen wir dorfladeninitiativen 
in dörfern und kleinen orten, in denen diese grundversorgung nicht mehr 
vorhanden ist. dadurch gewinnen orte wieder einen anziehungspunkt, ein 
ortszentrum.

regionalvermarktung bündelt und fördert die regionalen Kräfte, um ein 
qualitativ hochwertiges angebot sicher zu stellen. öffentliche einrichtun-
gen aller ebenen sollten mit gutem beispiel vorangehen und sich grundsätz-
lich regional versorgen lassen. die Zusammenarbeit mit einzelhandel und 
gastwirtschaften bietet insbesondere für den öko-Landbau große chancen 
in der regionalen Vermarktung. wir wollen solche Kooperationen stärken 
und beschleunigen. eine gezielte kommunale förderung und ein regionales 
marketing sind hierfür geeignete instrumente.

Zur stärkung der klein- und mittelständischen wirtschaft im ländlichen 
raum setzen wir zudem auf die förderung von Unternehmensgründungen. 
auch die gemeinden und Landkreise sollen Unternehmensneugründungen 
durch initiativen fördern. hierzu müssen allerdings das beratungsangebot 

regionalWirtschaft stärken
grüne wirtschaftspolitik fördert gezielt regionale wirtschaftskreis-
läufe, genossenschaftliche initiativen und eine verbesserte regional-
vermarktung. Zur bekämpfung des wachsenden gefälles zwischen den 
regionen in bayern werden wir eine integrierte regionalpolitik mit res-
sortübergreifenden förderschwerpunkten durchführen. hierzu wollen 
wir genossenschaften ebenso wie landwirtschaftliche erzeugerinnen- 
und dorfladeninitiativen fördern. das beratungsangebot insbesondere 
im bereich der Unternehmensgründungen für den mittelstand werden 
wir verbessern, die förderprogramme durchforsten und bürokratische 
hürden abbauen.
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Zur bekämpfung dieses wachsenden gefälles werden wir eine integrierte 
regionalpolitik mit ressortübergreifenden förderschwerpunkten durchfüh-
ren. auf basis einer systematischen bestandsaufnahme und Problemanaly-
se werden wir die regionale arbeitsmarkt- und strukturpolitik weiterent-
wickeln.

Regionales Wirtschaften: durch regionales und dezentrales wirtschaften 
bleibt die wertschöpfung in der region und sichert nachhaltig arbeitsplät-
ze und Lebensqualität. Je häufiger ein euro innerhalb der region die hand 
wechselt, desto größer ist die wertschöpfung, desto mehr qualifizierte ar-
beits- und ausbildungsplätze sowie regionale entwicklungsperspektiven 
werden geschaffen. spannende ansätze bieten auch alternative tausch-, 
regionalgeld- und handelsnetze.

wir wollen gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz bayern und ein mit-
einander von metropolregionen und ländlichen räumen. durch staatliche 
steuerungs- und fördermaßnahmen werden wir die Voraussetzungen für 
entwicklungen schaffen und hilfe zur selbsthilfe leisten. regionales wirt-
schaften ist die Verknüpfung von regionalen wertschöpfungsketten. diese 
regionalen wirtschaftskreisläufe und märkte ergänzen die globalen wirt-
schaftskreisläufe nachhaltig. sie machen uns unabhängiger gegenüber glo-
balen Krisen. Kürzere transportwege und die damit einhergehende res-
sourcenschonung, aber auch die Kooperation von menschen, Unternehmen 
und den verschiedenen lokalen akteurinnen und akteuren sind weitere po-
sitive effekte. Knotenpunkte für die soziale, kulturelle und wirtschaftliche 
entwicklung im ländlichen raum sind die kleineren und mittleren städte. 
diese Unter- und mittelzentren haben als regionale wirtschaftszentren im 
system des regionalen wirtschaftens eine wichtige bedeutung und müs-
sen daher gestärkt werden. Voraussetzung dafür sind finanziell gesunde 
und eigenständige Kommunen. genossenschaften sind geeignet, bürgerin-
nen und bürger stärker in den regionalen wirtschaftsprozess einzubinden. 
statt auf den großen, unbekannten investor mit gewinnmaximierungsab-
sicht zu warten, nehmen die menschen vor ort ihre Versorgung wieder 
stärker selbst in die hand. sie haben die möglichkeit, nicht nur als Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sondern auch aktiv als Produzierende aufzutre-
ten. gerade im bereich der energiegewinnung, die beispielsweise bei wind-
kraftanlagen oder größeren solarparks große investitionen erfordert, wird 
dies schon vielfach erfolgreich umgesetzt. genossenschaften kommen aber 
noch in zahlreichen anderen fällen als rechtsform in frage, beispielsweise 
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beschäftigungsmöglichkeiten für diesen Personenkreis weg. die weiter-
qualifizierung der eigenen mitarbeiterinnen ist ein entscheidender Lö-
sungsansatz gegen dieses Problem. wir grünen werden deshalb eine 
Qualifizierungsoffensive unter einbeziehung aller beteiligten anstoßen. 
Ziel wird es sein, weiterbildung als festen bestandteil des erwerbslebens 
jedes einzelnen zu verankern. 

notwendig sind spezielle Programme, um fach- und führungskompeten-
zen, insbesondere von migrantinnen und migranten, auszubauen und zu 
fördern. derzeit werden ihre talente und Potenziale in großem stil ver-
schwendet – genau das kann sich die bayerische wirtschaft in der gegen-
wärtigen situation am wenigsten leisten. Um diesen menschen die chancen 
zu geben, die sie verdienen, brauchen sie gezielte angebote zur Verbesse-
rung der sprachkenntnisse und weniger bürokratie, um eine schnellere an-
erkennung ihrer abschlüsse zu erreichen. das Verfahren für einwandernde 
aus drittstaaten muss an das für eU-bürgerinnen angeglichen werden, es 
muss rasch erfolgen und transparent sein.

nachdem 2005 die UN-Behindertenrechtskonvention verabschiedet wur-
de, wird auch bayern diese regelungen endlich mit Leben erfüllen. gera-
de der erste arbeitsmarkt muss sich für behinderte öffnen. Unternehmen 
brauchen dazu gezielte informationen und hilfestellungen. wir werden da-
für sorgen, dass die bayerische staatsverwaltung und auch die Kommu-
nen mit ihren zehntausenden beschäftigten mit gutem beispiel vorange-
hen. als größte arbeitgeberinnen bayerns sollten sie die heterogenität der 
bevölkerung abbilden und ihre Personalplanung entsprechend anpassen. 
die schrittweise einführung einer Quotenregelung in der Verwaltung ist ein 
sinnvoller weg. 

Die Wirtschaft ist weiblich: Ziele unserer frauen- und gleichstellungs-
politik sind chancengleichheit im berufsleben, eine eigenständige exis-
tenzsicherung und eine angemessene und ausreichende alterssicherung 
für frauen. frauen sind auf den führungsetagen der bayerischen Unter-
nehmen deutlich unterrepräsentiert. Zu viele frauen arbeiten in schlecht 
bezahlten mini- oder teilzeitjobs und haben am ende ihrer berufstätigkeit 
nur halb soviel rente wie ihre männlichen Kollegen. wir müssen die rah-
menbedingungen dafür schaffen, dass frauen auf allen hierarchieebenen 
gleichermaßen vertreten sind und für gleichwertige arbeit den gleichen 
Lohn erhalten.
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verbessert und bürokratische hürden im gesellschaft- und steuerrecht ab-
gebaut werden. ein großes Problem ist die finanzierung der neuen Unter-
nehmen, obwohl diese oft einen finanzbedarf von unter 25.000 eUr ha-
ben. es ist die aufgabe der öffentlichen banken, ihre angebote im bereich 
des Kleinkreditwesens zu erweitern bzw. offensiver und transparenter zu 
bewerben.

neben dem erhalt und ausbau der wirtschaftlichen bedeutung der metro-
polregionen setzen wir auf die stärkung der mittel- und Unterzentren. da-
bei sind insbesondere das handwerk und mittelständische Unternehmen 
mit ihren zahlreichen arbeitsplätzen ein wichtiger bestandteil der wert-
schöpfung in ländlichen regionen. die entwicklung der mittel- und Unter-
zentren muss vorwiegend im ortszentrum stattfinden und nicht auf der 
„grünen wiese“. das darf eben nicht dazu führen, dass unkontrolliert neue 
gewerbe- und industriegebiete ausgewiesen werden, um zusätzliche Logis-
tikzentren oder discounter zu errichten. Kurzsichtige überlegungen zur er-
höhung der gewerbesteuereinnahmen bilden keine gute grundlage für die 
kommunale entwicklung.

Infrastrukturpolitik: wir wollen die ökologische und soziale marktwirt-
schaft voranbringen. sie bietet die besten Voraussetzungen für unterneh-
merische entwicklungsmöglichkeiten. maßnahmen zum Umweltschutz 
schaffen neue arbeitsplätze und erhöhen die Lebensqualität. insbesondere 
kleine und mittlere Unternehmen sind darauf angewiesen, um den vor al-
lem durch die demografische entwicklung bedingten herausforderungen 
der kommenden Jahre erfolgreich begegnen zu können. gesellschaftliche 
und technologische entwicklungen wie die energiewende und die sich ra-
sant entwickelnde Kommunikationstechnologie werden innovativen Unter-
nehmen, insbesondere auch dem handwerk, enorme chancen bieten. die-
se müssen konsequent genutzt werden. durch die erzeugung regenerativer 
energie beispielsweise, kann die wertschöpfung in der region erfolgen, 
anstatt durch öl- und gasimporte Kapital ins ausland abzufließen.   

gute bildung ist die grundlage für die Zukunftsfähigkeit unseres wirt-
schaftsstandortes. der fachkräftemangel ist für die bayerischen Un-
ternehmen schon heute ein akutes Problem und er wird sich weiter 
verschärfen. davon sind vor allem kleine und mittlere Unternehmen be-
troffen. Zudem gibt es in bayern einen relativ hohen anteil anungelern-
ter beschäftigter. mit dem technologischen wandel fallen immer mehr 
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die Wirtschafts-, Regional- und Strukturförderung in bayern muss re-
formiert werden. die derzeitige intransparenz begünstigt mitnahmeeffekte. 
darum werden wir die entsprechenden Programme übersichtlicher gestal-
ten. insbesondere werden wir die eigenkapitalförderung vereinfachen und 
deutlich aufstocken.

Bürokratieabbau nutzt dem Mittelstand: die benachteiligung von kleinen 
und mittleren Unternehmen bei der Unternehmensbesteuerung muss be-
seitigt werden. derzeit ist eigenkapital im Vergleich zu fremdkapital steu-
erlich benachteiligt. handwerksbetriebe und andere nur national tätige Un-
ternehmen haben nicht die möglichkeiten einer steuergestaltung, wie sie 
international tätige Unternehmen zu ihren gunsten nutzen können. solche 
benachteiligungen wollen bündnis 90/die grünen abbauen. mit einer 
steuerrelevanten forschungsförderung werden wir kleine und mittlere Un-
ternehmen bei innovationen und neuen entwicklungen unterstützen. wäh-
rend der mitnahmeeffekt bei großen Unternehmen die fiskalische wirkung 
der forschungsförderung verpuffen lässt, ist gerade für kleinere Unterneh-
men der Zugang zur forschungsförderung über Projektförderung häufig 
versperrt. durch Prüfungs- und bewertungszeiträume von oft deutlich mehr 
als einem halben Jahr werden kleinere innovative Unternehmen von dieser 
art von förderung ausgeschlossen.

Kammern und Monopol der Berufsgenossenschaften auf den Prüfstand 
stellen:  eine Ursache für die belastungen kleiner und mittlerer Unterneh-
men durch bürokratie sind missstände bei den Verbänden. gerade die Kam-
mern in der derzeitigen form mit ihren ganz unterschiedlichen aufgaben 

chancengleichheit für frauen unD männer
Ziel unserer frauen- und gleichstellungspolitik sind gleiche chancen 
für frauen und männer. für den öffentlichen dienst werden wir das 
gleichstellungsgesetz novellieren, eine gut ausgestattete Landesgleich-
stellungsbeauftragte oder einen Landesgleichstellungsbeauftragten 
einführen und auch in den höheren führungsebenen die teilzeitange-
bote ausbauen. mit einem gleichstellungsgesetz und gezielter Vergabe 
öffentlicher aufträge wollen wir auch im bereich der Privatwirtschaft 
chancengleichheit für frauen und männer herbeiführen.
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wir werden das bayerische gleichstellungsgesetz für den öffentlichen 
dienst erneuern: wir werden eine Landesbeauftragte oder einen Landes-
beauftragten für gleichstellung mit umfangreichen rechten, Kompetenzen 
und angemessener ausstattung einführen. wir setzen uns auf allen ebe-
nen für eine verbindliche Quote bei der gremienbesetzung ein. bei pari-
tätisch ausgewogener besetzung werden wir teilzeitangebote auch in hö-
heren führungsebenen des öffentlichen dienstes ausbauen. wir grüne 
werden uns für eine Unternehmenskultur stark machen, die familie und 
beruf verbindet. ein gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft ist un-
umgänglich. Zudem wollen wir bei der Vergabe öffentlicher aufträge auch 
die Umsetzung von gleichstellungsmaßnahmen in den Unternehmen be-
rücksichtigen. in Zeiten zunehmender arbeitsverdichtung fordern wir den 
ausbau von flexiblen arbeitszeitmodellen für alle, um eine bessere Verein-
barkeit von beruf und familie, gesundheitsvorsorge, ehrenamt und freizeit 
zu gewährleisten. wir wollen bei der Vergabe öffentlicher aufträge auch 
die Umsetzung von gleichstellungsmaßnahmen bei den Unternehmen be-
rücksichtigen. außerdem setzen wir uns für ein gleichstellungsgesetz für 
die Privatwirtschaft ein.

Von besonderer dringlichkeit ist das thema berufswahlverhalten von 
mädchen und Jungen. mit der entscheidung für einen ausbildungsweg 
oder ein studienfach wird von anfang an die weiche für den beruflichen 
werdegang gestellt. aktuell wählen gerade junge frauen oft dienstleis-
tungsberufe mit eher geringen Karriere- und Verdienstmöglichkeiten. im 
schlechtesten fall machen mädchen damit schon den ersten schritt in 
richtung altersarmut. wir brauchen phantasievolle, auf junge menschen 
zugeschnittene angebote, um das ganze spektrum der möglichen berufe 
und Professionen vorzustellen. auf der einen seite, um junge frauen für 
technik und wissenschaft zu begeistern und auf der anderen seite, um 
jungen männern zu zeigen, dass sie auch im sozialen bereich eine be-
rufliche heimat finden können. neue und zukunftsweisende wirtschafts-
zweige, wie it und erneuerbare energien, bieten neue berufsfelder. wir 
werben aktiv dafür, dass frauen hier von anfang an ihre chancen ergrei-
fen und ihre Potenziale einsetzen. wir unterstützen die politischen be-
mühungen auf bundesebene, eine paritätische aufteilung der elternzeit 
einzuführen, ein entgeltgleichheitsgesetz durchzusetzen und einen min-
destlohn einzuführen. 
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Industriestandort Bayern ökologisch umgestalten: wir wollen die pro-
duzierende industrie motivieren, sich unter den gesichtspunkten der ener-
gie-, ressourcen- und materialeffizienz zu erneuern und zukunftsweisende 
technologien voranzutreiben – sei es in der energiewirtschaft, der auto-
mobil- oder der chemieindustrie. bayern gehört zu den wichtigsten indus-
triestandorten deutschlands. der anteil des produzierenden gewerbes an 
der wertschöpfung ist hier wesentlich höher als in den anderen bundeslän-
dern. dies ist für bayern chance und risiko zugleich – und bedeutet eine 
besondere Verantwortung: gerade ressourcenintensive Unternehmen müs-
sen ökologische und nachhaltige Kriterien in ihrem berichtswesen auffüh-
ren und einhalten.

Die ökologische Modernisierung wird zur ökonomischen Moderni-
sierung: eine Untersuchung des ifo-instituts aus dem Jahr 2010 schätzt, 
dass in bayern 55.000 beschäftigte allein in der Umweltschutzgüterpro-
duktion tätig sind. diese erwirtschaften Umweltschutzgüter in höhe von 
11,6 mrd. eUr. das entspricht einem anteil bayerns an den bundesweit 
in der Umweltschutzgüterproduktion beschäftigten von rund 20% und 
einem anteil an den bundesweit in der Umweltschutzgüterproduktion 
erzielten Umsätzen von rund 19%. besondere wettbewerbsstärken zei-
gen dabei die erneuerbaren energien, die Kreislaufwirtschaft und die 
abwasserbeseitigung. mit innovationen gilt es, diese stärken nachhaltig 
zu sichern.

Schlüsselbranche Automobilbau: mit ca. 170.000 beschäftigten ist der 
automobilbau samt Zulieferern eine schlüsselbranche in bayern. das au-
to ist eng verbunden mit dem mobilitätsbedürfnis vieler menschen, der 
Vorstellung von freizügigkeit und selbstverwirklichung. Zudem trägt der 
automobilbau in bayern mit seiner tiefen wertschöpfungskette wesentlich 
zur wirtschaftlichen stärke bayerns und damit zum einkommen vieler men-
schen bei. 

öffentliche aufträge
ökologisch und sozial! wir werden durchsetzen, dass bei aufträgen, die 
der freistaat bayern vergibt und bei der beschaffung von waren und 
dienstleistungen ökologische und soziale Kriterien beachtet werden.
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– hoheitliche aufgaben im Zusammenhang mit der berufsausübung, dane-
ben beratung und Lobbyarbeit – stellen wir in frage. die Kammern sind für 
kleine und mittlere Unternehmen in den meisten fällen von wenig nutzen. 
Umgekehrt machen Kammern und Kammerunternehmen ihren Zwangsmit-
gliedern auf manchen feldern Konkurrenz. auch saugen sie in großem Um-
fang fördergelder auf, die unmittelbar der Privatwirtschaft zugute kom-
men sollten. Zwangsmitgliedschaften wie überhaupt die aufgabenstruktur 
der Kammern halten wir grüne nicht mehr für zeitgemäß. wir setzen uns 
auch ein für wettbewerb bei der gesetzlichen Unfallversicherung und für 
die abschaffung des monopols der berufsgenossenschaften. für die Versi-
cherung von risiken wie arbeitsunfall oder berufskrankheit sind alternativ 
anbietende zuzulassen. gleiches muss gelten für Leistungen der Prävention 
und rehabilitation.  

Öffentliche Aufträge als Hebel zu mehr Umweltschutz und sozialer Ge-
rechtigkeit: der freistaat bayern beschafft jedes Jahr sach- und dienstleis-
tungen für mehrere milliarden euro. das auftragsvolumen der bayerischen 
Kommunen liegt noch um ein Vielfaches darüber. Ziel der beschaffung des 
gesamten bedarfs der städte, gemeinden und der Landesverwaltung in 
bayern muss die ökologische und soziale nachhaltigkeit sein. faire, sozial-
verantwortliche, ökologische beschaffung wirkt gegen schlechte arbeitsbe-
dingungen und raubbau an der Umwelt.

wir haben durchgesetzt, dass der freistaat bayern heute Produkte, in die 
ausbeuterische Kinderarbeit eingeflossen ist, so weit wie möglich aus sei-
ner beschaffung ausschließt. das kann aber nur der erste schritt sein. der 
freistaat bayern wird künftig klare Ziele für ein öko-soziales beschaffungs-
wesen setzen und eine Vorreiterrolle einnehmen. wir werden ökologische 
und soziale standards als wichtige Vergabekriterien berücksichtigen. bei al-
len öffentlichen aufträgen des freistaates und seiner einrichtungen werden 
gehobene Umweltstandards und soziale Kriterien wie etwa die tariftreue 
berücksichtigt. gleiches wird soweit wie möglich für die Vergabe öffentli-
cher fördermittel gelten.

in bereichen in denen die öffentliche hand alleinige oder dominierende 
auftraggeberin ist, wie etwa im öffentlichen Personennahverkehr, werden 
wir eine umfassende tariftreueerklärung verlangen, die sich auf den jeweils 
geltenden tarifvertrag bezieht. grundsätzlich muss bei öffentlichen aufträ-
gen ein angemessener mindestlohn gezahlt werden.
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Zudem produzieren viele maschinenbauer speziell für die automobilindus-
trie und müssen sich angesichts deren wandels neuen herausforderungen 
stellen. wir grünen sind überzeugt, dass ökologische Produkte und Ver-
fahren unseren Unternehmen große chancen bieten. dabei wollen wir eine 
engere Verzahnung von maschinenbau und ressourcensparenden techno-
logien erreichen. ressourcensparendes wirtschaften ist eine globale frage, 
schließlich kommen fast alle für die herstellung von industriegütern not-
wendigen rohstoffe aus dem ausland. darum können wir in bayern erst 
dann nachhaltig wirtschaften, wenn wir Umwelt und sozialstandards vor 
allem bei der gewinnung von rohstoffen auch international durchsetzen. 

daneben wollen wir auch eine engere Verbindung zu wissenschaftlicher 
forschung und den entwicklungszentren an den hochschulen des Landes. 
wir werden daher entwicklungs- und gründerzentren fördern und ausbau-
en. über unterstützende dienstleistungen im bereich des Patentwesens 
können innovationen abgesichert und geschützt werden. gerade im ma-
schinen- und anlagenbau greifen technologie- und mittelstandsförderung 
eng ineinander.

Schlüsselbranche Chemie: die bayerische chemische industrie beschäftigt 
rund 56.000 mitarbeiterinnen und mitarbeiter. eine ganze region (das so-
genannte chemiedreieck am Zusammenfluss von salzach, alz und inn) ist 
in hohem maße von ihr geprägt. die chemieindustrie steht aber auch für 
Umweltverschmutzung, hohe risiken und treibhausgasemissionen. ande-
rerseits brauchen wir die innovationskraft der chemiebranche, um die gro-
ßen Probleme unserer Zeit wie den Klimawandel und die ressourcenkrise 
zu lösen. chemische erzeugnisse können z.b. helfen, gebäude zu dämmen 
oder solarstrom zu erzeugen. sieben zentrale handlungsfelder sind hier zu 
nennen: ressourceneffizienz, chemikaliensicherheit, rohstoffversorgung 
bzw feedstock change, Klimaschutz, neue akzente in der wirtschaftsför-
derung, forschung & entwicklung (innovationsräume), neue Kunststoffe 
(Verpackungen).

auch für die chemische industrie gilt: die ökologische modernisierung birgt 
enorme wettbewerbschancen.    

der ökologische Umbau und der demografische wandel wirken sich auf 
den Dienstleistungssektor aus. in der industrie werden wissensbasierte 
dienstleistungen immer wichtiger. Personennahe dienstleistungen in den 
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allerdings hat das benzin- und dieselgetriebene auto auch einen wesentli-
chen anteil an co2-ausstoß und Klimaveränderung. diesem negativen ein-
fluss wollen wir unter dem motto „weg vom öl“ gegensteuern. mit dem 
ausbau des öffentlichen Verkehrs wollen wir die mobilität des einzelnen 
verbessern. insbesondere in den städten wollen wir den automobilverkehr 
kurz- und mittelfristig deutlich reduzieren. die automobilbranche wird aber 
dennoch über längere sicht einen wesentlichen faktor darstellen: sowohl 
für die individuelle mobilität als auch als arbeitsplatz in einer exportorien-
tierten wirtschaft. Um so wichtiger ist es, die entwicklung hin zu kleineren, 
leichteren und energieeffizienteren autos zu fördern. Zudem unterstützen 
wir im rahmen ganzheitlich vernetzter mobilitätskonzepte initiativen und 
Projekte zur elektromobilität. dieses können sein z.b. die errichtung von 
elektrotankstellen an öffentlichen gebäuden, die strom aus erneuerbaren 
energien abgeben oder die förderung der elektromobilität durch entspre-
chende Parkplätze in den innenstädten. auch engere Verbrauchsobergren-
zen sichern arbeitsplätze: nur der automobilbauer, der sich rechtzeitig auf 
die Verknappung und damit Verteuerung fossiler brennstoffe einstellt, wird 
mit seinen Produkten in Zukunft am weltmarkt erfolgreich sein. die bishe-
rigen anforderungen an sicherheit und Umweltschutz gilt es auch im sinne 
der wettbewerbsfähigkeit weiter fortzuentwickeln und in der Zukunft zu 
erhöhen.

der Maschinen- und Anlagenbau ist ein Schwerpunkt industrieller 
Wertschöpfung in bayern. er ist weitgehend mittelständisch geprägt und 
beschäftigt über 200.000 arbeitnehmerinnen und arbeitnehmer. Viele die-
ser Unternehmen sind sogenannte hidden champions. sie sind in einem 
manchmal sehr eng begrenzten technologie- bzw. Produktsegment welt-
weit führend. die merkmale sind unter anderem eine hohe fertigungstiefe, 
intensive ausbildung sowie eine überdurchschnittlich lange betriebszuge-
hörigkeit. im rahmen der weltweiten anstrengungen zu einer ökologischen 
und sozialen transformation kommt diesen Unternehmen eine wichtige 
rolle zu: sie können trendsetter sein, indem sie ökologische standards 
nicht nur einhalten sondern dank innovativer Lösungen sogar übertreffen. 
auf diese weise können diese Unternehmen in hohem maße Verantwor-
tung dafür übernehmen, dass Konsumgüter unter berücksichtigung des 
Klimaschutzes und eines geringen ressourcenverbrauchs hergestellt wer-
den. ressourceneffizienz bedeutet in einer ökologisch geprägten wirtschaft 
einen wettbewerbsvorsprung. schon heute machen die materialkosten in 
deutschland rund 40% der gesamtkosten im verarbeitenden gewerbe aus. 
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02. blauer himmel – grünes lanD:  
Wir beWahren unD schützen  

unsere umWelt 

bayern ist reich an vielfältigen, naturnahen Landschaften, an tier- und 
Pflanzenarten. diesen schatz wollen wir bewahren und schützen. dazu 
sind große anstrengungen erforderlich. denn die roten Listen der vom 
aussterben bedrohten arten werden auch bei uns immer länger. hauptur-
sachen sind der Verlust ihrer Lebensräume und damit auch unserer na-
türlichen Lebensgrundlagen durch massiven flächenverbrauch sowie die 
intensive Landwirtschaft mit nährstoffverlusten und Pestizidausträgen, der 
naturferne ausbau unserer gewässer und der zunehmend ökonomische 
druck auf die bewirtschaftung unserer wälder. der vom menschen verur-
sachte Klimawandel, wiederkehrende Versuche auf unseren feldern gen-
technik einzuführen und die Vielfalt von Umweltgiften führen zu unabseh-
baren risiken. notwendig sind umfassende Lösungen, die die Vielfalt des 
Lebens dauerhaft schützen und unser wertvolles naturerbe bewahren. wir 
grünen verbinden ökologische Verantwortung mit konkretem und konse-
quentem handeln.

Klimaschutz ins Zentrum der Landespolitik rücken: Jahr für Jahr steigt 
der co2-ausstoß trotz regelmäßiger Klimagipfel. das Klima verändert sich 
rasant, die natürlichen Lebensgrundlagen der menschen und das gesam-
te globale ökosystem sind in gefahr. das von der eU 2010 postulierte 
„2-grad-Ziel“ scheint kaum noch zu halten. der Kampf gegen den Klima-
wandel ist eine zentrale herausforderung des 21. Jahrhunderts. wir grüne 
wissen, dass wir rasche maßnahmen zum Klimaschutz brauchen. als gro-
ßes und wirtschaftlich starkes bundesland hat bayern eine besondere Ver-
antwortung, dafür zu sorgen, dass deutschland seiner internationalen Ver-
antwortung beim Klimaschutz gerecht werden kann. Klimaschutz in bayern 
darf nicht länger ein randthema der Landespolitik sein. die Veränderungen 
machen vor bayern nicht halt: im süden wird es vermehrt starkregen- und 
sturmereignisse geben, im norden eher trockenheit und wasserknappheit. 
wir grüne werden die reduktionsziele in einem bayerischen Klimaschutz-
gesetz verbindlich festlegen und einen rahmen für die erarbeitung, Umset-
zung und evaluierung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen 
schaffen. ein Klimaschutzplan wird die Ziele konkretisieren: mit maßnah-
menpaketen zum Klimaschutz und zur anpassung an Klimaveränderungen 
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bereichen gesundheit und Pflege werden aufgrund des demografischen 
wandels immer mehr nachgefragt. engagement und Kreativität sind auf 
diesem sektor die Voraussetzungen für vielversprechende innovationen.

Nachhaltiger Tourismus für eine solide Wirtschaftsentwicklung: wir 
unterstützen einen sanften tourismus in stadt und Land, der im einklang 
mit der natur steht, statt diese zu belasten, zu gefährden oder gar zu zer-
stören. nachhaltige entwicklung im tourismus bedeutet auch, sich den he-
rausforderungen des Klimawandels zu stellen und keine staatlichen för-
dermittel für umwelt- und klimaschädliche Projekte einzusetzen. sanfter 
tourismus steht mit der regionalen Kultur in einklang und dominiert sie 
nicht. auch in stark touristisch geprägten regionen unterscheiden sich die 
bedürfnisse der einheimischen nach Kulturangebot und freizeitmöglichkei-
ten von denen der gäste. der tourismus ist gerade für viele ländliche räu-
me in bayern eine der schwerpunktbranchen. Umso wichtiger ist es, ihn 
nachhaltig zu gestalten und Kooperationsmöglichkeiten vor ort zu nutzen, 
damit er den herausforderungen der Zukunft gewachsen ist. Unter dem as-
pekt einer co2-reduzierung müssen touristische Ziele im ländlichen raum 
besser mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sein. wir brauchen intel-
ligente Verkehrskonzepte zur an- und abreise, sowie zur mobilität der gäs-
te. nachhaltiger tourismus kann für strukturschwache gebiete auch eine 
sinnvolle entwicklungsmöglichkeit darstellen. hier muss es bessere bera-
tungs- und fördermöglichkeiten geben, damit auch ländliche regionen eine 
chance im internationalen wettbewerb um gäste haben.
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werden wir für alle natUra-2000-gebiete managementpläne fertig stellen 
und bis 2018 werden wir in allen gebieten ein funktionierendes manage-
mentsystem etablieren und die Vorgaben der managementpläne umsetzen. 
für den Vertragsnaturschutz werden wir wesentlich mehr mittel als bisher 
zu Verfügung stellen.

das rückgrat für den artenschutz sind die naturschutzgebiete. in bayern 
sind gerade einmal 2,2% der Landesfläche naturschutzgebiete. Unser Ziel 
ist, den flächenanteil in bayern, auf denen die natur Vorrang vor intensi-
ver Landnutzung, flächenverbrauch und straßenbau hat, zu erhöhen. bei 
genehmigungsverfahren wird zukünftig dem schutz und erhalt von natur 
ein deutlich stärkeres gewicht zukommen als bisher. straßen und andere 
lineare infrastrukturen sind unüberwindbare hindernisse für wandernde 
wildtiere. wir unterstützen die Verbindung von biotopen durch den geziel-
ten bau von grünbrücken und durch die schaffung von Pufferzonen zu an-
grenzenden, intensiv genutzten agrarflächen.

wir wollen eine konsequente Umsetzung und den ausbau der nationalen 
wie der bayerischen Biodiversitätsstrategie. der artenschwund muss bis 
2020 gestoppt sein. hierfür sind in den nächsten Jahren wesentlich größere 
anstrengungen als bisher notwendig. neben konkreten schutzmaßnahmen 
auf allen ebenen gehört dazu auch eine intensive bildungs- und öffentlich-
keitsarbeit. speziell bei den arten, die Konflikte zwischen schutz- und nut-
zerinnen-interessen hervorrufen können, sehen wir eine besondere Verant-
wortung. hier werden wir in konstruktiven dialogen Lösungen suchen, die 
geeignet sind, einerseits den schutz von wildtieren wie biber oder wolf, 
Kormoran oder fischotter zu stärken, andererseits die oftmals vorhande-
nen einschränkungen für die Landnutzenden zu minimieren.

wir stehen hinter den bayerischen nationalparks berchtesgaden und bay-
erischer wald und dem hier verwirklichten Konzept „natur natur sein 
lassen“. insbesondere bei großflächigen schutzgebieten (z.b. national-
parks) besteht in bayern noch nachholbedarf. Zahlreiche studien zeigen, 
dass solche großschutzgebiete nicht nur dem naturschutz, sondern auch 
dem fremdenverkehr und damit der regionalen wertschöpfung dienen. im 
nördlichen steigerwald liegt einer der schönsten buchenwälder deutsch-
lands, welcher unter naturschutzfachlicher betrachtung ohne Zweifel na-
tionalparkwürdig ist. auch der von befürwortern vorgeschlagene national-
park ammergebirge käme als weiterer nationalpark in betracht. Um die 
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in den einzelnen regionen und emissionsbereichen. diesen Klimaschutz-
plan werden wir in einem umfangreichen beteiligungs- und dialogprozess 
mit allen gesellschaftlichen akteuren erstellen. er wird wissenschaftlich 
begleitet und regelmäßig überprüft werden. die Kommunen werden wir 
bei der aufstellung kommunaler Klimaschutzpläne unterstützen. außerdem 
werden wir dafür sorgen, dass die staatliche Verwaltung und andere öffent-
liche einrichtungen auf Landesebene ab 2030 klimaneutral arbeiten. bay-
ern wird die wirtschaftlichen chancen nutzen, die sich durch die ökologi-
sche erneuerung bieten: mit dem fortschrittsmotor „Klimaschutz“ werden 
neue arbeitsplätze entstehen, auch der ausbau erneuerbarer energien wird 
damit vorangetrieben.

 

Naturschutz braucht Akzeptanz. deshalb wollen wir das wissen über die 
bedeutung der biologischen Vielfalt in der bevölkerung verbreiten. dazu 
werden wir nicht nur die forschung im bereich naturschutz und biodiversi-
tät intensivieren sondern auch die Umweltbildung ausbauen. wir lehnen ei-
ne erneute bewerbung für olympische winterspiele der Landeshauptstadt 
münchen mit ihren austragungsorten aus ökologischen und ökonomischen 
gründen entschieden ab. angesichts des Klimawandels sind olympische 
winterspiele in den niedrig gelegenen austragungsstätten der hochsensib-
len alpenregion ein Zeichen gegen die Zeit. auch sind die finanziellen risi-
ken unkalkulierbar und für die steuerzahlenden nicht verantwortbar.

Schutzgebiete und Biotopsysteme – ein Netz fürs Leben: wir werden 
die europäisch geschützten natUra-2000-gebiete in unserem Land konse-
quent zu einem funktionierenden biotopverbund ausbauen. schutzgebiets-
verordnungen werden wir verbessern. bis zur mitte der Legislaturperiode 

Wir grüne rücken Den klimaschutz  
ins zentrum Der lanDespolitik 

in einem bayerischen Klimaschutzgesetz werden wir verbindliche re-
duktionsziele festlegen und mit einem Klimaschutzplan maßnahmen 
zum Klimaschutz und zur anpassung an Klimaveränderungen konkre-
tisieren. dieses gesetz und diesen Plan werden wir in einem breiten 
wissenschaftlich begleiteten dialogprozess erarbeiten.
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immer mehr wertvolle ackerflächen aber auch rückzugsräume für seltene 
und gefährdete tier- und Pflanzenarten in bayern sowie natürliche erho-
lungsräume für die menschen gehen verloren. Vor jeder neuausweisung 
von bauland und gewerbegebieten müssen bedarfsanalysen zur Pflicht 
werden. flächenrecycling und die Verdichtung in städten und gemeinden 
sollen gefördert werden – auch im sinne einer stärkung der ortszentren, 
die durch den bau von immer neuen geschäften auf der grünen wiese ver-
waisen. damit werden auch mittelständische handelsstrukturen und wohn-
ortnahe Versorgung gestärkt.

wir grüne setzen uns für eine begrenzung des landesweiten flächenver-
brauchs und für die einführung streng limitierter, handelbarer flächen-
zertifikate als steuerungsinstrument ein. ausgleichsmaßnahmen für Land-
schaftseingriffe dürfen nicht zum ablasshandel verkommen. ökokonten 
und flächenpools müssen einen adäquaten und dauerhaften ausgleich für 
den jeweiligen eingriff schaffen. sie sollen landesweit erfasst werden und 
öffentlich zugänglich sein. das „aufhübschen” vorhandener biotope lehnen 
wir ab, Vorrang muss die schaffung neuer möglichst großflächiger biotope 
haben. mit einem öffentlich zugänglichen ausgleichsflächenkataster wer-
den wir verhindern, dass ökologisch wertvolle flächen mehrfach als aus-
gleich genutzt werden. die Kontrolle kann nur durch ausreichend Personal 
in den naturschutzbehörden geleistet werden.

Lebenswerte Städte – Inseln der Artenvielfalt: städte sind für viele tierar-
ten zu wertvollen rückzugsräumen geworden. dies liegt auch an der hohen 
strukturellen Vielfalt der städte und der damit einhergehenden fülle an Le-
bensräumen. auf grund der zunehmenden nachverdichtung ist diese Viel-
falt jedoch bedroht. frischluftschneisen und städtische erholungsflächen 

Die heimat betoniert man nicht –  
flächenverbrauch stoppen

wir werden den landesweiten flächenverbrauch begrenzen. als steue-
rungsinstrument führen wir limitierte flächenverbrauchszertifikate ein. 
Vor jeder neuausweisung von bauland und gewerbegebieten wird es 
künftig eine Verpflichtung zur erstellung von bedarfsanalysen geben.
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auseinandersetzung zwischen nationalpark-befürwortern und gegnern zu 
versachlichen, wollen wir für beide gebiete eine machbarkeitsstudie vor-
legen. für uns grüne ist dabei von fundamentaler bedeutung, dass die 
ansässige bevölkerung bei diesen Vorhaben im sinne einer partizipativen 
Planung konstruktiv und ergebnisoffen mit eingebunden wird. denn die 
ausweisung von großschutzgebieten macht nur dann sinn, wenn die idee 
von der bevölkerung mit getragen wird.

Naturschutz auf der ganzen Fläche – Landwirtschaft und Bodenschutz: 
ein grund für den artenrückgang liegt in der intensiven Landwirtschaft. 
großflächig ausgeräumte Landschaften und monokulturen führen zu einem 
Verlust an artenvielfalt und bodenfruchtbarkeit. Um das artensterben zu 
stoppen, muss natur großflächig geschützt und nicht nur in reservaten ge-
pflegt werden. 

naturschutz in der Kulturlandschaft funktioniert nur im Zusammenspiel 
mit der Landnutzung. die agrarförderprogramme und die forstliche förde-
rung sind so weiterzuentwickeln, dass sie umwelt- und naturschutzgerech-
te wirtschaftsprozesse belohnen und attraktive anreize für den Umstieg 
auf eine ökologische bewirtschaftung schaffen. wir wollen das dauergrün-
land erhalten und anreize für eine erhöhung artenreicher dauergrünland-
flächen schaffen. 

Aktiver Bodenschutz ist Klimaschutz: böden, insbesondere moore, nicht 
entwässerte waldböden und grünland funktionieren als co2-senken. wer-
den sie intelligent bewirtschaftet – z.b., indem feuchte standorte als grün-
land statt als ackerland genutzt werden –, lassen sich erhöhte co2-emis-
sionen aus der Landwirtschaft vermeiden. wir werden ein landesweites 
Programm zur renaturierung und wiedervernässung von mooren aufle-
gen. dies dient dem erhalt der artenvielfalt und leistet gleichzeitig einen 
wichtigen beitrag zum Klimaschutz. wichtig sind hierbei auch eine konse-
quente neuausrichtung der konventionellen Landwirtschaft – weg von der 
intensiven bodenbearbeitung hin zu gezieltem aufbau von artenreichen 
und co2-speichernden humusböden – sowie ein konsequenter grünland-
schutz.

Die Heimat betoniert man nicht – Flächenverbrauch stoppen: Jahr für Jahr 
verschwindet in bayern eine fläche größer als der chiemsee unter asphalt 
und beton – für gewerbegebiete, Verkehrsflächen und einkaufszentren. 
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Mehr Natur an Flüssen und Seen: nur zehn Prozent unserer fließge-
wässer sind in einem guten ökologischen Zustand. auch die Qualität 
zahlreicher seen ist stark verbesserungswürdig. wir stehen vor der her-
ausforderung, die Zielsetzungen der europäischen wasserrahmenrichtli-
nie (wrrL) zu erfüllen und die chemische, biologische und ökologische 
Qualität von gewässern entscheidend zu verbessern. dazu sind eine ex-
tensivierung der Landwirtschaft sowie renaturierungsmaßnahmen not-
wendig. ein weiterer wichtiger schritt auf dem weg zu einer verbes-
serten gewässersituation ist die einführung von mindestens zehn meter 
breiten schutzstreifen auf landwirtschaftlichen flächen an allen gewäs-
sern. an wasserkraftwerken muss für ökologische durchgängigkeit ge-
sorgt werden.

Für die frei fließende Donau: die donau ist ein in europa einmaliges na-
turgebiet. hier leben hunderte bedrohter tier- und Pflanzenarten, die fast 
alle existenziell von der natürlichen dynamik der wasser- und grundwas-
serstände, vom „atmen der aue“ abhängen. wir setzen deshalb auf einen 
sanften ausbau des flusses, der auch nur einen bruchteil der Kosten ver-
ursachen würde, die beim bau von staustufen anfallen. ohnehin verläuft 
parallel zur donau eine bahntrasse, auf der – ökologisch verträglich – ein 
Vielfaches dessen befördert werden kann, was auf der donau transpor-
tiert wird. wir grüne werden deshalb gemeinsam mit der mehrheit der 
bayerischen bevölkerung den erhalt der frei fließenden donau sichern 
sowie die anerkennung der niederbayerischen donau als weltnatur- und 
weltkulturerbe durch die Vereinten nationen beantragen. dies würde der 
gesamten region, die zu den ältesten siedlungsgebieten mitteleuropas 
zählt, auch einen wirtschaftlichen schub geben. 

Hochwasserschutz: in folge des Klimawandels werden die starken nie-
derschlagsereignisse weiter zunehmen. „Jahrhunderthochwässer“ drohen 
zu einem häufigen Katastrophenereignis zu werden. hochwasserschutz 
ist daher ein elementarer bestandteil der anpassungsstrategie an den Kli-
mawandel. technischer hochwasserschutz allein greift aber viel zu kurz. 
wir wollen den flüssen wieder mehr raum geben, damit die flussauen 
ihre ökologischen funktionen zum wasserrückhalt und als Lebensraum 
für tier- und Pflanzenarten wieder wahrnehmen können. durch den aus-
bau der ökologischen Landwirtschaft kann die speicherfähigkeit der bö-
den verbessert werden. außerdem muss die entsiegelung oder teilent-
siegelung von flächen vorangetrieben werden. Um eine Zunahme des 
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(z.b. Parks, grünzüge, etc.) müssen erhalten und qualitativ verbessert 
werden. bei der grünflächenplanung werden wir nicht nur ästhetische as-
pekte, sondern auch ökologische stärker berücksichtigen, so dass die Le-
bensraumvielfalt erhalten bleibt. dazu gehört auch der erhalt von urbanen 
brachflächen und anderer naturnaher städtischer ökosysteme.

für uns grüne haben die Vermeidung von Müll und der ausbau von 
mehrwegsystemen Vorrang vor Verbrennung. die zunehmende Knappheit 
von rohstoffen, eine bessere energiebilanz und auch die stärkung regiona-
ler wirtschaftskreisläufe sind wichtige argumente für eine solche Politik. 
bei der Verbrennung und deponierung von müll werden wir hohe stan-
dards einführen, um menschen und natur vor schadstoffen zu schützen. 
den export von müll, auch zur Verwertung, lehnen wir entschieden ab. wer 
für die entstehung des abfalls verantwortlich ist, muss sich auch um des-
sen Verwertung und entsorgung kümmern. Zudem setzen wir uns dafür ein, 
das sogenannte „containern“ zu legalisieren. wir verstehen es als aktives 
Zeichen gegen die wegwerfgesellschaft, dass entsorgte aber noch essbare 
Lebensmittel einer sinnvollen Verwendung zugeführt werden. 

Altlasten sanieren: in unseren böden finden sich nicht nur immer wieder 
bomben aus dem zweiten weltkrieg sondern auch die hinterlassenschaften 
ehemaliger industrie-, gewerbe- und hausmülldeponien. da viele dieser 
altlasten eine tickende Zeitbombe für unser grundwasser darstellen kön-
nen, wollen wir altlastenflächen zügig und konsequent sanieren.

Ressource Wasser: der süden bayerns besitzt – anders als viele ande-
re regionen der erde – ausreichende wasservorräte. in franken aller-
dings kann es bei großer hitze und längerer trockenheit zu mangel von 
grund- und trinkwasser kommen. hier brauchen wir anreize für einen 
sparsamen Umgang mit wasser. die nutzung von oberflächenwasser 
(regenwasser) immer dort wo keine trinkwasserqualität (z.b. toiletten-
spülung) notwendig ist, werden wir fördern. deswegen werden wir eine 
entsprechende ausgestaltung des wasserentnahmeentgelts vornehmen, 
das wasserversorgungsunternehmen, industrie und energieunternehmen 
zu entrichten haben. Unser Ziel ist ein flächendeckender, qualitativ wie 
quantitativ guter grundwasserzustand. hierzu müssen die einträge aus 
Pflanzenschutzmitteln und nitrat deutlich reduziert werden. bestrebun-
gen zu Privatisierungen der wasserversorgung und der abwasserentsor-
gung bekämpfen wir.
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Schutz vor Elektrosmog: in unserem alltag sind wir zunehmend elekt-
romagnetischer strahlung ausgesetzt: handys und dect-schnurlostele-
fone, funknetzwerke (wLan) und schnurlosgeräte in der Peripherie von 
Personal computern, digitaler terrestrischer rundfunk, warendetektions-
systeme, funkchips (rfid), mobile multimediageräte und künftig auch der 
digitale Polizei- und rettungsdienstefunk. neben diesen hochfrequenz-an-
wendungen tragen auch niederfrequente elektrische und magnetische wel-
len zur belastung durch elektrosmog bei. Quellen sind hier beispielsweise 
hochspannungsleitungen, stromleitungen oder transformatoren. im sinne 
eines vorbeugenden gesundheitsschutzes müssen wir dafür sorgen, dass 
die belastungen der bürgerinnen und bürger durch elektrosmog möglichst 
minimiert werden. auf bundesebene setzen wir uns für grenzwerte ein, die 
einen ausreichenden gesundheitlichen schutz und die Vorsorge vor risiken 
beinhalten. die bayerische bauordnung werden wir dahingehend ändern, 
dass mobilfunksender generell genehmigungspflichtig werden. wir wollen, 
dass dem ausbau von mobilfunknetzen im einvernehmen und auf Kosten 
der betreiber lokale standortkonzepte zur minimierung der strahlenbelas-
tung zugrunde gelegt werden Ziel ist die information und beteiligung der 
gemeinden sowie der öffentlichkeit vor baubeginn. mobilfunk-sendeanla-
gen in zu großer nähe von wohnbebauung, vor allem von Kindergärten und 
schulen, sollen verhindern werden. auch gilt es, die Praxis zu beenden, 
staatliche Liegenschaften für sendeanlagen zur Verfügung zu stellen, ohne 
Kommunen, bürgerinnen und bürger zu beteiligen. 

Recht auf saubere Luft: der straßenverkehr ist ein hauptverursacher der 
Luftbelastung durch feinstaub und stickoxide. die feinstaub-, ozon- und 
stickoxidkonzentration begünstigt asthma und andere atemwegserkran-
kungen, vor allem bei Kindern. die stickstoffeinträge aus dem Verkehr sor-
gen auch heute noch für eine zunehmende bodenversauerung und belasten 
unsere waldökosysteme. wir grünen stehen deshalb für konsequentes 
handeln, das die feinstaubkonzentration senkt. 

Etwas mehr Ruhe bitte: Lärm macht krank und ist heute eines der größten 
Umweltprobleme. wir werden eine flächendeckende Lärmminderungspla-
nung des freistaats einführen und die Umsetzung konkreter schutzmaß-
nahmen finanziell fördern. die Kommunen werden wir bei der Umsetzung 
der eU-Umgebungslärm-richtlinie, bei der erstellung und Umsetzung von 
Lärmaktionsplänen und bei der durchsetzung straßenverkehrsrechtli-
cher maßnahmen besser unterstützen. beim fluglärm haben für uns die 
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schadenspotenzials zu vermeiden, ist keine weitere bebauung in über-
schwemmungsgebieten zuzulassen. Zudem muss die hochwasservorsor-
ge gestärkt werden. 

Gesundes Leben und gesunde Umwelt für Mensch und Natur: Umwelt-
probleme haben oft schleichend und lange unbemerkt erhebliche folgen 
für die gesundheit. das übermaß an chemikalien in unserem alltag, Pes-
tizide in nahrungsmitteln, Lärm, feinstaub und elektrosmog sind – vor 
allem in Kombination – potenzielle Krankheitsauslöser. belastungen von 
wasser, Luft, boden, Lebensmitteln und gefahren durch Lärm treffen zu-
erst Kinder und ältere. die Zunahme von allergien ist erschreckend. die 
wechselwirkung von Umweltbelastungen macht es oft unmöglich, Krank-
heitsbilder und ihre auslöser in einen nachweisbaren Zusammenhang zu 
bringen. 

das recht auf gesundes wohnen und gesunde nahrungsmittel, der schutz 
vor Umweltgiften, Lärm und schädlicher strahlung gehören zu den Leit-
linien unserer Umwelt- und gesundheitspolitik. mündige und gut infor-
mierte bürgerinnen und bürger sind das rückgrat einer gelebten Umwelt-
politik und einer aktiven gesundheitsvorsorge. 

Prinzip Verantwortung: fortschritt muss umwelt- und menschenverträg-
lich gestaltet werden. deshalb sind regeln und grenzwerte, die sich am 
Vorsorgeprinzip orientieren und deren einhaltung und Kontrolle für uns 
unverzichtbar. besonders riskant ist die missachtung des Vorsorgeprin-
zips, wenn es sich um technologien handelt, deren auswirkungen sich 
mit dem heute vorhandenen wissen nicht einschätzen lassen. das gilt 
auch für die nanotechnologie. nanoprodukte werden schleichend in den 
markt eingeführt. der Umgang damit findet gegenwärtig in einem nahe-
zu rechtsfreien raum statt. wir wollen, dass sich bayern für ein öffentli-
ches nationales melderegister für Produkte mit nanomaterialien einsetzt. 
Produkte mit nanopartikeln sollten gekennzeichnet werden. die staatli-
chen forschungsanstalten müssen bei der nanotechnologie mehr risi-
koforschung betreiben. der schutz vor gesundheitlichen auswirkungen 
von nanopartikeln muss eingang in arbeitsschutzbestimmungen finden. 
für die anwendung ungebundener nanoskaliger Partikel und körpernaher 
Produkte wie Lebensmittel, Verpackungen oder Kosmetika werden wir 
ein moratorium verkünden, bis mögliche gesundheits- und Umweltfolgen 
geprüft wurden.
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Vertrauen stärken durch bessere Kontrollen: regelmäßig wiederkehren-
de skandale zeigen, dass wir die Lebens- und futtermittelkontrollen nicht 
ausdünnen dürfen, sondern je nach risiko sogar erweitern müssen. dazu 
sind die länderübergreifende spezialisierung und Vernetzung auszubauen, 
die entsprechenden finanziellen mittel ebenso wie die personelle ausstat-
tung für die Landesämter und die kommunalen überwachungsbehörden 
zur Verfügung zu stellen. wir wollen einen rechtlichen rahmen schaffen, 
der es ermöglicht, die ergebnisse der amtlichen Lebensmittelüberwachung 
transparent zu machen: durch eine erkennbare hygiene-Kennzeichnung 
speziell in gaststätten, Kantinen und imbissen. die Kontrollen müssen 
nach vorgegebenen standards erfolgen, die eine gerechte bewertung er-
möglichen. mangelhaft bewertete betriebe sollen die möglichkeit zur nach-
kontrolle und Korrektur ihres ergebnisses erhalten. 

das Landesamt für gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LgL) sollte sich 
stärker als Verbraucherschutzbehörde begreifen. Viele verbraucherschutz-
relevante fragestellungen werden derzeit vorwiegend von ngos oder wa-
rentestinstituten bearbeitet. gerade bei komplizierteren Probenahmen und 
analyseverfahren stoßen diese aber schnell an ihre grenzen. das LgL soll-
te ngos und warentestinstitute stärker unterstützen und bei eigenen for-
schungsprojekten anregungen aus Verbraucherschutzkreisen aufnehmen.

Kein Genfood auf unsere Teller: wir stehen seite an seite mit bäuerinnen 
und bauern, imkerinnen und Verbraucherinnen, die an vielen orten gentech-
nikfreie regionen ausrufen und sich gegen den anbau von gentechnisch ver-
änderten Pflanzen wenden. agro-gentechnik befördert weltweit monokul-
turen, gefährdet die Umwelt, gentechnikfreie Produktion und arbeitsplätze. 
sie bedroht die wahlfreiheit der Verbraucherinnen und Verbraucher, sich für 
gentechnikfreie und ökologische Lebensmittel entscheiden zu können. gen-
technik macht Landwirtinnen und Landwirte noch abhängiger von wenigen 
weltweit agierenden Konzernen. haupteinfallstor für die agro-gentechnik sind 
gentechnisch veränderte futtermittel. wir wollen gentechnische Veränderun-
gen klar und deutlich kennzeichnen: ob das fleisch, die milch oder der Käse 
von tieren stammen, die mit gen-soja oder gen-mais gefüttert wurden. eine 
klare Kennzeichnung erleichtert die wahl beim einkauf und fördert einen gen-
technikfreien futtermittelmarkt. wir setzen uns ein für die beibehaltung der 
nulltoleranz bei saatgut, futter- und Lebensmitteln. wir streben den beitritt 
bayerns zum netzwerk gentechnikfreier regionen an. in den staatlichen gü-
tern bayerns dürfen die tiere nur noch gentechnikfreies futter bekommen. 
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Lärmschutzinteressen der anwohnerinnen und anwohner Vorrang vor den 
rein betriebswirtschaftlichen interessen der Luftverkehrswirtschaft. wir 
grünen fordern ein bundesweit einheitliches nachtflugverbot von 22 bis 
6 Uhr. 

Verbraucherinnen und Verbraucher mächtig machen: Ziel unserer Ver-
braucherpolitik sind gut informierte und selbstbestimmte Verbraucherin-
nen. sie können ihre rechte wahrnehmen und haben die notwendigen 
Kompetenzen für ihre täglich zu treffenden Konsumentscheidungen. wir 
wollen Verbraucherinnen und Verbraucher in die Lage versetzen, eine 
entwicklung zu unterstützen, die unsere Lebensgrundlagen dauerhaft 
erhält und mehr Lebensqualität sichert. beratung und aufklärung müs-
sen mit staatlicher Unterstützung ausgebaut, wertorientiertes handeln 
muss in den mittelpunkt gestellt werden. wir setzen uns für umfangrei-
che berichtspflichten ein. Zum beispiel, ob und wie ethische, soziale und 
ökologische belange berücksichtigt werden. die arbeit der Verbraucher-
verbände hat eine große bedeutung und verdient eine bessere finanzaus-
stattung. 

Forschen und Fördern – Nachhaltigkeitssiegel: Verbraucherinnen und 
Verbraucher müssen erkennen können, welche Produkte nachhaltig her-
gestellt wurden. wir setzen uns dafür ein, die forschung im bereich 
nachhaltiger Konsum zu intensivieren und die aufklärung der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, z.b. über das Verbraucherinformationspor-
tal (V.i.s.) des Verbraucherministeriums voran zu treiben. forschung im 
alleinigen Verbraucherinteresse muss durch entsprechende Lehrstühle 
unterstützt werden. die entwicklung eines nachhaltigkeitssiegels steht 
dabei an vorderster stelle. nachhaltiger Konsum muss durch die entspre-
chenden politischen rahmenbedingungen angereizt und unterstützt wer-
den. deshalb setzen wir uns für entsprechende förderinstrumente zur 
einführung umweltfreundlicher, fair hergestellter und gehandelter Pro-
dukte und dienstleistungen ein. 

Regionalsiegel: wir wollen ein freiwilliges bundesweites „regionalsie-
gel“ einführen. dieses siegel können Produkte erhalten, die aus der region 
stammen und definierte gesetzliche Vorgaben zu erzeugung, Verarbeitung 
und herstellung einhalten. die Kriterien müssen so ausgestaltet werden, 
dass sie im rahmen von Zertifizierungsmaßnahmen herangezogen und im 
rahmen der Lebensmittelüberwachung auch kontrolliert werden können. 
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03. eine grüne lanD- unD  
forstWirtschaft für bayern 

wir grüne setzen uns für eine Landwirtschaft ein, die das wohl der Land-
wirtinnen und Landwirte, der Verbraucherinnen und Verbraucher, der tie-
re, der natur und der artenvielfalt gleichermaßen zum Ziel hat. Zum erhalt 
unserer Lebensgrundlagen wollen wir eine naturnahe, umwelt- und klima-
schonende sowie gentechnikfreie Landwirtschaft bewahren und fördern. 
nur eine bäuerliche Landwirtschaft, die auf einer nachhaltigen Produkti-
onsweise basiert, kann unsere Kulturlandschaft, unsere erholungsflächen, 
unsere Umwelt und heimat dauerhaft schützen.

eine nachhaltige gesellschaft muss alternativen zur tierbasierten Landwirt-
schaft finden. deshalb wollen wir grüne die fleischreduzierte ernährung 
fördern. wir werden Projekte unterstützen, die den einstieg in die pflanzli-
che ernährung ermöglichen.

eine fehlgeleitete agrarpolitik hat in den vergangenen Jahrzehnten vie-
le bäuerinnen und bauern gezwungen, von dieser art der nachhaltigen 
wirtschaftsweise abzukommen. die agrarlobby behauptet, dass Land-
wirtschaft in einer zunehmenden globalisierung und unter den derzei-
tigen rahmenbedingungen nur noch dann rentabel betrieben werden 
könne, wenn ohne rücksicht auf artgerechte tierhaltung und den erhalt 
der Lebensgrundlagen gewirtschaftet wird, wenn immer größere mengen 
produziert werden und die Landwirtschaft rationalisiert und industriali-
siert wird. die schwarz-gelbe bundesregierung war in den letzten Jahren 
die größte hürde auf dem weg zu einer anderen agrarpolitik. sie verhin-
derte und verwässerte in brüssel die reform der gemeinsamen agrarpo-
litik der eU, blockierte das Verbot von bienenschädlichen insektiziden, 
ließ stattdessen die Zulassung für monsantos genmais mir162 passie-
ren und setzt auf fleischexporte als wachstumsmarkt für die deutsche 
Landwirtschaft. eine Landwirtschaftspolitik im sinne der Umwelt und 
der bäuerlichen betriebe gibt es nicht mit der csU, sondern nur mit den 
grünen. wir grüne wollen Klasse statt masse. Und wir wollen konse-
quent die Leistungen der Landwirtinnen für wasser-, Klima-, Umwelt-, 
tier- und naturschutz fördern. nur so haben höfe dauerhaft überlebens-
chancen.
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 03.

Konsequenter Tierschutz: tiere haben rechte: bündnis 90/die grünen 
treten für einen respektvollen und ethisch verantwortbaren Umgang mit 
unseren mitgeschöpfen, den tieren, ein. wir haben deshalb im bundes-
tag den entwurf für ein neues tierschutzgesetz vorgelegt. auf der ebene 
der Landespolitik werden wir eine beteiligung an einer neuen bayerischen 
staatsregierung nutzen, um endlich ein Verbandsklagerecht für tierschutz-
verbände einzuführen und die stelle einer oder eines tierschutzbeauftrag-
ten der staatsregierung einzurichten. die möglichkeiten des neuen tier-
schutzgesetzes werden wir nutzen, um auf Landesebene maßnahmen 
gegen eine unkontrollierte Vermehrung streunender Katzen zu ergreifen. 
die arbeit der tierheime, tierauffangstationen und gnadenhöfe wollen wir 
durch eine klare finanzierungsregelung insbesondere zur fundtierkosten-
erstattung unterstützen. 

den grausamkeiten der industriellen massentierhaltung wollen wir ein en-
de bereiten. amputationen bei tieren darf es ebenso wenig geben wie die 
haltung auf engstem raum. die ställe müssen sich an den bedürfnissen der 
tiere ausrichten und nicht die tiere an den Profitinteressen der agrarin-
dustrie. die tiertransportzeiten wollen wir auf eine Zeit von maximal vier 
stunden und eine maximale entfernung von 200 Kilometern beschränken. 
die überwachung des tierschutzes bei der schlachtung und bei tiertrans-
porten muss deutlich erhöht werden. Zudem setzen wir uns für eine tierver-
suchsfreie Lehre und forschung ein. wir streben einen vollständigen ersatz 
der tierversuche durch alternative Versuchsanordnungen an. mit diesem 
grundlegenden richtungswechsel werden wir die achtung der rechte von 
tieren – seien es Versuchstiere, Zirkustiere, Zootiere, haustiere, heimtie-
re und alle anderen arten, in denen tiere wirtschaftlichen interessen von 
menschen unterworfen sind – künftig in angemessener weise durchsetzen.
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Verbraucherschutz und stärkt die lokale wirtschaft, so dass ländlicher 
raum lebenswert bleibt. durch eine angemessene anwendung der gelten-
den Lebensmittel- und hygienevorschriften sollen bäuerliche Lebensmit-
telproduktion und -verarbeitung sowie regionales Lebensmittelhandwerk 
praxistauglich gestärkt werden. insbesondere zu Lagerung, schlachtung, 
Verarbeitung und regionaler Vermarktung sollen investitionszuschüsse an-
geboten werden. über regionale wertschöpfungsketten wird gleichzeitig 
das Verständnis zwischen den Lebensmittelproduzierenden und den Le-
bensmittelkonsumierenden, zwischen Landwirtschaft und Verbraucherin-
nen gefördert. dieses Verständnis wollen wir auch auf anderen ebenen 
befördern.

Bayern gentechnikfrei machen: wir grüne lehnen den einsatz von gen-
technik in der Landwirtschaft konsequent ab. die langfristigen risiken der 
agro-gentechnik sind für mensch, tier und Umwelt nicht abschätzbar. oh-
ne gentechnik in der Landwirtschaft verschafft sich bayern hingegen einen 
wichtigen nationalen und internationalen Vorteil, weil die große mehrheit 
der Verbraucherinnen gen-food ablehnt.

Artgerechte Tierhaltung statt Tierquälerei: die grünen setzen sich für 
eine bäuerliche Landwirtschaft mit artgerechter flächengebundener tier-
haltung ein. eine industrialisierung der Landwirtschaft, wie sie im bereich 
der massentierhaltung vor allem bei schweinen und geflügel praktiziert 
wird, lehnen wir strikt ab. sie zerstört bäuerliche strukturen, vernich-
tet arbeitsplätze, quält die tiere und belastet Umwelt, wasser und bö-
den. nutztierhaltung muss sich an den bedürfnissen der tiere orientie-
ren und darf nicht der anpassung der tiere an ein stallsystem folgen. Zur 

gentechnikfreies bayern
wir grüne lehnen den einsatz von gentechnik in der Landwirtschaft 
konsequent ab. wir setzen uns ein für die beibehaltung der nulltole-
ranz bei saatgut, futter- und Lebensmitteln. mit unserer regierungsbe-
teiligung wird bayern dem netzwerk gentechnikfreier regionen beitre-
ten. in den staatlichen gütern bayerns wird nur gentechnikfreies futter 
verwendet werden.
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Förderung eines ökologischeren Landbaus: der ökologische Landbau 
wird von uns grünen als Leitbild nachhaltiger Landwirtschaft betrach-
tet, weil er verantwortungsvoll mit tieren umgeht und natürliche ressour-
cen wie boden und wasser schützt. ferner leistet ökologischer Landbau 
einen wichtigen beitrag zur reduzierung der Klimagase. er ist damit auch 
eine antwort auf die herausforderungen, denen sich die Landwirtschaft 
aufgrund der Klimaveränderung stellen muss. ökologischer Landbau bietet 
vielen menschen einen arbeitsplatz, hält die wertschöpfung durch regiona-
le Verarbeitung und Vermarktung in der region und bereichert durch viel-
fältige fruchtfolgen die Landschaft und biodiversität. 

Zur Förderung des ökologischen Landbaus braucht es beratung und an-
gemessene berücksichtigung in der landwirtschaftlichen schulung und aus-
bildung. wir wollen ökologischen Landbau deshalb zum verpflichtenden 
bestandteil von studium und ausbildung der Landwirtinnen und Landwirte 
machen. entsprechende Kenntnisse müssen auch in der ausbildung von 
Verarbeitungs- und handelsberufen verankert werden. außerdem muss die 
erforschung ökologischer anbau- und haltungsmethoden ausgebaut wer-
den. die Umstellung auf ökologische bewirtschaftung muss finanziell ange-
messen unterstützt werden, um anreize zu schaffen. der freistaat bayern 
muss beim ökologischen Landbau seiner Vorbildrolle gerecht werden. des-
wegen wollen wir das staatliche hofbräuhaus münchen, die staatsbrauerei 
weihenstephan und den staatlichen hofkeller würzburg auf 100% ökobe-
trieb umstellen. die außer-haus-Verpflegung gewinnt weiter an bedeutung. 
wir setzen uns dafür ein, dass in allen öffentlichen einrichtungen ein ange-
bot an ökologischen Lebensmitteln eingeführt wird.

die Entwicklung regionaler Wertschöpfungsketten trägt nicht nur we-
sentlich zum erhalt der bäuerlichen betriebe bei. durch hohe transparenz 
bei der erzeugung und Verarbeitung von Lebensmitteln bietet sie optimalen 

förDerung Des ökologischen lanDbaus
mit verbesserten beratungsangeboten und einem ausbau der forschung 
werden wir den ökologischen Landbau fördern. außerdem werden wir 
die Umstellung auf ökologische bewirtschaftung finanziell unterstützen.
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milchpreis zu sichern und die Position der milchviehbetriebe als gleichbe-
rechtigte marktpartner zu stärken. die flächenprämien müssen schritt für 
schritt in Prämien umgestaltet werden, die ökologische und gesellschaftli-
che Leistungen honorieren, die über das gesetzlich vorgeschriebene maß 
hinausgehen und arbeitsplätze in gewachsenen bäuerlichen strukturen si-
chern. denn nicht flächengröße, sondern aktive bäuerinnen und bauern 
erbringen mit ihrer Kreativität und alltäglichen arbeit ökologische, soziale 
und kulturelle Leistungen. damit sie auch künftig erbracht werden, muss 
der damit verbundene höhere arbeitsbedarf und Verzicht auf erträge mit 
öffentlichen geldern ausgeglichen werden.

JA zum artenreichen Grünland, NEIN zu Maismonokulturen: der anbau 
nachwachsender rohstoffe ist für viele landwirtschaftliche betriebe ein zu-
sätzliches standbein. bei der weiterentwicklung dieses segments müssen 
auch die grenzen deutlich gemacht werden. Zum einen, wenn es zu ei-
ner nicht mehr zu akzeptierenden Verdrängung der Lebensmittelerzeugung 
führt und zum anderen, wenn insbesondere im bereich biogas die maismo-
nokulturen den anspruch einer naturnahen und umweltfreundlichen Pro-
duktion unterlaufen. eine weitere Zerstörung des für die biodiversität und 
für den Klimaschutz enorm wichtigen grünlandes durch Umbruch zu mais-
äckern ist nicht mehr zu akzeptieren. deshalb fordern wir ein sofortiges 
Umbruchverbot für grünland.

auch zur stärkung der grünlandstandorte fordern wir eine erhöhung der 
weideprämie für rinder und die ausdehnung der weideprämie auf schafe 
und Ziegen. extensiv bewirtschaftetes artenreiches grünland ist einer der 
am stärksten gefährdeten Lebensräume bayerns und muss deshalb durch 
gezielte förderung aus dem Kulturlandschaftsprogramm in ausreichendem 
Umfang bewahrt werden. auch eine umweltschonende extensive bergland-
wirtschaft und almviehhaltung produziert hervorragende Lebensmittel, si-
chert artenreiche natur und ist touristisch attraktiv. wir wollen diese er-
halten und ihre gemeinwohlleistungen gezielt fördern, da sie ohne diese 
förderungen im globalisierten wettbewerb nicht bestehen kann.

Zukunftsfähige Waldbewirtschaftung in Bayern: bayern ist reich an wäl-
dern, über ein drittel der Landesfläche ist bewaldet, sie werden von et-
wa 700.000 waldbesitzerinnen gepflegt und bewirtschaftet. mehr als 40% 
der bayerischen waldfläche stehen als staats- und Kommunalwald direkt 
im eigentum der bürgerinnen und bürgern des freistaats. einer grünen, 
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gewährleistung von mehr tierkomfort mit einer wesensgemäßen besatz-
dichte in modernen nutztierställen sollen investitionszuschüsse für den 
stallbau an den eU-richtlinien für ökologischen Landbau orientiert sein, 
so dass auch konventionell betriebene stallungen ohne erhebliche Umbau-
ten für eine artgerechte tierhaltung umgestellt werden können. der einsatz 
von antibiotika und hormonen muss rasch und massiv abgesenkt werden. 
Prophylaktischer antibiotikaeinsatz ist zu beenden, dies muss durch konse-
quente aufsicht und fachkundige beratung umgesetzt werden.

Bienen sind unverzichtbar: wir wollen die Lebensbedingungen der honig-
bienen sichern und die dramatischen Verluste von bienen in bayern be-
kämpfen. bienenschädliche Pestizide sind ebenso mitverantwortlich für das 
bienensterben wie die industrielle agrartechnik und blütenarme monokul-
turen, durch die es ein zu geringes angebot an futterpflanzen für bienen 
gibt. im ökosystem sind die bienen unverzichtbar für die artenvielfalt bei 
Pflanzen und tieren, sie sind aber auch aus ökonomischen gründen für die 
bestäubung von Pflanzen in der Landwirtschaft notwendig. wir wollen des-
halb vielfältige Lebensräume und artenreiche wiesen erhalten und schaffen, 
auch auf landeseigenen flächen. wir wollen ein Verbot der bienenschädli-
chen agrargifte. wir werden die Zucht von samenfesten sorten unterstützen.

Unser grünes Kulturlandschaftsprogramm (Kulap) soll gewährleisten, 
dass der Einsatz öffentlicher Gelder in der agrarpolitik sich in gesell-
schaftlichen Leistungen der Landwirtinnen für boden-, Klima-, Umwelt-, 
natur- und tierschutz sowie in der Produktqualität wiederfindet. dieses 
Prinzip, öffentliche gelder gezielt für gesellschaftliche Leistungen zur Verfü-
gung zu stellen, gilt nicht nur für die agrarpolitik in europa, sondern auch 
für die agrarförderung in entwicklungs- und schwellenländern. wichtig ist 
es deshalb, nicht die rationalisierung und wettbewerbsfähigkeit für den 
weltmarkt zu fördern, sondern die ökologischere erzeugung und Vermark-
tung von Qualitätsprodukten mit regionalen wertschöpfungsketten zu fai-
ren erzeugerpreisen. exportsubventionen wollen wir deshalb abschaffen. 
den anbau von heimischen eiweißfuttermitteln wie erbsen, ackerbohnen, 
Lupinen und sojabohnen wollen wir hingegen attraktiver machen sowie 
die erforderlichen Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen für heimi-
sches eiweißfutter unterstützen, um die importabhängigkeit bei soja zu 
vermindern. Zur erhaltung der bäuerlichen milchviehbetriebe wollen wir 
uns für den erhalt leistungsfähiger erzeugergemeinschaften mit dem Ziel 
einer bäuerlichen milchmengensteuerung stark machen, um damit den 
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Mehr Anerkennung für den Privatwald: Unsere wälder müssen in folge 
des Klimawandels möglichst rasch in artenreiche mischwälder umgewan-
delt werden. dies stellt gerade den Klein- und Kleinstprivatwald vor große 
herausforderungen. aus diesem grund müssen nicht nur entsprechende 
fördergelder, zum beispiel für Laubholzpflanzungen, bereitgestellt wer-
den – es bedarf auch dringend einer intensivierung der staatlichen bera-
tung. seit der forstreform werden die reviere in den Privatwäldern ständig 
vergrößert. der beratende förster soll künftig wieder mehr arbeitszeit im 
wald und weniger Zeit im auto oder büro verbringen. wir grüne stoppen 
den stellenabbau in der forstverwaltung.

Um die strukturellen nachteile im Kleinprivatwald auszugleichen, werden 
wir die freiwilligen Zusammenschlüsse der waldbesitzerinnen stärken, in-
dem wir die Zusammenarbeit mit der forstverwaltung ausweiten. Viele pri-
vate waldbesitzerinnen leisten bereits heute einen wichtigen beitrag zum 
naturschutz im wald. diese freiwilligen Leistungen bei der Umsetzung der 
natura 2000 Ziele gilt es zu honorieren, weshalb wir die mittel für den Ver-
tragsnaturschutz im wald erhöhen wollen.

Forst- und Holzwirtschaft als Wirtschaftsfaktor: im bereich des clus-
ters „forst und holz“ sind in bayern rund 162.000 menschen beschäf-
tigt. die forst- und holzwirtschaft stellt insbesondere im ländlichen 
raum wertvolle arbeitsplätze und einen bedeutenden wirtschaftsfaktor 
dar. sie ist motor einer nachhaltigen entwicklung ländlicher räume. wir 
grüne wollen diesen sektor stärken und weiter ausbauen. Unser Ziel ist 
es, den nachwachsenden rohstoff holz so nachhaltig und naturverträg-
lich wie möglich bereitzustellen und ihn so intelligent und effizient wie 
möglich zu nutzen.

Vorliegende wissenschaftliche studien und ökobilanzen belegen, dass 
die nachhaltige nutzung und Verwendung von holz vor allem in langle-
bigen Produkten nicht nur energieeffizient ist, sondern auch zur Ver-
minderung und speicherung der treibhausgasemissionen (Klimaschutz) 
beiträgt. der einsatz von holz als baumaterial und als werkstoff ist da-
her deutlich zu erhöhen. nach einer oder mehreren stufen stofflicher 
nutzung sind holzprodukte dann auch noch energieträger. die direkte 
energetische nutzung von waldholz muss möglichst auf diejenigen sor-
timente begrenzt werden, die keiner stofflichen Verwertung zugeführt 
werden können.
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zukunftsfähigen waldbewirtschaftung kommt deshalb für die nachhaltige ent-
wicklung der ländlichen regionen bayerns besondere bedeutung zu. die nut-
zung des wichtigsten nachwachsenden rohstoffs holz, des bedeutenden hei-
mischen bau- und werkstoffs, auf dem überwiegenden teil der waldfläche 
halten wir aus ökologischen wie wirtschaftlichen gründen für unverzichtbar.

Gemeinwohl im Bürgerwald: nur ein gesunder, naturnaher und struktur-
reicher wald ist in der Lage, seine vielfältigen funktionen nachhaltig zu er-
bringen. den eingeleiteten waldumbau hin zu stabilen mischwäldern und 
naturnahen dauerwäldern werden wir konsequent weiterführen. wir grü-
ne setzen dabei im staatswald auf eine bewirtschaftung, die den Prinzipien 
der naturgemäßen waldwirtschaft entspricht.

die bewirtschaftung des staatswalds ist in einen eigenständigen forstbe-
trieb (bayerische staatsforsten) ausgelagert. der betrieb ist derzeit zu ein-
seitig auf kurzfristige gewinnorientierung ausgerichtet, was zu massivem 
stellenabbau, besonders im ländlichen raum führte und führt. das wollen 
wir ändern. der grüne staatswald dient dem allgemeinwohl im besonde-
ren maße. er ist in jeder hinsicht vorbildlich und nachhaltig zu bewirtschaf-
ten. es gilt auch, die biologische Vielfalt im staatswald zu sichern und zu 
verbessern. das Ziel der biodiversitätsstrategie ist umzusetzen, wir wollen 
auf bis zu 10% der staatswaldfläche eine ungestörte natürliche walddyna-
mik zulassen. wir grüne werden bis ende 2014 für alle staatswaldbetriebe 
regionale naturschutzkonzepte vorlegen und das netz der naturwaldreser-
vate mittelfristig ergänzen.

Zur Vorbildfunktion der staatswaldbewirtschaftung gehört es auch, arbeits-
plätze zu erhalten. den stellenabbau bei den revierförsterinnen und insbe-
sondere bei den waldarbeiterinnen werden wir beenden. wo es notwen-
dig ist, werden wir auch zusätzliche arbeitsplätze schaffen. die personelle 
durchlässigkeit zwischen bayerischer forstverwaltung und den bayeri-
schen staatsforsten muss auf dauer gesichert werden.

die rationelle holzernte auch mit geeigneten maschinen wollen wir nicht 
gänzlich aus dem wald verbannen. einen maschinengerechten wald jedoch 
lehnen wir ab, da er mit dem Ziel einer naturgemäßen bewirtschaftung 
nicht vereinbar ist. grüne waldbewirtschaftung im staatswald wird Kos-
ten reduzieren, indem in erster Linie biologische Prozesse genutzt werden, 
um waldbauliche Ziele (z.b. naturverjüngung) zu erreichen.
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sowie den einsatz von fallen lehnen wir ab, den Zwang zur trophäenschau 
werden wir abschaffen und die fütterung von wild nur noch in tatsäch-
lichen notzeiten zulassen. die Liste der jagdbaren tierarten werden wir 
überarbeiten.

wolf, bär, Luchs & co. – die rückkehrer sind teil des ökosystems wald so-
wie der schöpfung. das beispiel anderer Länder zeigt, dass ein Zusammen-
leben zwischen wildtieren aller art und menschen möglich ist und auch in 
bayern möglich sein muss. grüne setzen auf aufklärung und sensibilisie-
rung, auf kluge managementpläne und wollen über Umweltbildungsmaß-
nahmen in Kindergärten und schulen das miteinander fördern und lange 
geschürte ängste abbauen.
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Regionalisierung der Wertschöpfung: den dezentral in der region wach-
senden rohstoff holz wollen wir wieder verstärkt den regionalen wirt-
schaftskreisläufen zuführen. die meist klein- und mittelständischen holzver-
arbeitenden betriebe brauchen Versorgungssicherheit. sie sichern wertvolle 
arbeitsplätze vor allem im ländlichen raum. wir grüne fördern das „holz 
der kurzen wege“, dezentrale strukturen sind wichtiges Ziel der holznutzung 
und holzverwertung. wir stärken die wertschöpfungskette „wald – forst – 
holz“ und nutzen deren positive volkswirtschaftliche effekte.

Mehr Wissen rund um Wald, Forst und Holz: der Klimawandel, der Um-
bau der wälder, der mittelfristig steigende anteil der Laubhölzer erfordern 
genauso wie die notwendigen innovationen im bereich der stofflichen nut-
zung nachwachsender rohstoffe schon heute größere anstrengungen in 
forschung und Lehre. wir wollen die forschung an den hochschulen bay-
erns in diesem sektor deutlich intensivieren, um den europäischen spitzen-
platz weiter zu verteidigen.

der austausch von wissenschaft und wirtschaft im hinblick auf die Umset-
zung wissenschaftlicher ergebnisse soll deutlich intensiviert werden. die clus-
ter „forst und holz in bayern“ sowie die existierenden regionalinitiativen bie-
ten hier positive ansätze. grüne geben der „waldpädagogik“ wieder einen 
höheren stellenwert, denn waldbewirtschaftung und holznutzung bieten für 
die schulausbildung wertvolle beispiele einer nachhaltigen wirtschaftsweise.

Ökologie und Tierschutz in der Jagd: die heutige Jagdgesetzgebung geht 
im wesentlichen auf das 1934 erlassene reichsjagdgesetz zurück und ist 
nicht mehr zeitgemäß. grüne Jagdpolitik wird sich streng an den Kriterien 
der ökologie und des tierschutzes orientieren. eine natürliche waldver-
jüngung muss möglich sein. wir grüne werden den grundsatz „wald vor 
wild“ auch im Jagdgesetz verankern, er steht bislang nur im bayerischen 
waldgesetz. „wald vor wild“ sowie die dramatisch veränderten und sich 
weiter verändernden Lebensräume erfordern eine neuausrichtung sowie 
ein kluges, an der ökologie ausgerichtetes wildtiermanagement. die unte-
ren Jagdbehörden werden wir in die ämter für ernährung Landwirtschaft 
und forsten integrieren.

eine konsequente bestandsregulierung des schalen- und des schwarzwilds 
sind ebenso bestandteil grüner Jagdpolitik wie der schutz von gefährde-
ten tierarten, die nicht bejagt werden dürfen. den abschuss von haustieren 
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im strombereich ist der anteil erneuerbarer energien durch den starken aus-
bau der Photovoltaik und dank der historisch gewachsenen wasserkraft in 
bayern mit etwa einem drittel relativ hoch. dennoch wird fast die hälfte des 
strombedarfs durch atomenergie gedeckt. der rest des benötigten stroms wird 
durch gas und Kohle erzeugt. die energiewende hat in weiten teilen der ge-
sellschaft eine große dynamik gerade im bereich der erneuerbaren energien 
ausgelöst. in vielen teilen bayerns herrscht aufbruchsstimmung. energiever-
sorgung wird nun endlich wieder als ein wesentlicher teil der Kommunalpolitik 
verstanden. bürgerinnengenossenschaften entstehen, neue stadtwerke wer-
den gegründet, lokale banken unterstützen die energiewende in der region. 
auf dieses engagement vor ort wollen wir aufbauen und es weiterhin stärken.

Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger: die energiewende ist nicht nur 
klimapolitisch notwendig, sondern auch zutiefst demokratisch: endlich 
kümmern wir uns wieder selbst um einen wesentlichen teil unserer da-
seinsvorsorge. die bürgerinnen und bürger werden wir frühzeitig in die 
Planungen einbeziehen, sie sollen ihre ideen einbringen und über verschie-
dene alternativen entscheiden können. Zur bürgerinnenbeteiligung gehört 
auch die gründung von energiegenossenschaften, das persönliche und fi-
nanzielle engagement beim bau eines neuen windrads oder gemeinsame 
Projekte mit den örtlichen stadt- bzw. gemeindewerken.

dennoch: auch bei einer stärkung der dezentralen energieversorgung wer-
den wir auf zentrale infrastrukturen wie beispielsweise regionale stromver-
teilnetze, weiträumige stromhochspannungsnetze oder große stromspei-
cher nicht verzichten können. 

starke kommunen  
als motor Der energieWenDe

wir wollen die Kommunen darin bestärken, die energiewende mit ei-
genen stadt- oder gemeindewerken selbst in die hand zu nehmen. ei-
ne bessere finanzielle ausstattung der Kommunen soll zusätzlich dabei 
helfen, die großen einsparpotenziale im öffentlichen gebäudebereich zu 
heben. beides führt zu einer regionalen wertschöpfung, die neue inves-
titionen in eine saubere und dezentrale energieversorgung ermöglicht.
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04. Die energieWenDe gelingt  
nur mit uns!

inzwischen sind die gründe für die notwendigkeit der energiewende un-
bestritten: die gefahren der atomkraft sind unberechenbar und in ihren 
auswirkungen katastrophal. wir wissen, dass auch schon radioaktive nied-
rigstrahlung schäden verursacht und Krebs vermehrt bei Kindern in der Um-
gebung von atomkraftwerken auftritt. für den atommüll gibt es auch nach 
50 Jahren noch keine aussicht auf eine endlagerung. die nutzung von erdöl, 
erdgas und Kohle bringen das Klima aus dem gleichgewicht. die erwärmung 
der erde schreitet in einem tempo voran, das die menschheit noch nie er-
lebt hat. naturkatastrophen nehmen aufgrund des aus den fugen geratenen 
weltklimas zu, der Klimawandel verändert bereits die grundlagen unseres 
heutigen Lebens und zerstört die Zukunft nachfolgender generationen. die 
bereitstellung und nutzung von öl, gas und Kohle führt darüber hinaus zu 
einer erheblichen emission von schadstoffen und zur Verminderung der ar-
tenvielfalt. die Vorräte von Kohle, erdöl und erdgas sind beschränkt. fossile 
ressourcen sind als grundstoffe zahlreicher bedeutender wirtschaftszweige 
viel zu wertvoll, als dass wir sie weiterhin so verschwenderisch verfeuern 
dürften wie bisher. insbesondere bei erdöl und erdgas kann die förderung 
nicht mehr beliebig gesteigert werden. das führt zu steigenden weltmarkt-
preisen und macht uns immer abhängiger von den großen mineralölkonzer-
nen und den erdölexportierenden staaten. mit unserem grünen energie-
konzept wollen wir uns aus dieser abhängigkeit befreien.

die Umsetzung der energiewende ist gerade in bayern ein anspruchsvolles 
Projekt, von dem am ende alle profitieren werden: die regionen, mittelstand 
und handwerk, Umwelt und Klima. Unser Ziel ist es, unsere veraltete, auf 
fossilen und nuklearen energien basierende energiestruktur zum moderns-
ten und zukunftssichersten energiesystem der welt umzubauen – basierend 
auf 100% erneuerbarer energien. wind und sonne schicken uns keine rech-
nung, die wertschöpfung bleibt in der region, die Preise auf dauer stabil. 

die grüne energiewende baut auf die drei Prinzipien „energieeinsparung“, 
„effiziente energienutzung“ und „einsatz erneuerbarer energien“. wir müs-
sen in allen bereichen ansetzen, in denen energie verbraucht wird. die drei 
großen felder sind hier der Verkehr, das heizen und Kühlen von gebäuden 
und schließlich die Produktion von investitions- und Konsumgütern.
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gefunden. in vielen windreichen gegenden bayerns, wie rhön, steigerwald, 
spessart, fichtelgebirge oder allgäu, werden naturparks bislang pauschal 
zu ausschlussgebieten erklärt. wir brauchen endlich auch in bayern die 
gesetzlich vorgesehene abwägung zwischen den belangen des natur- und 
Landschaftsschutzes und des Klimaschutzes mithilfe erneuerbarer energi-
en. statt pauschaler großflächiger ausschlussgebiete in den regionalplänen 
sind für alle bayerischen naturparks Zonierungskonzepte für windkraftan-
lagen zu erstellen, wie bereits für den naturpark altmühltal geschehen. an-
derenfalls müsste der weg über einzelfallgenehmigungen eröffnet werden.

wir müssen den anteil der erneuerbaren energien an der stromerzeugung 
deutlich erhöhen. die nutzung der windkraft und der solarenergien wer-
den wir konsequent fördern, ebenso wie die ökologische nutzung von bio-
gas. Letztere muss aber ökologischer werden: beim anbau der energie-
pflanzen ist eine ökologisch sinnvolle fruchtfolge festzulegen. mehrjährige 
ertragreiche blühpflanzen auf dauergrünland sind besser als maismonokul-
turen. ein weiterer grünlandumbruch für den anbau von energiepflanzen 
ist für uns nicht akzeptabel. außerdem müssen verstärkt bio-abfälle und 
-reststoffe eingesetzt werden. die nutzung der abwärme ist in vielen fällen 
noch verbesserungsfähig. nicht zuletzt ist biogas die ideale energieform, 
wenn keine sonne scheint und kein wind weht: bei den biogasanlagen 
brauchen wir gasspeicher, um diese energie gezielt einsetzen zu können.

das ökologisch verträgliche Potential der Wasserkraftnutzung in bayern 
ist weitgehend erschlossen – über 90% der flüsse sind schon der wasser-
kraftnutzung untergeordnet. durch neue technik können bestehende an-
lagen noch in ihrer Leistung gesteigert werden. die letzten frei fließenden 
ökologisch wertvollen flussabschnitte sind zu sichern und vom ausbau für 
die wasserkraftnutzung auszuschließen.

Verteilnetze zu intelligenten Netzen ausbauen: in der Vergangenheit 
diente das Verteilnetz dazu, strom aus großen Kraftwerken in den ein-
zelnen regionen zu verteilen. heute – und in Zukunft immer mehr – wird 
regionaler strom produziert, der nicht nur die region selbst versorgt, son-
dern auch regionen weit darüber hinaus. dazu müssen die regionalen Ver-
teilnetze ausgebaut und teilweise neu strukturiert werden. Unter anderem 
müssen Leitungen verstärkt werden: dynamische trafostationen steigern 
die stabilität des lokalen stromnetzes und auch regionale stromspeicher 
helfen, das netz stabil zu halten. aus den reinen Verteilnetzen müssen 
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der strommarkt der Zukunft wird eine mischung aus vorrangig dezentra-
len wie auch aus zentralen Versorgungseinrichtungen sein. er muss Zeiten 
hoher sonnen- und windenergieeinspeisung genauso berücksichtigen wie 
schlechtwetterphasen. es wird Zeiten geben, in denen strom sehr kosten-
günstig produziert werden kann und Zeiten, in denen es aufwändig wird, 
die stromversorgungssicherheit in jeder minute sicherzustellen. Letzteres 
wird sich auch auf die Preise niederschlagen. dass strom zu unterschied-
lichen Zeiten unterschiedliche Preise hat, ist grundsätzlich keine neue ent-
wicklung, wie die erfahrung mit unterschiedlichen tag- und nachttarifen 
gezeigt hat. die energiewende macht es notwendig, den strommarkt neu zu 
denken und mit intelligenten Konzepten ein effektives stromversorgungs-
konzept aufzubauen.

wir grüne werden dafür sorgen, dass die zahlreichen rechtlichen, admi-
nistrativen und sonstigen hemmnisse, die der energiewende entgegenste-
hen, überwunden werden. Zu nennen sind hier etwa das viel zu zögerliche 
Vorgehen der Kartell- und sonstigen aufsichtsbehörden bei wettbewerbs-
widrigem Verhalten der großen energieversorgungsunternehmen (eVU) 
bzw. bei wettbewerbswidrigen Vergaben öffentlicher stellen an die großen 
eVU, der immer wieder zu beobachtende Verzug bei der clearingstelle zum 
erneuerbare-energien-gesetz (eeg) oder aber die schwierigkeiten, die klei-
neren Projektentwicklern bei der genehmigung und bei der finanzierung 
begegnen. 

nicht hinnehmbar ist das ausbremsen erneuerbarer energien durch man-
che netzbetreiberinnen. erste abrechnungen und erste Zahlungen für stro-
meinspeisungen nach dem eeg erfolgen häufig erst nach sechs monaten 
oder mehr. anmeldungen oder anfragen zur einspeisebewilligung werden 
von den netzbetreibern oft monatelang nicht beantwortet. manches mal 
werden wünsche auf einspeisung abgelehnt mit dem argument, dass der 
aufwand der notwendigen Verstärkung der netzkapazitäten unzumutbar 
sei oder die Kosten der netzverstärkung die „kritische grenze“ von „25 Pro-
zent der Kosten der stromerzeugungsanlage“ überschreiten würden – ohne 
nachweis, ob netzverstärkende maßnahmen überhaupt notwendig wären. 
die netzdaten sind kaum zugänglich oder aber der Zugang ist prohibitiv 
teuer. Zu den rechtlichen hemmnissen der ansiedlung von windkraftanla-
gen gehören unter anderem großflächige ausschlussgebiete in naturparks, 
also oft genau dort, wo in bayern der wind weht. in vielen naturparks au-
ßerhalb bayerns wurden naturverträgliche standorte für windkraftanlagen 
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Hochspannungsleitungen ja, aber nur so viel wie nötig: es ist sinnvoller 
und billiger „überschüssigen“ strom zu transportieren, anstatt ihn zu spei-
chern. warum sollte strom aus windkraftwerken in der nordsee nicht in 
bayern genutzt werden oder umgekehrt solarstrom aus bayern in nördli-
chen regionen? der bau von „stromautobahnen“ von nord nach süd und 
von ost nach west ist grundsätzlich sinnvoll. wie viele wir davon brauchen, 
lässt sich heute schon grob abschätzen. ob die heutigen Leitungen bereits 
ausreichen, kann erst geklärt werden, wenn die großen Konzerne als über-
tragungsnetzeigentümer ihre daten über die tatsächliche auslastung des 
bestehenden netzes nicht mehr geheim halten. hier wollen wir grüne für 
mehr transparenz sorgen. Zu beachten ist aber, dass einige der von der 
bundesnetzagentur vorgeschlagenen stromtrassen eher dem transport von 
braunkohlestrom nach bayern zu dienen scheinen als dem transport von 
erneuerbarem strom. der ausbau der stromnetze darf nicht den betrieb 
von Kohlekraftwerken oder gar deren neubau fördern. Vorrang hat der in-
telligente ausbau der Verteilnetze. Klar ist aber auch, je mehr strom wir 
dezentral erzeugen, desto geringer kann der ausbau großer stromtrassen 
gehalten werden.

speziell in bayern gibt es in bezug auf einen ausbau des übertragungs-
netzes aktuell nur ein dringliches Projekt: die Verbindung zwischen thü-
ringen und oberfranken. bei dieser Leitung geht wenig voran – vor al-
lem auf der bayerischen seite. der erste teilabschnitt von sachsen-anhalt 
nach thüringen ging bereits 2008 in betrieb. beim zweiten teilabschnitt 
innerhalb thüringens wurde das Planfeststellungsverfahren im februar 
2012 abgeschlossen. beim dritten teilabschnitt von thüringen nach bay-
ern ist das Planfeststellungsverfahren noch nicht einmal eröffnet. eine 
weitere Verzögerung dieser Leitung führt dazu, dass in ostdeutschland 
produzierter windstrom nicht nach süden und solarstrom aus dem sü-
den nicht nach ostdeutschland transportiert werden kann. bestehende 
trassen sind vorrangig zu optimieren. dabei sind die berechtigten inte-
ressen des naturschutzes sowie der bürgerinnen und bürger zu berück-
sichtigen.

die billigste und umweltfreundlichste energie ist die, die nicht verbraucht 
wird. deshalb müssen energieeffizienz und energiesparen endlich schwer-
punkte der bayerischen energiepolitik werden. in einem ersten schritt geht 
es dabei darum, energie möglichst effizient verfügbar zu machen und sie 
in einem zweiten schritt so sparsam wie möglich zu nutzen. dies ist unter 

d
ie

 e
n

er
g

ie
w

en
d

e 
g

eL
in

g
t 

n
U

r 
m

it
 U

n
s!

also intelligente stromnetze (smart grids) werden, die den wechselnden 
stromfluss tatsächlich steuern können und zwar in verschiedene richtun-
gen. smart grids ermöglichen eine dezentrale einspeisung und speiche-
rung und können anreize bieten, die nachfrage im Verteilnetz effizient 
anzupassen.

Stromspeicher – von Jahr zu Jahr wichtiger: die entwicklung ist ab-
sehbar: immer häufiger wird es tageszeiten geben, in denen in bayern 
mehr strom als benötigt aus erneuerbaren energien produziert wird. wir 
brauchen daher einen mix aus dezentralen und zentralen stromspei-
chern auch unter entwicklung und einsatz neuer speichertechnologi-
en, wie beispielsweise windgas (Power to gas), druckluftspeicher oder 
batteriespeicheranlagen neben trafostationen. Zur überbrückung nied-
rigen stromangebots über mehrere tage hinweg kommt mittel- bis lang-
fristig „Power-to-gas“ zum einsatz: bei hohem stromaufkommen wird 
wasserstoff – und gegebenenfalls über nachgeschaltete synthese methan 
– erzeugt. Zu Zeiten niedrigen stromaufkommens bei gleichzeitig hoher 
stromnachfrage wird aus dem wasserstoff oder dem synthetischem met-
han wieder strom erzeugt. mit diesen speichern können wir solarstrom 
für die abend- und nachtstunden speichern und für stabilität im strom-
netz sorgen.

trotz seiner geographisch günstigen gegebenheiten ist bayern unter-
durchschnittlich mit Pumpspeicherkraftwerken ausgestattet. weniger 
als 10% der deutschen Pumpspeicherkapazitäten sind in bayern instal-
liert. Unser Ziel ist es, den ökologischen fußabdruck neuer Pumpspei-
cherkraftwerken auf das notwendige maß zu begrenzen. bei derartigen 
Vorhaben setzen wir auf eine frühzeitige und umfassende beteiligung be-
troffener bürgerinnen und bürger sowie von interessensgruppen. Pump-
speicherwerke stellen grundsätzlich einen eingriff in die natur da. nicht 
überall sind Pumpspeicherwerke zudem aus energiepolitischen, infra-
strukturellen, kulturellen oder ökonomischen gründen sinnvoll. deshalb 
fordern wir eine bayernweite evaluierung möglicher standorte und als er-
gebnis die erstellung eines Katasters mit Vorrang- und ausschlussgebieten 
nach ökologischen, energiepolitischen, infrastrukturellen, kulturellen und 
ökonomischen aspekten unter einbeziehung von bürgerinnen und inter-
essensgruppen. weiterhin müssen konkrete Planungsvorhaben auch an 
potenziell geeigneten standorten genau geprüft und können im einzelfall 
auch abgelehnt werden.
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der stromverbrauch schwankt von minute zu minute. Problematisch sind 
dabei nur wenige stunden im Jahr, in denen der stromverbrauch rekord-
werte erreicht. das sind meistens die abende einiger kalter wintertage, an 
denen die heizungen mit voller Kraft arbeiten und zusätzliche elektrische 
heizungen in betrieb sind. auch für diesen Zeitraum müssen Kraftwerke 
zur Verfügung stehen, auch wenn sie nur wenige stunden im Jahr gebraucht 
werden. es wäre sinnvoll, wenn der stromverbrauch hier besser gesteuert 
würde. technisch ist es möglich, einige stromverbraucher (wie z.b. große 
Kühlhäuser) kurzfristig zu drosseln und den strombedarf um einige stun-
den zu verlagern. durch dieses „Lastmanagement“ könnte man den bau 
von Kraftwerken, die nur wenige stunden im Jahr gebraucht werden, über-
flüssig machen. hier sind intelligente Lösungen gefragt. der freistaat könn-
te sowohl selbst aktiv werden als auch forschungsaufträge vergeben oder 
ausschreibungen für Konzepte zur gesamtanpassung des stromverbrau-
ches starten. eine investition zur ausarbeitung logistischer Lösungswege 
dieses Problems zahlt sich zweifach aus: Zum einen können Kraftwerke 
eingespart werden und zum anderen lassen sich die entwickelten ideen in 
andere Länder exportieren.

wir grüne sprechen uns ganz klar gegen eine einfache subventionsre-
gelung von gasgroßkraftwerken aus. es muss ein Kapazitätsmechanismus 
eingeführt werden, um jeweils die effizientesten technologien an den rich-
tigen orten im stromnetz zu fördern. das können auch stromspeicher sein. 
es ist sinnlos, neue gaskraftwerke zu subventionieren, wenn gleichzeitig 
alte gefährliche atomkraftwerke oder braunkohlekraftwerke am markt blei-
ben würden. da diese veralteten Kraftwerke derzeit neben der solarenergie 
die hauptkonkurrenten der gaskraftwerke sind und zu deren Unwirtschaft-
lichkeit führen, wäre es besser, diese grundlastkraftwerke (atomkraftwer-
ke und braunkohlekraftwerke) schneller vom netz zu nehmen. andernfalls 
werden die Kosten für einen Kapazitätsmechanismus unnötig in die höhe 
getrieben. 

die Kapazitäten müssen durch hohe anforderungen an effizienz, emissio-
nen, flexibilität und Verfügbarkeit qualifiziert vergeben werden und dürfen 
keinesfalls auf fossile Kraftwerke beschränkt werden. dabei kommen neben 
gaskraftwerken mit Kraft-wärme-Kopplung (KwK) auch Potenziale der Last-
steuerung, stromspeicherung und Verstetigung der erneuerbaren energien, 
zum beispiel über biogas in frage. Lastenmanagement und stromspeicher 
müssen gegenüber dem neubau fossiler Kraftwerke bevorzugt werden. 
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anderem mittels eines verbesserten Kennzeichnungssystems für die ener-
gieeffizienz von geräten sowie durch die einführung von „toprunner“-Pro-
grammen effektiv zu erreichen.

herkömmliche Kraftwerke erzeugen dampf, um damit eine turbine anzutrei-
ben und strom zu erzeugen. effiziente Kraftwerke mit Kraft-wärme-Kopp-
lung produzieren strom und nutzen zusätzlich die dabei entstehende ab-
wärme. dadurch kann der wirkungsgrad der Kraftwerke deutlich gesteigert 
werden. anstatt die abwärme in die flüsse zu leiten oder über Kühltürme in 
die atmosphäre zu blasen, werden wohnungen und betriebe beheizt. dies 
kann auch im kleinen bereich umgesetzt werden. blockheizkraftwerke ver-
sorgen wohnblocks mit wärme und produzieren zugleich strom. mittlerwei-
le gibt es sogar erste anlagen für einzelne häuser. diese ausgereifte, äußerst 
intelligente technik führt in bayern leider noch ein schattendasein. mithilfe 
ordnungspolitischer maßnahmen und finanzieller anreize wollen wir dem 
ausbau der Kraft-wärme-Kopplung in bayern zu einem deutlichen schub 
verhelfen. wir setzen hierbei insbesondere auf eine enge Zusammenarbeit 
mit den stadtwerken und regionalen energieversorgern. 

Unser Ziel in der kommenden Legislaturperiode ist ein möglichst breit an-
gelegtes stromeinsparprogramm, mit dem wir das einsparpotenzial umfas-
send erschließen wollen. dazu zählt die einsparung an beiden enden des 
stromzyklus: sowohl bei der erzeugung als auch beim Verbrauch muss ef-
fizienz oberstes gebot werden. dazu gehört auch, dass wir uns für tarifsys-
teme stark machen, bei denen ein niedriger stromverbrauch durch einen 
niedrigeren Preis belohnt wird.

ausbau Der Dezentralen  
kraft-Wärme-kopplung

wir werden die dezentrale Kraft-wärme-Kopplung ausbauen. mit 
hocheffizienten kleinen gaskraftwerken produzieren wir strom und 
nutzen die wärme. sie haben einen dreifachen nutzen: als ersatzkapa-
zitäten für die stillzulegenden atomkraftwerke, als flexible Kraftwerke, 
die zur netzstabilisierung beitragen und als beitrag zur senkung der 
co2-emissionen im wärmebereich.
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(Passivhaus). hierfür gilt es, weitere staatliche anreize zu setzen – auch 
wenn die immer weiter steigenden heizkosten schon eine große motivation 
darstellen dürften. 

die meiste wärmeenergie kann bei alten gebäuden eingespart werden. 
hier wird bei vielen häusern sprichwörtlich noch immer zum fenster hin-
aus geheizt. im mietwohnungsbau ist es leider oft so, dass die hauseigen-
tümerinnen kein persönliches interesse an einer energetischen sanierung 
haben, weil die heizkosten von den mieterinnen getragen werden.

auch die großen immobilieneigentümer vermeiden die energetische sanie-
rung, weil die Kosten erst in acht oder zehn Jahren wieder erwirtschaftet 
sind. das sind für die renditeerwartungen heutiger Konzerne viel zu große 
Zeiträume, obwohl die investition insgesamt betrachtet zweifelsfrei wirt-
schaftlich wäre.

darum gibt es in diesem bereich einen großen sanierungsstau. Untersu-
chungen gehen davon aus, dass bei der gebäudeheizung 70% bis 80% der 
energie mit bekannten technologien relativ leicht eingespart werden könn-
te. wir brauchen daher steuerliche anreize, um dieses enorme einspar-
potenzial zu nutzen. im interesse des gemeinwohls sind zudem strengere 
Vorschriften für alte gebäude nötig. mit einem durchdachten sanierungs-
fahrplan wäre es möglich, in den nächsten 20 Jahren mit relativ einfachen 
mitteln energie in beträchtlichen größenordnungen einzusparen.

Viel wärme geht verloren, weil die abwärme aus Kraftwerken und gro-
ßen industriebetrieben nicht genutzt, sondern einfach in die flüsse gelei-
tet oder in die Luft geblasen wird. noch ist wärmeenergie so billig, dass 
sie leichtfertig ungenutzt wieder in unserer atmosphäre verschwindet. wir 
brauchen Konzepte für die nutzung dieser abwärmemengen. eine möglich-
keit für den freistaat besteht darin, bei der ausweisung von gewerbegebie-
ten, bei ausschreibungen und beim bau von industrieanlagen eine effektive 
abwärmenutzung gleich mit zu bedenken. dazu brauchen die städte und 
gemeinden jedoch neben mehr handlungsanweisungen und information 
mehr Planungs- und eingriffsmöglichkeiten.

für eine Vollversorgung mit erneuerbaren energien wird neben der spei-
cherung von strom auch die speicherung von wärme immer wichtiger. 
denn auch bei der wärmeerzeugung gibt es neben hochproduktiven 
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der aufbau der erneuerbaren energien braucht Zeit. für die Zeiten, in de-
nen weder wind weht noch sonne scheint, brauchen wir ersatzkapazitäten: 
stromkapazität, die flexibel zugeschaltet werden kann. das können strom-
speicher sein, viele kleine blockheizkraftwerke (bhKw) oder auch neue, 
anpassungsfähige und dabei schadstoffarme ersatzkraftwerke. 

diese ersatzkraftwerke sind schon deshalb notwendig, weil die jetzigen 
überholten Kraftwerke (z.b. atomkraftwerke und braunkohlekraftwerke) 
nicht nur gefährlich für Klima und Lebewesen, sondern zudem noch äu-
ßerst schwerfällig sind. die ersatzkraftwerke werden wegen des ausbaus 
der erneuerbaren energien und der schaffung von „smart grids“ von Jahr 
zu Jahr weniger gebraucht werden. wir müssen also darauf achten, dass 
wir jetzt nicht zu viele Kraftwerke bauen sondern uns überlegen, wie vie-
le Kraftwerke in Zukunft tatsächlich für die sicherheit der stromversor-
gung gebraucht werden. auch um dieses wissen möglichst genau gene-
rieren zu können, muss der strommarkt neu geregelt werden, z.b. durch 
so genannte „Kapazitätsmechanismen“. die bei schlechteren wetterlagen 
zu erwartenden engpässe könnten statt durch eine einseitige subvention 
von gaskraftwerken genauso gut durch intelligentes Lastmanagement oder 
durch stromspeicher abgemildert werden und würden nicht zwangsläufig 
den bau neuer großkraftwerke erfordern. alternativ können diese ersatz-
kapazitäten durch eine Vielzahl kleiner blockheizkraftwerke geschaffen 
werden. wenn tatsächlich große Kraftwerke nötig werden sollten, muss 
deren bau mit klaren anreizen für die Kraft-wärme-Kopplung verbunden 
werden. 

in der öffentlichen debatte der energiepolitik geht es meist um die strom-
versorgung – vor allem deswegen, weil damit bisher noch die gefahren der 
atomkraft verbunden sind. Unter Klimagesichtspunkten ist der wärmebe-
reich jedoch viel wichtiger und darf keinesfalls aus dem blickfeld rücken. 
hier wird mehr energie verbraucht und es werden mehr treibhausgase aus-
gestoßen als im stromsektor. die energiewende im wärmebereich ist zu-
dem auch ökonomisch von hoher brisanz, insbesondere auch für Privat-
haushalte. weil die ölförderung nicht mehr beliebig erhöht werden kann, 
sind die Preise für mineralöl in den letzten Jahren kräftig gestiegen – viele 
kennen das von ihrer heizkostenabrechnung. die meiste wärme wird in 
bayern für die heizung unserer häuser benötigt. neubauten können aber 
heute schon so gebaut werden, dass sie kaum noch energie von „außen“ 
brauchen und sich über die einfallende sonnenenergie selbst versorgen 
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Zwischenlager sollen nicht zu heimlichen endlagern werden. wir wollen 
zudem den atomausstieg in europa voranbringen und unseren europäi-
schen nachbarn energiepolitische alternativen zur atomenergie aufzei-
gen.

der atomausstieg in deutschland kann nur der anfang sein. daher kämp-
fen wir auch gegen die reaktoren in bayerns nachbarschaft. insbesondere 
setzen wir uns dafür ein, dass in temelin keine neuen reaktoren gebaut 
werden und dass die beiden bestehenden reaktoren einer gründlichen in-
ternationalen sicherheitsprüfung unterzogen werden. wir fordern mehr 
grenzüberschreitende bürgerbeteiligung bei der Planung und genehmigung 
von neuen atomanlagen. wir wollen über den bundesrat erreichen, dass 
deutschland keine hermesbürgschaften für atomprojekte gewährt.

Energiewende von unten. Dezentral und unabhängig: die energiewen-
de verändert die gesamte energiewirtschaft. bisher war unsere energie-
versorgung weitgehend abhängig von großen Konzernen. im strombe-
reich beherrschten Jahrzehnte lang große Konzerne wie e.on oder rwe 
den markt. es besteht eine große abhängigkeit von den mineralölkonzer-
nen und den ölförderstaaten und auch der einfluss von gazprom macht 
vielen menschen zunehmend angst. 

die energiewende schafft ein stück Unabhängigkeit von diesen Konzer-
nen. Privathaushalte, Kommunen und regionale stadtwerke werden wie-
der selbst zu energieproduzenten. wir werden dadurch unabhängiger von 
Konzernen und Preisturbulenzen der rohstoffbörsen. wir stärken aber 
vor allem auch die heimische wirtschaft. anstatt hohe zweistellige mil-
liardenbeträge für energierohstoffe ins ausland zu transferieren, wollen 
wir auch in diesem bereich die wertschöpfung in bayern halten, um regi-
onal verteilte arbeitsplätze zu schaffen und damit die eigene wirtschaft 
auf nachhaltige füße zu stellen.

wir grüne wollen, dass kommunale stadt- oder gemeindewerke eben-
so wie energiegenossenschaften eine zentrale rolle bei der energiever-
sorgung spielen. Kommunale Unternehmen und lokale energiegenossen-
schaften kennen die situation und die bedürfnisse vor ort am besten. 
auch die beteiligung der bürgerinnen und bürger ist einfacher, als wenn 
fremde investoren für die energieversorgung verantwortlich sind. nicht 
zuletzt gilt: die gewinne aus der energieversorgung kommen wieder der 
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Phasen auch weniger produktive Zeiten und selbstverständlich variiert 
auch der bedarf an wärme je nach Jahreszeit erheblich. dies ist ein be-
reich, in dem die forschungsanstrengungen noch erhöht werden müssen, 
was sowohl steuerlich als auch staatlich gefördert (etwa über ausschrei-
bungen) passieren kann. 

Die Gefahren der Atomkraft sind nicht gebannt: mit der stilllegung von 
acht alten atomkraftwerken ist das risiko in deutschland zwar geringer ge-
worden aber noch lange nicht gebannt. so ist z.b. das atomkraftwerk gra-
fenrheinfeld schon über 30 Jahre alt und zeigt zunehmend alterserschei-
nungen. besonders problematisch sind die reaktoren in gundremmingen. 
dort sind die letzten beiden siedewasserreaktoren, die in deutschland 
gebaut wurden, noch in betrieb. sie sind u.a. auch deshalb so kritisch, 
weil sie nur einen Kühlkreislauf haben. das abklingbecken für abgebrannte 
brennelemente befindet sich zudem außerhalb des containments des re-
aktors – wie in fukushima. wir wollen uns deshalb dafür einsetzen, dass 
der letzte gundremminger reaktor früher, statt wie geplant im Jahr 2021, 
vom netz geht. 

mit der stilllegung der acht alten reaktoren im Jahr 2011 hat die regierung 
die nachrüstung der restlichen reaktoren praktisch aufgegeben. für uns 
darf es aber keinen sicherheitsrabatt für die alten reaktoren geben! es ist 
vollkommen klar, dass die atomkonzerne hier geld sparen wollen. durch 
eine sicherheitsorientierte aufsicht müssen die staatlichen behörden dro-
hende gefahren abbauen. so genannte „Leistungserhöhungen“ dürfen auf 
keinen fall genehmigt werden! wir grüne wollen maximale sicherheit für 
die bevölkerung anstatt gefährlicher gewinnmaximierung für die betreiber. 
deshalb ist auch der einsatz der gefährlichen mischoxid (moX) -brennele-
mente dauerhaft zu beenden. bayern muss die blockade neuer sicherheits-
standards in bund-Länder-gesprächen sofort aufgeben, das aKw gundrem-
mingen muss entsprechend nachgerüstet oder besser gleich abgeschaltet 
werden.

die Zahlen der produzierten strommengen sprechen eine deutliche spra-
che: wir brauchen mit dem atomausstieg nicht bis 2022 warten. bereits 
im nächsten Jahr kann ein weiteres bayerisches atomkraftwerk vom netz 
genommen werden, um risiko ebenso wie atommüll zu reduzieren. auf 
bundesebene setzen wir grüne uns für eine zügige, transparente und 
ergebnisoffene endlagersuche ein. die bis zum Jahr 2046 genehmigten 
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05. globalisierung unD frieDen

globalisierung beschreibt den austausch von waren, finanzen und arbeits-
kräften über grenzen und weite entfernungen hinweg. Zur globalisierung 
gehört auch das zunehmende Volumen an direktinvestitionen, also investi-
tionen von Unternehmen im ausland. eine der schattenseiten der globali-
sierung ist die sich immer weiter öffnende schere zwischen arm und reich, 
die von weltregion zu weltregion, aber auch innerhalb von regionen und 
Ländern zu beobachten ist. hier muss die Politik gegensteuern, indem sie 
hilft, die Zahl der globalisierungsverliererinnen zu reduzieren und maßnah-
men dagegen ergreift, dass im globalen wettlauf Umwelt- und sozialstan-
dards immer weiter gesenkt werden. es ist aufgabe des staates, dafür zu 
sorgen, dass die regeln der internationalen arbeitsorganisation (iLo) wie 
das Verbot von Kinder- und Zwangsarbeit oder das recht auf Vereinigungs-
freiheit eingehalten werden. das gleiche gilt für die einhaltung der zahlrei-
chen multilateralen Umweltabkommen sowie für die einhaltung und den 
schutz aller menschenrechte durch Unternehmen im in- und ausland, über 
die gesamte Produktions- und wertschöpfungskette hinweg. 

entwicklungszusammenarbeit und eine-welt-Politik sind für grüne nicht 
bloß randthemen. eine-welt-Politik in bayern bedeutet, dass politische 
entscheidungen im maßstab globaler Verantwortung und im sinne von 
nachhaltigkeit getroffen werden. auch eine faire öffentliche beschaffung ist 
ein zentraler baustein globaler Verantwortung. durch eine öffentliche be-
schaffung nach sozialen und ökologischen Kriterien können die Kommunen 
wie auch das Land bayern einen wichtigen beitrag leisten, um die armut 
in entwicklungs- und schwellenländern zu verringern. wir wollen die an-
zahl der „fairen Kommunen“ und Landkreise deutlich erhöhen. Unser mit-
telfristiges Ziel ist es, aus bayern das erste faire bundesland deutschlands 
zu machen. mit dem Konzept der „fairen Kommune“ ist auch die stärkung 
der regionalen wirtschaft verbunden, denn fairness fängt vor der eigenen 
haustüre an, bei den handwerkerinnen, bauern und bäuerinnen und den 
Unternehmerinnen der region. 

bayern in globaler Verantwortung bedeutet auch globale Verantwortung 
der bayerischen, international agierenden Unternehmen. das sind häufig 
weltweit tätige Unternehmen, die die Lebensbedingungen vieler menschen, 
vor allem in entwicklungs- und schwellenländern, beeinflussen. diese 
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gemeinde und damit allen menschen zugute. städte und gemeinden 
brauchen allerdings mehr freiräume, um in diesem bereich wirtschaft-
lich aktiv werden zu können. 

wir grünen machen uns dafür stark, dass die daseinsvorsorge den ener-
giemarkt bestimmt und nicht die Profitmaximierung. wir wollen bürgerbe-
teiligung als anteilseigner statt capital-Venture-gruppen. wir unterstützen 
städte und gemeinden, die eine rekommunalisierung der energieversor-
gung, die gründung eigener stadtwerke oder regionaler energiedienstleis-
tungsunternehmen planen. Kommunale und regionale energieversorgungs-
betriebe betreiben daseinsvorsorge. sie agieren kundennah und haben die 
besten Voraussetzungen für dezentrale energieerzeugungsstrukturen. 
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06. erfolgsprojekt  
europäische integration 

wir grünen stellen uns der europäischen Verantwortung im Zuge der fi-
nanzkrise. wir sind bereit, europäische solidarität zu üben. dazu gehören 
auch die einführung des europäischen stabilitätsmechanismus (esm) und 
die einführung einer finanztransaktionssteuer. gleichzeitig kritisieren wir 
aber eine reine sparpolitik, die in Krisenländern wie griechenland, Portu-
gal und spanien zu sozialen Verwerfungen führt. es gilt, nicht um jeden 
Preis staatsausgaben zu streichen, sondern sozial ausgewogen zu sparen, 
zukunftsorientiert zu investieren und starke schultern stärker zu belasten, 
um eine nachhaltige entwicklung nicht zu verbauen. die Verursacherinnen 
und Profiteurinnen der Krise müssen zur Verantwortung gezogen werden.

solidarität bedeutet, dass wir anderen staaten dabei helfen, ihre strukturpro-
bleme zu lösen. dies ist keine leichte aufgabe und wird in einzelnen fällen 
sehr lange dauern. solidarität ist jedoch kein reiner selbstzweck. die expor-
teuropameister deutschland und bayern exportieren rund 60% ihrer güter 
und dienstleistungen in das europäische ausland. es liegt also im bayeri-
schen interesse, starke und prosperierende europäische Partner zu haben.

der strukturwandel in europa muss zu einer nachhaltigen, sozial gerech-
ten und Ressourcen schonenden wirtschaftlichen Entwicklung führen. 
die abkehr von der schuldenwirtschaft ist notwendig. die exportwirtschaft 
auf Pump (wie z.b. der unbeschränkte rüstungsgüterexport nach griechen-
land) hat sich als bumerang erwiesen.

solidarität und die Umsetzung von reformen bedarf aber auch der über-
prüfung. diese Kontrollfunktion kann kein einzelner staat übernehmen. sie 
ist eine europäische aufgabe. dass die missachtung der europäischen sta-
bilitätskriterien und die übermittlungen falscher eurostatistiken aus einzel-
nen mitgliedstaaten sanktionslos blieben, liegt auch daran, dass es keine 
Kontrollinstanz auf europäischer ebene gab oder es den einzelnen mit-
gliedsstaaten zu leicht gemacht wurde, diese zu umgehen.

aus unserer sicht ist es daher unumgänglich, dass europa zu einer fis-
kal- und wirtschaftsunion im gemeinsamen euroraum findet. dies bedeu-
tet auch die abgabe von souveränitätsrechten an europa sowie bindende 
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Unternehmen profitieren von der bayerischen außenwirtschaftsförderung, 
die allerdings die globale Unternehmensverantwortung kaum berücksich-
tigt. bisher hat das wirtschaftsministerium noch keine brauchbaren för-
derrichtlinien entwickelt. wir wollen das ändern. internationale Unterneh-
mensverantwortung muss künftig ein wichtiger aspekt der bayerischen 
wirtschaftspolitik werden.

Zu einer verantwortungsbewussten Politik gehört auch der kritische Um-
gang mit der bayerischen rüstungsproduktion und mit rüstungsexporten. 
bayern ist der größte waffenexporteur deutschlands. deutschland gehört 
zu den fünf größten waffenexporteuren der welt. gerade darum machen 
wir deutlich: mit Unterdrückung und Krieg in anderen teilen der welt sollte 
bayern keine geschäfte machen. als stärkstes exportierendes bundesland 
hat bayern eine besondere Verantwortung. sechs der zehn größten deut-
schen rüstungsunternehmen sind im freistaat ansässig. Zusammen ma-
chen die bayerischen rüstungsunternehmen einen jährlichen Umsatz von 
fast 15 milliarden euro. damit kommt bayern bei der eindämmung deut-
scher rüstungsexporte eine besondere rolle zu. wir setzen uns deshalb 
sowohl im Land als auch auf bundes- und europäischer ebene für den Um-
stieg dieser industrien auf zivile fertigung ein. die forschungseinrichtun-
gen, Universitäten und hochschulen unseres Landes sollen ausschließlich 
friedliche Zwecke verfolgen. Um dies deutlich zu machen, befürworten wir 
die einführung von Zivilklauseln in den satzungen aller solcher einrichtun-
gen. Zusätzlich fordern wir die abschaffung des Kooperationsabkommens 
zwischen Kultusministerium und bundeswehr.

außerdem fordern wir strengere deutsche und europäische regeln so-
wie europäisch koordinierte Vorab-Kontrollen für die ausfuhr von sensib-
len gütern mit doppeltem Verwendungszweck, insbesondere für überwa-
chungstechnologie. immer wieder wird bekannt, dass aktivistinnen und 
oppositionelle in autoritären staaten wie bahrain, syrien oder iran mithilfe 
deutscher spyware geortet, verfolgt und in der folge festgenommen oder 
gefoltert werden. der export dieser überwachungstechnologie ist legal. 
deutsche Unternehmen müssen den Verkauf allenfalls melden, genehmi-
gungen müssen nicht erteilt werden. auch hier trägt bayern aufgrund seiner 
herausragenden exportstellung innerhalb deutschlands und in der welt ei-
ne besondere Verantwortung, umso mehr als schwarz-gelb im bundestag 
ebenso wie im europäischen Parlament immer wieder als blockierer und 
Verteidiger von Lobbyinteressen agiert hat.
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07. unterWegs in bayern:  
verkehrsWenDe für staDt unD lanD

die Verkehrswende ist ein elementarer baustein der energiewende, hier-
zulande ist der Verkehr für ein drittel des energieverbrauchs und des 
co2-ausstoßes verantwortlich. wir brauchen intelligente mobilitätskon-
zepte, die den herausforderungen von Klimawandel, flächenverbrauch, 
schwindenden fossilen ressourcen und demografischem wandel gerecht 
werden. wir grüne setzen auf eine Kombination von Verkehrsvermeidung, 
Verlagerung weg vom PKw hin zu bahn, bus, rad und elektrozweirad so-
wie auf moderne und weniger umweltschädliche autos. die verschiedenen 
Verkehrsträger müssen intelligent miteinander vernetzt werden, so dass ein 
nahtloses mobilitätsangebot entsteht. bei allen Verkehrsprojekten werden 
wir die bürgerinnen und bürger von anfang an beteiligen und alternative 
Vorschläge ernst nehmen.

Mehr Verkehrssicherheit auf Bayerns Straßen: die grüne Zukunfts-
perspektive heißt „Vision Zero“: die straße so sicher gestalten, dass es 
keine Verkehrstoten und schwerverletzten mehr gibt. mit einem Landes-
programm zur Verkehrssicherheit wollen wir den Umbau von gefährlichen 
Kreuzungen und unsicheren radwegen, an Unfallschwerpunkten die ge-
schwindigkeitsreduzierende gestaltung von staats-, Kreis- und kommuna-
len straßen in bayern anstoßen und finanziell fördern. durch die regelge-
schwindigkeit von 30 km/h in städten und gemeinden (tempo 50 nur in 
ausnahmefällen) werden fußgängerinnen und radfahrerinnen – und dies 
heißt insbesondere unsere Kinder – geschützt, die Luftqualität wird verbes-
sert und der Verkehrslärm nimmt ab. ebenso sollte auch auf autobahnen 
ein grundsätzliches tempolimit von 120 km/h gelten. dafür werden wir uns 
im bundesrat einsetzen.

wir werden die Verwirklichung des „Shared Space“-Konzepts fördern. 
dahinter steckt die idee, dass sich motorisierte und nicht motorisierte 
Verkehrsteilnehmerinnen denselben raum teilen. straßenräume werden 
konzeptionell umgestaltet und von allen gemeinsam und gleichberechtigt 
genutzt, anstatt sie mit umfangreicher beschilderung und markierung auf-
zuteilen. so entwickeln sich rücksichtnahme und Umsicht aller Verkehr-
steilnehmerinnen, der Verkehrsfluss verbessert sich nachweislich und die 
Unfallzahlen sinken. für ortskerne und Zentren des einzelhandels, die nur 
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wirtschaftliche, europäische rahmenbedingungen für alle mitgliedsländer, 
mit interventionsmöglichkeiten der europäischen ebene beim bruch dieser 
gemeinschaftlich vereinbarten rahmenbedingungen. Langfristig wollen wir 
erreichen, dass Vertragsänderungen in Zukunft über europaweite Volksent-
scheide in Kraft gesetzt werden.

die weiterentwicklung der europäischen integration muss mit einer stär-
kung des europäischen Parlaments zur demokratischen Kontrolle eines ge-
einten europas einhergehen. gesetzgebung und Kontrolle müssen trans-
parent erfolgen und dürfen keinesfalls auf demokratisch nicht legitimierte 
institutionen übertragen werden. die weiterführenden schritte zu einem 
vereinten europa, also die strukturellen entscheidungen zur demokrati-
schen stärkung sind jedoch komplex. die grünen fordern daher die ein-
berufung eines europäischen Konvents. dieser Konvent muss unter ein-
beziehung von Parlamenten, Zivilgesellschaft und sozialpartnerinnen die 
konkrete ausgestaltung der nächsten integrationsschritte verhandeln. Un-
sere Vision ist der föderale europäische bundesstaat.

dieser sollte aber nicht nur als wirtschaftliches, sondern als solidarisches 
und friedenspolitisches Projekt verstanden werden – auch und gerade in 
Krisenzeiten. grenzüberschreitende Phänomene wie migration und flucht, 
Klimawandel, Krieg und frieden oder der weltweite schutz der menschen-
rechte benötigen grenzüberschreitende, europäisch koordinierte herange-
hensweisen. Unter schwarz-gelb in bayern und im bund ist hingegen ein 
europa der nationalstaaten wiederbelebt worden, das die in zahlreichen 
Politikbereichen nötige europäische integration und das friedvolle Zusam-
menleben in einem vereinten europa aufs spiel setzt. dem wollen wir grü-
nen ein demokratisches, solidarisches und weltoffenes europa entgegen-
setzen, das den zahlreichen herausforderungen unserer Zeit gerecht wird, 
statt rücksichts- und visionslos allein den kurzfristigen interessen des eige-
nen nationalstaats zu dienen.

er
fo

Lg
sP

ro
Je

K
t 

eU
ro

Pä
is

ch
e 

in
te

g
r

at
io

n

     06.



Programm für die bayerische LandtagswahL am 15. sePtember 2013

– 62 –
Programm für die bayerische LandtagswahL am 15. sePtember 2013

– 63 –

anreizsysteme geschaffen werden. so lassen sich übergeordnete Ziele zur 
Umweltverträglichkeit und zur barrierefreiheit aber auch zur regionalen Ko-
operation verankern. 

Besondere Herausforderung für den ÖPNV im ländlichen Raum: damit 
der öffentliche nahverkehr auch in ländlichen regionen zu einer vollwerti-
gen alternative zum auto wird, muss ein regelmäßiger betrieb gewährleis-
tet werden. dafür werden wir individuelle Lösungen suchen, mit bedarfs-
orientierten alternativen mobilitätskonzepten. neben bereits bestehenden 
Konzepten wie dem anrufsammeltaxi wollen wir verstärkt auf neue formen 
wie den „bedarfsgesteuerten flächenbetrieb“ setzen. mit technischer Un-
terstützung durch gPs, datenfunk und computergestützte tourenplanung 
wird sichergestellt, dass die fahrten flexibel auf den bedarf der fahrgäs-
te abgestimmt und gebündelt werden. Um die Landkreise und kreisfreien 
städte als aufgabenträger des öPnV bei der einführung neuer und innova-
tiver Konzepte zu unterstützen, sollen in Zukunft in Zusammenarbeit mit 
den kommunalen spitzenverbänden informationsangebote und logistische 
hilfe bereitgestellt werden.

Verbindliche Standards für Barrierefreiheit: menschen mit behinderun-
gen gehören zu den bevölkerungsgruppen, denen viele Verkehrsmittel nur 
eingeschränkt zur Verfügung stehen. barrierefreie straßen, Verkehrsmit-
tel, akustische und visuelle informationsquellen würden es nicht nur men-
schen mit behinderung, sondern auch eltern mit Kinderwagen, reisenden 
mit schwerem gepäck und älteren menschen erleichtern, gleichberechtigt 
und selbstbestimmt mobil zu sein. bahnhöfe und haltestellen müssen bar-
rierefrei gestaltet und verbindliche standards für die barrierefreiheit bei 
allen fahrzeugen festgelegt werden

Verkehr umweltfreundlicher gestalten: Um die Klimaschutzziele zu er-
reichen, muss beim ausstoß von treibhausgasen im Verkehr schnellst-
möglich die Kehrtwende gelingen. denn in keinem anderen bereich ist 
die diskrepanz zwischen notwendigem Klimaschutz und tatsächlicher 
entwicklung so groß. für uns grüne bildet eine klimaschonende mo-
bilität die grundlage einer gelungenen Verkehrspolitik. wir wollen die 
co2-emissionen bis 2020 um 40 Prozent und bis 2050 um 95 Prozent 
senken – auch im Verkehr. wir fordern gesetzliche co2-obergrenzen für 
PKw. selbstverpflichtungen der industrie führen nicht zu den gewünsch-
ten ergebnissen. 
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mit geringer geschwindigkeit befahren werden sollen, wollen wir uns im 
bundesrat für die einführung der „begegnungszone“ mit 20 km/h höchst-
geschwindigkeit nach schweizer Vorbild einsetzen. 

der Öffentliche Personennahverkehr (öPnV) sichert die mobilität und da-
mit auch die teilhabe aller bürgerinnen und bürger. steigende energiekos-
ten, zunehmende Umweltprobleme und der demografische wandel stellen 
den öPnV vor neue herausforderungen. Zukünftig werden wir nicht we-
niger, sondern mehr und vor allem einen anderen, effizienteren und be-
darfsgerechten öPnV brauchen – in der stadt und im ländlichen raum. das 
heißt, dass auch neue Verkehrsmittel wie ausleihbare elektoräder, rufbus-
se und taxis in öPnV-Konzepten mitgedacht werden müssen. wir grünen 
setzen uns dafür ein, dass der öPnV Vorrang vor dem individualverkehr 
erhält und dass die tarife im öPnV bezahlbar bleiben. 

Freie Fahrt für junge Leute! wir fordern eine freistellung des öPnV für 
Kinder und Jugendliche bis 18 Jahren sowie bezahlbare tickets für azubis 
und studentinnen. wir werden ein landesweites semesterticket und ein 
vergleichbares angebot für auszubildende einführen. so erhöhen wir die 
mobilitätsgerechtigkeit in diesen altersgruppen. gleichzeitig lernen Kinder 
und junge menschen früh die Vorzüge des öPnV schätzen, die orientierung 
auf den motorisierten individualverkehr sinkt, nach dem motto: wer früh 
bus fährt, der verzichtet später eher aufs auto.

Sicherstellung der Finanzierung des ÖPNV: trotz immer größerer anfor-
derungen an den öPnV werden die mittel ständig gekürzt. wir grüne se-
hen es als eine gemeinschaftsaufgabe von bund und Ländern an, eine trag-
fähige finanzierung sicher zu stellen. 

die bisherigen Konzepte der finanzierung und organisation des öPnV sind 
an vielen stellen nicht mehr zukunftsfähig. die finanzierungsinstrumente 
sind unübersichtlich und sie geben teilweise die falschen anreize. so findet 
öPnV im ländlichen raum fast ausschließlich als schulbusverkehr statt. 
bei abnehmenden schülerzahlen ist die entwicklung vorprogrammiert: das 
angebot wird weiter zurückgehen. wir grüne werden uns für eine neu-
ausrichtung der öPnV-finanzierung einsetzen, sowie für eine entflechtung 
und Verschlankung der finanzierungswege und Zuständigkeiten. wir wer-
den die Verantwortung bündeln und mehr Kompetenzen auf die Kommu-
nen verlagern. als steuerungselemente sollen klare Ziele formuliert und 
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fördern. wir werden die kostenlose fahrradmitnahme im nahverkehr und 
eine erleichterte fahrradmitnahme im fernverkehr durchsetzen und gegen-
über den bahnunternehmen darauf drängen, dass an allen bahnhöfen die 
abstellmöglichkeiten für räder verbessert werden.

Elektro-Zweiradverkehr fördern: wir werden die elektro-Zweiradmobi-
lität in städten und Kommunen entschieden fördern und bestehende för-
derprogramme verstärkt von der teuren e-car-förderung auf die förderung 
von elektro-Zweirad-Konzepten in Kommunen umlenken. 

Stadt der kurzen Wege: der zersiedelten, autozentrierten stadt setzen wir 
das Leitbild einer stadt der kurzen wege entgegen. eine stadt der kur-
zen wege ermöglicht umweltfreundliche mobilität. statt einkaufszentren 
auf der grünen wiese fördern wir grüne modelle im städtebau, bei denen 
räumliche distanzen zwischen wohnen, arbeit, nahversorgung, dienstleis-
tungen, freizeit- und bildungsorten gering sind. so lässt sich unnötiger Ver-
kehr vermeiden. mit flankierenden maßnahmen der raumordnungs- und 
siedlungspolitik, der bauleitplanung und des städtebaus werden wir zu-
künftige Verkehrsprobleme verhindern oder bestehende minimieren.

moderne Verkehrsplanungen setzen nicht mehr einseitig auf den autover-
kehr. wir werden Kommunen unterstützen, wenn sie durch Parkraumma-
nagement, einführung von Projekten zur elektro-rad-nutzung, ausbau von 
car-sharing-angeboten und Prüfung neuer modelle – etwa der city-maut 
– die Lebensqualität in den städten verbessern und den schadstoffausstoß 
senken wollen.

Erhalt statt Neubau von Straßen: sinkende einwohnerzahlen, gerade auf 
dem Land, lassen straßenneubau ebenso wenig sinnvoll erscheinen wie die 
ökologischen herausforderungen und die finanziellen engpässe der öffent-
lichen haushalte. auf den bau neuer straßen wollen wir verzichten für uns 
grüne haben instandhaltung, Kontrolle und sicherheitsauditierung vor-
handener Verkehrswege Vorrang vor allen neu- und ausbauplänen. alleen 
sollen erhalten werden.

die einführung einer allgemeinen PKw-maut lehnen wir aus sozialen, öko-
nomischen und ökologischen gründen ab. die einführung einer city- maut 
als steuerungsinstrument und als neues finanzierungsmodell für den Um-
weltverbund wollen wir prüfen.

U
n

te
rw

eg
s 

in
 b

ay
er

n
: V

er
K

eh
r

sw
en

d
e 

fü
r 

st
a

d
t 

U
n

d
 L

a
n

d

Weniger Lärm, bessere Luft: gesundheit muss Vorrang vor den interes-
sen des Verkehrs haben. wir treten für einen effektiven schutz vor Ver-
kehrslärm an straßen, schienen und flughäfen ein. menschen, die von sol-
chem Lärm betroffen sind, sollen in ihren rechten gestärkt werden. die 
beseitigung von Lärmquellen hat für uns hohe bedeutung und wir werden 
uns für mehr investitionen in den Lärmschutz auch bei bestehender infra-
struktur einsetzen.

in städten, in denen die einrichtung von Umweltzonen durch die über-
schreitung von feinstaub- oder stickoxid-grenzwerten notwendig ist, wol-
len wir die gesetzlichen möglichkeiten nutzen, auf stark befahrenen straßen 
zum schutz der anwohnerinnen und anwohner den LKw-ausweichverkehr 
durch streckensperrungen oder nachtfahrverbote zu reduzieren. so schaf-
fen wir weniger Lärm, bessere Luft, und damit lebenswertere städte und 
gemeinden. 

Radverkehr fördern: wir werden die notwendigen Voraussetzungen schaf-
fen, um den anteil der radfahrerinnen am Verkehr in bayern in den nächs-
ten zehn Jahren deutlich zu steigern. dafür sind eine fahrradfreundliche 
Verkehrsplanung, eine konsequente radverkehrsförderung und eine inte-
grierte radwegeplanung über gemeindegrenzen hinweg notwendig. rad-
verkehr benötigt als eigenes mobilitätssystem ein durchgehendes netz 
aus haupt- und nebenrouten, die gleichberechtigt zum Kraftverkehr ge-
plant und bei allen änderungen an der infrastruktur berücksichtigt wer-
den. außerdem werden an den Quell-, Ziel- und Umsteigeorten geeignete 
abstellanlagen gebraucht. damit integrierte radverkehrsplanung nicht auf 
einzelne Kommunen beschränkt bleibt, wollen wir bis zur Umsetzung der 
radverkehrsnetze ein Landesförderprogramm für die netzplanung aufle-
gen, die verantwortlich von der unteren Verkehrsbehörde in Zusammen-
arbeit mit den Kommunen durchzuführen ist. Zur finanzierung der erfor-
derlichen baumaßnahmen im straßennetz wollen wir auf einen ersatz für 
die 2019 auslaufende finanzierung des bundes (gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz) im bundesrat hinwirken. wir grüne setzen uns dafür ein, 
dass fahrradstreifen und schutzstreifen sowie fahrradstraßen in bayern 
auch außerhalb geschlossener ortschaften zugelassen und förderfähig wer-
den. die errichtung und Verbesserung von radverkehrsanlagen innerorts 
wollen wir vorantreiben. die entwicklung von straßenunabhängigen Ver-
kehrsachsen für radfahrerinnen (radschnellwege) ggf. mit begleitendem 
gehweg auf sehr stark frequentierten routen wollen wir als Landesprojekt 
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flughafenumland längst erreicht. die gesundheitlichen gefahren durch flug -
lärm werden immer noch unterschätzt. deshalb kommt ein weiterer aus-
bau des flughafens für uns nicht in betracht. wir grünen lehnen auch 
den ausbau aller übrigen Verkehrslandeplätze und regionalflughäfen ab. 
die subventionierung des flugverkehrs in milliardenhöhe muss beendet 
werden. denn der flugverkehr ist die mit abstand klimaschädlichste Ver-
kehrsart.

neue mobilitätskonzepte für bayern
wir grüne setzen auf intelligente Kombinationen der verschiedenen 
Verkehrsmittel. wir werden neue mobilitätskonzepte für bayern ent-
wickeln und damit die sinnvolle Verknüpfung von Verkehrsvermei-
dung, Verlagerung des Verkehrs von auto und LKw auf die schiene 
und eine größere Verbreitung umweltfreundlicher verbrauchsarmer 
autos erreichen.
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Vorfahrt für die Schiene: wir werden uns gegenüber den bahnunterneh-
men für eine moderne und kundenorientierte Politik einsetzen: auch in 
nahverkehrszügen soll es wieder Personal geben, das den fahrgästen als 
ansprechpartner im Zug zur Verfügung steht und fahrkarten verkaufen 
kann. das schienennetz muss deutlich ausgebaut werden, bestehende stre-
cken sollen erhalten bleiben und in stand gehalten werden. stillgelegte 
aber noch bestehende strecken und bahnhöfe wollen wir reaktivieren, um 
so das bahnnetz in die fläche zu erweitern. die bahn muss den flächigen 
ausbau und die beseitigung von engpässen anpacken, anstatt punktuell 
großprojekte und Prestigebauten in den metropolen voranzutreiben. wir 
wollen einen diskriminierungsfreien wettbewerb sicherstellen, deshalb 
muss bei der bahn endlich die trennung von netz und betrieb erfolgen. 
Unser Ziel ist der wettbewerb auf einem schienennetz im öffentlichen ei-
gentum. wir fordern die zügige durchführung und die aufnahme folgender 
Projekte in den bundesverkehrswegeplan: ausbau und ggf. elektrifizierung 
der eisenbahnstrecken münchen-mühldorf-freilassing-salzburg, münchen- 
memmingen-Lindau, regensburg-hof und Landshut-Passau, nürnberg-hof 
– sowohl über marktredwitz als auch über bayreuth; ferner die elektrifizie-
rung der bahnstrecken augsburg-buchloe-Kempten-Lindau und Ulm-Kemp-
ten-oberstdorf.

Güterverkehr: die einführung der LKw-maut ist ein wichtiger schritt. sie 
muss auf alle straßen und auf LKw ab 3,5 tonnen ausgeweitet und deutlich 
erhöht werden. die sicherheit auf den fernverkehrsstraßen muss durch 
intensivere überwachung der geschwindigkeitsbegrenzungen und überhol-
verbote für LKw erhöht werden. der güterverkehr muss von der straße auf 
die schiene verlagert werden. in diesem Zusammenhang ist aber auch dar-
auf hinzuwirken, dass an güterverkehrszügen verstärkt konstruktive Lärm-
schutzmaßnahmen anzubringen sind.

besonders problematisch ist der güterverkehr durch das sensible ökosys-
tem der alpen (alpentransit). der alpenquerende güterverkehr gehört auf 
die schiene. dafür brauchen wir eine alpentransitbörse und eine verein-
heitlichte LKw-maut der alpenanrainerstaaten. 

Kein Ausbau der Flughäfen und Startbahnen: wir wenden uns ent-
schieden gegen den bau der dritten startbahn des flughafens münchen. 
für uns ist das Votum der bürgerinnen in münchen eindeutig bindend. 
die grenzen eines vertretbaren wachstums sind für das dicht besiedelte 
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Qualität in der frühkindlichen Bildung erhöhen: eine Verbesserung der 
Qualität erfordert an erster stelle mehr Personal in den Kindertagesstät-
ten. aus fachlicher sicht und nach einschätzung der meisten träger von 
Kindertagesstätten muss der anstellungsschlüssel in einem ersten schritt 
zumindest auf 1:10 verbessert werden. Langfristig streben wir einen stellen-
schlüssel von 1:7,5 an. 

wissenschaftliche empfehlungen fordern eine reduzierung der gruppen-
größe: für Kinder unter drei Jahren bis zu maximal zehn Kinder und für Kin-
der über 3 Jahre maximal 20 Kinder.

die notwendigen zusätzlichen stellen in den Kindertagesstätten werden wir 
komplett durch den freistaat finanzieren. die finanzierung der Kinderta-
geseinrichtungen werden wir deshalb ausreichend erhöhen. diese werden 
wir künftig transparent und nachvollziehbar berechnen. die finanzierung 
der betreuung von Kindern unter drei Jahren ist dabei der schwerpunkt.

Professionalisierung in der frühkindlichen Bildung verstärken: Zur Ver-
besserung der Qualität in den Kindertagesstätten brauchen wir mehr gut 
ausgebildete erzieherinnen. interkulturelle und inklusive einrichtungen ver-
langen außerdem multiprofessionelle teams, die auch sozialpädagoginnen, 
sonderpädagoginnen, heilerziehungspflegerinnen sowie Kinder- und fami-
lienpsychologinnen umfassen. im sinne einer geschlechtersensiblen Päd-
agogik werden wir Konzepte zur erhöhung des männeranteils beim früh-
pädagogischen Personal umsetzen und genderpädagogik im Lehrplan von 
erzieherinnen verankern. inklusion und integration erfordern gezielte son-
derpädagogische und interkulturelle fort- und weiterbildungsprogramme 
für das frühpädagogische Personal. wir werden die attraktivität des erzie-
herinnenberufes verbessern und es den trägern der einrichtungen durch 
eine optimierte und langfristig berechenbare förderungsgrundlage ermög-
lichen, ihr Personal zu attraktiven bedingungen einzustellen und zu be-
schäftigen.

wir werden deshalb die variable kindbezogene förderung durch eine ein-
richtungsbezogene sockelförderung ergänzen, die den trägern die notwen-
dige Planungssicherheit für ihr Personal garantiert. außerdem werden wir 
Verfügungszeiten für die Vorbereitung, für besprechungen mit den eltern 
und für fortbildung und weiterqualifizierung bei der berechnung des stel-
lenschlüssels angemessen berücksichtigen. 
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08. talentreiches bayern 

Kinder sind unendlich neugierig und lernen vom ersten tag an. die frühe 
Phase kindlicher entwicklung und kindlichen Lernens ist deshalb enorm 
wichtig, damit Kinder ihre Potenziale und talente entfalten können. das 
heißt für uns: bildung in den ganz frühen Jahren muss deutlich stärker 
ins blickfeld rücken als bisher. gelingende frühkindliche bildung ist die 
Voraussetzung für eine chancengerechte gesellschaft, in der nicht mehr 
die soziale herkunft der eltern über die bildungschancen der Kinder be-
stimmt. 

alle Kinder haben einen anspruch auf gleiche chancen, gleichen Zugang 
und gleiche teilhabe von anfang an. Kinderkrippen, Kindertagesstätten, ta-
gespflege oder Kindergärten sind bildungsorte, denen unsere besondere 
aufmerksamkeit und Unterstützung gilt. Lernen ist immer auch mit gefüh-
len verbunden. sind diese positiv, hat das Kind auch im späteren Leben 
Lust, sich neues anzueignen. deshalb ist es für Kinder ganz entscheidend, 
dass die Qualität der pädagogischen einrichtungen stimmt und sie von an-
fang an die bestmögliche förderung erhalten. dies erfordert den quantita-
tiven ausbau und die qualitative Verbesserung aller angebote und einrich-
tungen der frühkindlichen bildung in bayern.

Ausbautempo bei der Kinderbetreuung erhöhen: wir werden uns mit 
den Kommunen über konkrete Ziele und ein deutlich höheres tempo beim 
ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen verständigen.

Qualität vor Beitragsfreiheit – neue Prioritäten in der Familienpolitik: 
wir werden die schwerpunkte in der familienpolitik neu bestimmen. das 
Landeserziehungsgeld werden wir abschaffen und die frei werdenden mit-
tel in die Verbesserung des betreuungsangebots investieren. 

die beitragsfreiheit im letzten Kindergartenjahr schafft keine zusätzlichen 
anreize zum besuch einer Kindertagestätte, da das dritte Kindergarten-
jahr ohnehin schon von fast allen Kindern besucht wird. Um neue anrei-
ze zum besuch einer Kita zu schaffen, muss das erste Kindergartenjahr 
beitragsfrei werden. doch vor dem einstieg in die Kostenfreiheit fordern 
grüne eine grundsätzliche Verbesserung der Qualität in der frühkindli-
chen bildung.
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eigenverantwortlich statt. im gegensatz zum konventionellen, frontalen 
Unterricht, in dem vorrangig die Lehrkraft an der tafel Lehrinhalte vermit-
telt und von den schülerinnen vor allem passives aufnehmen und reprodu-
zieren verlangt wird, geht hier die aktivität auf die schülerinnen über. die 
Lehrkraft gestaltet Lernumgebungen, in denen schülerinnen und schüler 
eigenaktiv und selbstgesteuert lernen. sie erarbeiten gemeinsam inhalte 
und erwerben Kompetenzen in möglichst authentischen situationen, die 
für sie bedeutsam sind. die Lehrkraft wird vom belehrenden zum Lernbe-
gleitenden. sie berät die schülerinnen auf dem weg zu immer autonomer 
werdenden Lernen. dabei ist es wichtig, dass sie den individuellen Leis-
tungsstand ihrer schülerinnen kennt und jedem – auf unterschiedlichstem 
niveau – Lernchancen bietet. Ziel ist es, die Potenziale jedes einzelnen zu 
erkennen und zu entfalten. dabei geht es um die entwicklung der ganzen 
Persönlichkeit mit ihren kognitiven, sozialen, emotionalen, motorischen 
und ästhetischen fähigkeiten. 

wir wollen das modell „flexible grundschule“ (erwerb der geplanten Kom-
petenzen in den Jahrgangsstufen eins und zwei der grundschule in einem 
Jahr oder zwei oder drei Jahren & Lernen in jahrgangsgemischten Klassen) 
vom modellstatus zum angebotsstatus überführen. Kollegium und eltern-
schaft einer grundschule sollen gemeinsam dieses modell wählen können. 
Zudem wollen wir dieses Prinzip auch auf die Jahrgangsstufen drei und vier 
ausdehnen.

Ganztagsschulen gehört die Zukunft: sie ermöglichen einen schülergerech-
ten Lernrhythmus und eltern eine bessere Vereinbarkeit von familie und beruf. 
ganztagsschulen bieten Zeit für mehr. durch verbesserte bildungsangebote 
auch am nachmittag können bildungsdefizite abgebaut und die Koppelung 
von sozialer herkunft und schulerfolg durchbrochen werden. die schule über-
nimmt Verantwortung für den gesamten tag. damit gewinnen neben dem 
Unterrichten auch fragen der Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und  
Jugendlichen mehr an gewicht. für uns ist es nicht nur wichtig, gebundene 
ganztagsschulen in bayern zu gestalten, sondern auch, hohe Qualität aller 
ganztagsangebote zu gewährleisten, damit die Kinder und Jugendlichen die 
bestmögliche förderung für ihren weiteren ausbildungsweg bekommen. die 
herausforderungen, die inklusion und integration stellen, können an ganz-
tagsschulen besser bewältigt werden. wir wollen die ganztagsschulangebote 
in bayern quantitativ ausbauen und qualitativ gut ausstatten. das ist eine gro-
ße finanzielle herausforderung – wir grüne werden sie bewältigen.
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wir wollen für die Leitungsfunktionen in Kindertagesstätten eine akademi-
sche Qualifizierung, die inhaltliche schwerpunkte setzt in den bereichen 
entwicklungspsychologie, Psychologie des spiels, Pädagogik und frühpäd-
agogik, frühkindliche förderung, organisations- und teamentwicklung so-
wie spezifische formen der sprachförderung und inklusion. eine qualitativ 
hochwertige, alle bereiche der erziehungswissenschaften abdeckende er-
zieherinnenausbildung und -professionalisierung darf nicht durch verkürzte 
berufseinstiegsmodelle verdrängt werden. 

der übergang von der Kindertagesstätte in die grundschule soll durch ei-
ne verpflichtende Kooperation der mitarbeiterinnen der Kindertagesstätte 
und der grundschule optimal gestaltet werden. insofern ist eine bessere 
Verknüpfung von frühkindlicher bildung und schule, aber auch der Kinder- 
und Jugendhilfe durch ein ministerium für Kinder, Jugendliche und bildung 
sinnvoll.

Lernen und Leisten in den Schulen der Zukunft: wir alle wissen, wie wir 
uns eine gute schule wünschen: sie ist eine schule, die die kindgemäße 
freude am Lernen nutzt und fürs Leben erhält, die jedes Kind mit seinen 
talenten und stärken wahrnimmt und entsprechend fördert. eine schule, 
in der junge menschen ihre Persönlichkeit entwickeln können und lernen, 
Verantwortung für sich, die Umwelt und die gesellschaft zu übernehmen. 
die schülerinnen mit den fähigkeiten ausstattet, die sie brauchen, um sich 
in der wissensgesellschaft zurechtzufinden. Und schule ist ein ort, in dem 
junge menschen die Vielfalt der gesellschaft erleben und schätzen lernen. 

wir wollen antworten auf die frage finden, wie schule auf eine weise ge-
staltet werden kann, dass sie auf die Lernbedürfnisse und Potenziale aller 
Kinder in ihrer Unterschiedlichkeit eingeht. individuelle förderung soll kein 
schlagwort bleiben, sondern tatsächlich möglich sein. dafür wollen wir die 
bildungspolitischen rahmenbedingungen ändern und verbessern.

Nachhaltiges Lernen ermöglichen: schule ist dann erfolgreich, wenn es 
gelingt, die schülerinnen und schüler zu aktiven Lernern zu machen. Ler-
nen ist dann gewinnbringend, wenn schülerinnen wissen, warum sie be-
stimmte inhalte lernen und wie sie ihr wissen anwenden können. heute 
geht es vermehrt darum, nachhaltiges wissen und Können in unterschied-
lichen situationen einzusetzen, auf neues flexibel zu reagieren und im 
team arbeiten zu können. modernes Lernen findet selbstorganisiert und 
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da gegenwärtig durch den übertritt nach der vierten Klasse auf die Kinder 
starker notendruck ausgeübt wird, ist in der grundschule selbstgesteu-
ertes und nachhaltiges Lernen kaum noch möglich. wir grüne werden 
daher im Primarbereich die noten abschaffen und durch andere, indi-
viduelle formen der Leistungsrückmeldung ersetzen. die entscheidung 
zum übertritt überlassen wir nach eingehender beratung den erziehungs-
berechtigten.

gleichzeitig sind wir der auffassung, dass Lernen am besten in einem so-
zialen miteinander geschieht, in dem alle ihr individuelles Potenzial voll 
ausschöpfen und ihre persönliche bildungsbestleistung erbringen kön-
nen. die schule der Zukunft ist die gemeinschaftsschule, in der schüler-
innen miteinander und voneinander lernen und aus der niemand ausge-
grenzt wird. eine vielfältige schülerschaft kann zu besseren Leistungen 
aller Kinder führen. soziale herkunft und bildungschancen werden dabei 
entkoppelt.

Sorgenkind „G 8“: wir nehmen die große Unzufriedenheit bei eltern, 
vielen Lehrkräften und vor allem bei schülerinnen über die reale Pra-
xis des g 8, über den Leistungsdruck und das nicht nachhaltige Lernen 
ernst. das g 8 hat seinen rhythmus noch nicht gefunden, der reformbe-
darf ist offenkundig. das vom Kultusministerium angekündigte flexibilisie-
rungsjahr ist nichts anderes als eine Version des heute schon möglichen 

mehr mut, Weniger Druck
wir grüne wollen eine schule, die den Kindern mut macht statt 
druck. in der die begeisterung für das Lernen bewahrt und ermöglicht 
wird und nicht bloß die wiedergabe von Lehrinhalten. Unterschiede 
erkennen wir an: alle Kinder werden nach ihren talenten individu-
ell gefördert. gemeinsam, hand in hand, geht das besser als in einer 
ellbogen-schule, in der Jede und Jeder nur auf sich selbst schaut. wir 
werden die entscheidung, ob nach Klasse 4 ein übertritt in mittel-, 
realschule oder gymnasium erfolgen soll, den eltern überlassen. wir 
werden den ausbau und die Qualität der schulischen ganztagsangebo-
te zu unserem haushaltspolitischen schwerpunkt machen.
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Unsere erfahrung lehrt, dass die gestaltung des Lernorts und eine positi-
ve Lernatmosphäre das gelingen schulischer bildung beeinflussen. in der 
ganztagsschule wird der Lebensraum noch wichtiger. neben veränder-
ten schul- und Unterrichtsformen verlangt sie nach schulbauten mit pas-
senden räumlichkeiten und flexibler ausstattung. alle schulen müssen 
barrierefrei werden. in der ganztagsschule benötigen die Lehrerinnen 
eigene, modern ausgestattete arbeitsplätze. das traditionelle Lehrerzim-
mer hat hier ausgedient. Zu einer guten schule gehört die erziehung zu 
gesunder ernährung. dazu wird eine Küche benötigt, in der schülerinnen 
im rahmen von Projekten essen auch selbst zubereiten können sowie ei-
ne mensa, die eine geeignete atmosphäre für die gemeinsame mahlzeit 
schafft. es sollen regionale Produkte aus ökologischem anbau verwendet 
werden.

Schule ist ein wichtiger Lebensraum für schülerinnen und Lehrerinnen 
– und nicht nur eine bildungsanstalt, in der junge menschen bildung „kon-
sumieren“ oder sich ausbildungsbestandteile „abholen“. schule soll nicht 
krank machen. deshalb sehen wir die Verantwortung für die gesundheit 
der schülerinnen und Lehrkräfte, etwa durch die gestaltung schadstofffrei-
er und akustisch optimierter räume. bildung entsteht in beziehungen. sie 
beruht auf Vorbildern, auf austausch, auf Kommunikation, auf dialog wie 
auch auf der Konfrontation mit unterschiedlichen Lebensentwürfen. ein po-
sitives und sicheres sozialklima in der Lernumgebung ist eine wichtige Vo-
raussetzung für nachhaltigen Lernerfolg. Und ein förderliches Klima unter-
stützt das erlernen sozialer Kompetenzen.

Leistung bewusst machen: für die eigene einschätzung des Lernpro-
zesses und die weiterentwicklung sind qualifizierte rückmeldungen not-
wendig. schulnoten können diese umfangreiche analyse nicht leisten: sie 
geben häufig lediglich an, ob Lerninhalte, die kurzfristig für eine Prüfung 
angeeignet wurden, zu einem bestimmten Zeitpunkt abrufbar sind. wir 
setzen auf eine weiterentwicklung der bewertungskultur, die eine indivi-
duelle Leistungsanalyse mit beratung und förderung verbindet und das 
Zwangswiederholen von Jahrgangsstufen tendenziell überflüssig macht. 
die schülerinnen sollen genau wissen, auf welchem Leistungsstand sie 
sich befinden, wie sie sinnvoll weiterarbeiten können und welche Unter-
stützung sie dafür bekommen. auf längere sicht sollen sie lernen, sich 
selbst richtig einzuschätzen und selbstständig neue wissensbereiche zu 
erschließen.
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Schulreformen wachsen lassen – Bewährtes mitnehmen: Unsere ge-
sellschaft befindet sich in einem heftigen wandel. man denke nur an die 
herausforderungen durch globalisierung, integration und ökologie. die 
Kinder und Jugendlichen von heute müssen in der welt von morgen zu-
rechtkommen, also selbstständig und verantwortungsvoll handeln kön-
nen. gleichzeitig verändern sich heute die Lebensbedingungen von Ju-
gendlichen in schule, ausbildung und freizeit auch durch den einfluss 
der medien. schulen müssen sich daher ständig weiterentwickeln können. 
wir wollen schulreformen schritt für schritt mit den expertinnen vor ort 
realisieren. dafür werden wir die notwendigen finanziellen mittel zur Ver-
fügung stellen. 

Eigenverantwortung der Schule stärken: mit zunehmender, gelebter ei-
genverantwortung wird die Qualität der schulischen arbeit verbessert. die 
gestaltung unseres bildungswesens gelingt nur gemeinsam mit schullei-
terinnen, Lehrerinnen, schülerinnen, Kommunen und eltern. schon heute 
kann man in vielen schulen initiative und engagement für die gestaltung 
der eigenen schule erkennen. oft aber wird der gestaltungswille vor ort 
gebremst und behindert. wir wollen die schulgemeinden ausdrücklich auf-
fordern, auch neue pädagogische und unterrichtsorganisatorische wege zu 
gehen. ein wirklicher pädagogischer aufbruch wird nur gelingen, wenn die 
schulen tatsächlich über die Verwendung zusätzlicher mittel entscheiden 
und damit neues auf den weg bringen können. Und wir wissen: eigenver-
antwortliche schulen entstehen nicht an einem tag. sie benötigen Zeit.

•	 die Profis sind vor ort. wir wollen, dass die Lehrkräfte – sie sind die 
Profis für Lernen und Unterricht – über die schul- und Unterrichtsorga-
nisation eigenverantwortlich entscheiden können. 

Wir lassen Die schule im Dorf! 
wir werden das schulgesetz für längeres gemeinsames Lernen öffnen, 
um vor ort neue schulformen wie die gemeinschaftsschule zu ermög-
lichen. auf antrag sollen so schulen entstehen können, die ein wohn-
ortnahes weiterführendes schulangebot sichern und den steigenden 
pädagogischen anforderungen an die schulqualität rechnung tragen 
können.
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„freiwilligen wiederholens“ und löst die Probleme der schülerinnen nicht. 
Vor allem geht es darum, die Lernbedingungen in der mittelstufe zu ver-
bessern: durch reduktion des stoffdruckes, durch mehr fächerübergreifen-
des Lernen, durch Projektlernen, durch Konzentration auf die wesentlichen 
Kompetenzen und anschluss des Unterrichts an die fragen und Lebens-
wirklichkeit der Jugendlichen. weniger stoff im Lehrplan führt dann zu 
effektivem, nachhaltigen Lernen. auch die ausstattung der schulen muss 
verbessert werden. entscheidend ist der ausbau der ganztagesangebote, 
denn die schülerinnen brauchen diese Zeit fürs Lernen, zum Vertiefen, für 
musisch-künstlerische bildung und für bewegung. die nach dem letzten  
g 9 Jahrgang gestrichenen stellen (ca. 1800) fehlen heute für die notwendi-
ge Qualitätsverbesserung des g 8. die reform des g 8 muss weiter gehen, 
es gibt noch viel zu tun.

Vom Verordnen zum Ermöglichen – mit der Öffnungsklausel zur Ge-
meinschaftsschule: wir wollen den weg freimachen. ob grund-, real-, 
und (haupt-) mittelschulen oder gymnasien – alle schulen sollen sich 
weiterentwickeln können. deshalb müssen die schulen und Kommunen 
in die Lage versetzt werden, flexibel auf die bedürfnisse von schülerin-
nen, eltern und Lehrerinnen einzugehen und entsprechend der gege-
benheiten vor ort handeln zu können. wir setzen uns daher für selbst-
ständigere schulen und mehr kommunale Verantwortung ein. Um das 
starre schulsystem zu überwinden und es für flexible und intelligente 
Lösungen zu öffnen, wollen wir per gesetz neue schulmodelle ermögli-
chen. wo vor ort gewünscht, sollen gemeinschaftsschulen bis Klasse 10 
und 12/13 entstehen, die alle abschlüsse und hochschulzugangsberechti-
gungen anbieten. in der gemeinschaftsschule werden die schülerinnen 
nach Klasse 4 nicht mehr getrennt, sondern sie lernen weiter gemeinsam 
und werden zugleich individuell gefördert. das heißt: die Landespolitik 
initiiert und steuert diesen Prozess, sie schafft die gesetzlichen Voraus-
setzungen, sie schafft – als rahmen für die einzelnen modelle – die Qua-
litätsstandards, sie setzt Zielvorgaben und sorgt mit einer zusätzlichen 
ressourcenausstattung für anreize. innerhalb dieses rahmens erhalten 
die schulen eigene gestaltungsspielräume. wie man am haupt- und mit-
telschulsterben erkennt, reichen die schülerinnenzahlen oftmals für kei-
ne weiterführende schule mehr aus. die öffnung für die gemeinschafts-
schule hat für die ländlichen räume eine besondere bedeutung, weil wir 
grüne klar sagen: Jede schule braucht ihren ort und jeder ort braucht 
seine schule.
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möglichkeit bieten, durch die artikulation ihrer eigenen bedürfnisse und 
interessen, schon im schulalltag demokratische Prozesse kennen zu ler-
nen. darum sollen in paritätisch besetzten foren aus schülerinnen und 
Lehrerinnen gemeinsame Konzepte zur mitbestimmung von schülerinnen 
im schulprozess erarbeitet werden.

Alle gehören dazu! im märz 2009 unterzeichnete deutschland die behin-
dertenrechtskonvention der Vereinten nationen. damit verpflichten sich 
bund, Länder und Kommunen zur entwicklung einer inklusiven gesell-
schaft, in der die Unterschiedlichkeit von menschen geschätzt und gemein-
sames Leben auch bei unterschiedlichen behinderungen gefördert wird. 
wir bekennen uns ausdrücklich zur inklusion. sie umzusetzen bedarf gro-
ßer anstrengungen, denen wir uns sowohl in organisatorischer als auch 
in finanzieller hinsicht stellen werden. die Umsetzung der Un-Konvention 
über die rechte von menschen mit behinderung ist nicht mit einem weiter-
so der bayerischen bildungspolitik möglich, sie erfordert im gegenteil eine 
tiefgreifende Veränderung des bayerischen schulwesens. die schulen sind 
so zu gestalten, dass Kinder mit behinderung am allgemeinen schulunter-
richt teilnehmen können. Ziel ist für uns, dass ein Kind mit behinderung 
die schule im sprengel besuchen kann. dabei ist schulische inklusion ein 
auftrag für die gesamte gesellschaft und fordert ein Umdenken von allen: 
Lehrerinnen, eltern, schülerinnen, Kommunalpoltikerinnen, bildungs-, so-
zial- und finanzpolitikerinnen. 

mit der fraktionsübergreifenden änderung des bayerischen schulgesetzes 
(bayeUg) ist ein erster gemeinsamer schritt in richtung Umsetzung der 
Un-Konvention gelungen, jetzt müssen schnell weitere folgen. wir brau-
chen weitere stundendeputate an regelschulen, für bessere sonderpä-
dagogische förderung: etwa um kleinere Klassen bilden zu können, für 
Zweitlehrkräfte oder für die einbeziehung von sonderpädagoginnen. eine 
offensive in der Lehrerinnenfortbildung zum thema inklusion. die Veran-
kerung des themas inklusion und sonderpädagogischer ausbildungsin-
halte in allen Lehramtsstudiengängen. schulbegleiterinnen müssen besser 
finanziert werden, auch das Land muss für die finanzierung etwa für päd-
agogische assistentinnen Verantwortung übernehmen. wir wollen in allen 
Landkreisen und kreisfreien städten schulartunabhängige beratung für el-
tern von Kindern mit behinderung aus einer hand anbieten. bei der Um-
setzung der schulischen inklusion handelt es sich um einen Prozess. wir 
grüne wollen diesen Prozess weiter voranbringen und beschleunigen, um 
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•	 eigenverantwortung braucht demokratie. die eigenverantwortliche 
schule beteiligt die Lehrkräfte, aber auch eltern und schülerinnen an 
der schulentwicklung.

•	 die schulleiterinnen sind die motoren der schulentwicklung. wir wollen 
ihnen mehr Zeit für ihre Leitungsaufgaben geben, mit mehr Verantwor-
tung für ihre schulen und mitspracherecht bei der besetzung der Lehrer-
stellen, damit sie besser als heute ihre schule weiterentwickeln können. 
dazu brauchen sie auch besser ausgestattete schulsekretariate und wei-
teres nichtpädagogisches Personal an ihrer seite. 

•	 schulverwaltung effektiver gestalten. damit neue freiräume und chan-
cen für die schulen genützt werden können, werden die aufgaben inner-
halb der ebenen der staatlichen schulverwaltung neu ausgerichtet. das 
spart auch ressourcen ein, die dann direkt zur Qualitätsverbesserung 
eingesetzt werden können. 

Sprache fördern: sprach- und Lesekompetenz sowie die bildungssprache 
sind die zentralen schlüssel für schulischen erfolg. bei bedarf (für schü-
lerinnen mit und ohne migrationshintergrund) sollen schulen ressourcen 
für sprachförderkurse einfordern können. sprachförderkonzeptionen sol-
len dabei über mehrjährige Zyklen angeboten werden. die förderung soll 
je nach bedarf auch drei- bis viermal in der woche stattfinden können.

Eltern beteiligen: eltern und Lehrkräfte müssen sich auf „augenhöhe“ be-
gegnen können. sie sind jeweils expertinnen für das Lernen und die erzie-
hung ihrer Kinder. diese Partnerschaft bedingt die beteiligung von eltern am 
schulleben und an den entscheidungen der eigenverantwortlichen schule. mit 
der abschaffung der übertrittsregelung und der einführung des elternwillens 
schaffen wir die Voraussetzung für eine partnerschaftliche Zusammenarbeit 
von Lehrkräften als beraterinnen der eltern bei deren entscheidung. elternar-
beit muss zur aufgabe aller schule werden, dafür brauchen Lehrkräfte Zeit 
und raum. dabei ist es wichtig, auch mit neuen formen der Zusammenarbeit 
die beteiligung von eltern aus so genannten bildungsfernen schichten, dar-
unter auch solche mit migrationshintergrund, am schulleben zu verbessern.

SchülerInnen beteiligen: wenn es um die bedürfnisse der schülerinnen 
geht, sind diese selbst die expertinnen, die in die gestaltung des schul-
lebens mit einbezogen werden müssen. wir wollen schülerinnen die 
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muss. diese sollen in die obhut von teams gegeben werden aus allge-
meinen Lehrkräften, förderlehrkräften, sonderpädagoginnen, schulsozial-
arbeiterinnen und schulpsychologinnen. wir brauchen mehr Lehrerinnen 
und andere Professionen für kleinere Klassen, für zweite Lehrkräfte in den 
Klassen, für den ausbau von ganztagsschulen, gegen Unterrichtsausfall 
und für gemeinsames Lernen von schülerinnen mit und ohne behinderun-
gen. nur so kann jedes einzelne Kind und jeder einzelne Jugendliche indivi-
duell in der entfaltung seiner Potenziale unterstützt werden.

damit die nachwuchslehrkräfte auf die herausforderungen der pädagogi-
schen arbeit an den schulen gut vorbereitet sind, wollen wir die Lehreraus-
bildung reformieren. ein stärkerer Praxisbezug der ersten ausbildungspha-
se an den Universitäten soll den studierenden einen tieferen einblick in die 
arbeit mit Kindern und Jugendlichen bieten, sodass sie sich frühzeitig da-
rüber klar werden können, ob sie für den beruf des Lehrers geeignet sind. 
dafür ist eine engere Verzahnung von erster und zweiter ausbildungsphase 
sinnvoll, d.h. Professoren und dozenten an den Universitäten sollen bereits 
mit den seminarlehrern und –rektoren des Vorbereitungsdienstes zusam-
menarbeiten. das studium des Lehramtes soll nicht mehr schulartbezogen 
sein, sondern stufenorientiert, d.h. für Primarstufe, sekundarstufe i und 
sekundarstufe ii. die fächer Pädagogik, schulpädagogik und Psychologie 
sollen als grundwissenschaften das fundament eines jeden Lehramtsstudi-
ums bilden. ebenso soll selbstbestimmtes Lernen ein baustein in der Lehrer-
innenausbildung sein. für alle Lehramtsstudiengänge sollen die jeweiligen 
fachdidaktiken gestärkt werden. in den hauptfachstudiengängen müssen 
die inhalte lehramtsspezifisch angeboten werden. die inhaltsbereiche dia-
gnostik, fördermethodik, sprachförderung und inklusive Pädagogik sollen 
in allen Lehrämtern intensiviert werden. alle Lehramtsstudiengänge sollen 
zehn semester umfassen.

Kommunen in Verantwortung: die Kommunen leisten längst mehr als nur 
den „äußeren sachaufwand“ für schulgebäude. oft finanzieren und orga-
nisieren sie die schulsozialarbeit und die betreuung in der ganztagsschule, 
die einrichtung von schülercafés, Küchen und mensen, die ausgestaltung 
der nachmittagsangebote, die Kooperation mit Vereinen, die hausaufga-
benbetreuung und die Unterstützung für Kinder aus bildungsfernen oder 
förderbedürftigen familien – die Kommunen sind also bereits aktiv an den 
„inneren schulangelegenheiten“ beteiligt. dafür benötigen sie ressourcen, 
d.h. das Land muss die Kommunen dafür sachgerecht finanziell ausstatten. 
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möglichst bald das Ziel einer inklusiven schule zu erreichen. grundsätzlich 
widerspricht ein gegliedertes schulsystem, das schülerinnen „abschult“ 
und permanent die frage nach „dem richtigen schüler/der richtigen schü-
lerin“ stellt, dem gedanken der inklusion. deshalb bleibt unser Ziel: wir 
fordern eine schule für alle. 

damit sich alle schulbildung leisten können und Kinder aus finanziell 
schlechter gestellten familien nicht benachteiligt werden, setzen wir uns 
dafür ein, dass die von eltern zu tragenden Kosten für Lernmittel und Klas-
senfahrten auf ein tragbares maß gedeckelt werden.

Kindern aus bildungsfernen Schichten fällt es oft schwer, im bayerischen 
schulsystem fuß zu fassen. ihre integration kann in gemeinschaftsschu-
len besser gelingen, da sie mehr Zeit mit gleichaltrigen unterschiedlicher 
herkunft verbringen. alle Kinder profitieren, indem sie voneinander – auch 
interkulturell – lernen. damit integration an der schule gelingen kann, müs-
sen alle beteiligten – Kinder, Lehrende und eltern – zu dialog und Kompro-
missen bereit sein. so benötigen wir neue ansätze und ideen, um gerade 
jene eltern anzusprechen, die sich bislang wenig um die bildung ihrer Kin-
der kümmern. 

Auf die Lehrkräfte kommt es an: die Lehrerinnen und Lehrer vor ort sind 
diejenigen, die in der Zusammenarbeit mit den Kindern und Jugendlichen 
Lernen anregen können, das um der sache willen geschieht, das die erfah-
rung von Kompetenz und selbstwirksamkeit ermöglicht und junge men-
schen zu mündigen bürgern heranwachsen lässt. auch auf sie richten wir 
unser augenmerk bei der entwicklung von schule. 

statt dichte Lehrpläne und Zeitdruck brauchen Lehrkräfte mehr freiraum 
für ihr pädagogisches handeln, um verstärkt offene Lernformen wie wo-
chenplanarbeit, Projektarbeit oder die arbeit in Lernwerkstätten umsetzen 
zu können. Um ihren aufgaben auch in Zukunft gewachsen zu sein, benö-
tigen sie Unterstützung durch eine zeitgemäße Personalentwicklung z.b. 
durch supervision und eine bedarfsgerechte weiterbildung vor ort wie die 
zentrale Lehrerinnen-fortbildung. die regelbeurteilung wollen wir dagegen 
abschaffen und durch eine anlassbeurteilung vor der bewerbung um Lei-
tungsstellen ersetzen. die schule der Zukunft braucht darüber hinaus un-
terschiedliche Professionen, weil schule auch ein sozialraum ist und als 
„inklusive schule“ der Vielfalt der Kinder und Jugendlichen gerecht werden 
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schülerinnen und schüler aus ökonomischen, religiösen, ethnischen 
oder anderen gründen ausschließen und dass sie sich lediglich einer be-
stimmten Klientel oder weltanschauung verpflichtet fühlen. gründungen 
von freien schulen, um Kinder von staatlichen schulen abzuschotten, 
lehnen wir ab! das grundgesetz verpflichtet auch freie schulen dem 
wert sozialer gerechtigkeit durch das Verbot der sozialen sonderung von 
schülern nach den besitzverhältnissen der eltern. die Verantwortung des 
staates gegenüber den freien schulen besteht im Umkehrschluss dann 
aber in der Verpflichtung, sie so auskömmlich zu finanzieren, dass sie 
dieses sonderungsverbot einhalten können. für private freie grundschu-
len gelten besondere zusätzliche anforderungen. es gilt die gesellschaft-
liche integration von Kindern in den ersten Lebensjahren in der schule 
besonders zu sichern und eine frühe sonderung der schülerinnen und 
schüler nach dem sozialstatus zu vermeiden. die gründung von Privat-
schulen durch kommerzielle anbieter sehen wir bündnisgrüne mit sorge. 
bildung ist keine ware und darf nicht wirtschaftlichen Verwertungsin-
teressen unterworfen werden. tendenzen, mit der gründung oder dem 
besuch freier schulen, gesellschaftliche segregation zu befördern, treten 
wir entgegen.

Jugendarbeit ist ein wichtiger Bildungsbereich neben der schulischen 
Lern- und erfahrungswelt und hat eine zentrale aufgabe in der betreuung 
von Jugendlichen, aber auch in der arbeit mit ihnen. Jungen menschen 
mit unterschiedlichen bedürfnissen und in verschiedenen sozialen Le-
benslagen bietet die Jugendarbeit hilfe und Unterstützung an. wir grü-
ne werden die außerschulische Jugendarbeit in ihrer Vielfalt fördern und 
stärken. so unterschiedlich die bedürfnisse von Jugendlichen sind, um 
sie in ihrer Persönlichkeitsentwicklung, eigenverantwortlichkeit, selbst-
ständigkeit, in ihrem selbstwertgefühl und selbstorganisation zu festi-
gen, so vielfältig, bunt und offen ist auch Jugendarbeit zu gestalten. in 
der Jugendarbeit gibt es dank einer Vielzahl von Verbänden und Ver-
einen weitgefächerte formen und inhalte. Junge menschen haben die 
chance, sich selber einzubringen und ihre interessen und talente zu le-
ben. wir werden für ausreichend fachpersonal sorgen, um die gewach-
senen strukturen in bayern aufrecht erhalten zu können. bündnis 90/
die grünen werden die strukturell vernachlässigte erziehungsberatung, 
schulpsychologie und sozialarbeit sowie offene Jugendarbeit wieder 
stärken. wichtig ist im rahmen der Jugendarbeit auch die auseinander-
setzung mit rollenbildern.
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es darf im hinblick auf gerechtigkeit im Land nicht sein, dass schülerinnen 
in regionen mit finanzschwächeren Kommunen weniger förderung und bil-
dung erhalten als solche in finanzstärkeren regionen.

schulen in kommunaler trägerschaft sind ein unverzichtbarer bestandteil 
des bayerischen bildungswesens. sie ergänzen und bereichern wirkungs-
voll das angebot der staatlichen schulen vor ort und zeichnen sich durch 
ein verstärktes maß an Profilstärke und selbstständigkeit aus. Unser Ziel 
ist, die Kommunen als bildungspolitische akteure ernst zu nehmen und zu 
stärken. dafür entwickeln wir einen stufenplan, der die bessere finanzie-
rung durch den freistaat vorsieht.

in den städten sind die bildungschancen von Kindern und Jugendlichen 
nicht gleichmäßig verteilt. bildungsteilhabe und bildungserfolg hängen 
stark vom sozio-ökonomischen Umfeld von schulen ab. innerhalb der städ-
te ergeben sich folglich differenzierte stadtteilsituationen. wir wollen da-
her ein zusätzliches finanzierungsinstrument, um vor ort in den stadtteilen 
und sozialräumen zielgenauer fördern zu können. dafür brauchen wir eine 
belastungsorientierte budgetierung.

schulen werden angesichts des demographischen faktors zunehmend 
zu standortfaktoren für die regionen. Kommunen sollen daher nicht nur 
„sachaufwandsträger“, sondern mitgestalter der schule sein. dies erfordert 
eine noch engere Zusammenarbeit zwischen Kommune und schule. wir 
werden freiräume zur gestaltung einrichten, damit Kommunen und schu-
len gemeinsam maßgeschneiderte Lösungsansätze zum wohl der Kinder 
umsetzen können. die schulverwaltung setzt dann nur noch den rahmen 
und eröffnet entscheidungsspielräume. 

gründung und betreiben von Schulen in freier Trägerschaft gehören für 
bündnis 90/die grünen zu zentralen elementen einer bürgergesell-
schaft, in der bürgerinnen und bürger aktiv partizipieren und Verantwor-
tung übernehmen. wir stehen für eine vielfältige bildungslandschaft und 
sehen, dass freie schulen in ihr eine wichtige bereicherung darstellen 
können, nicht zuletzt, weil staatliche schulen auch von innovationen, die 
an freien schulen entwickelt werden, profitieren können. freie schulen 
stehen jedoch in der gleichen sozialen und demokratischen Verpflich-
tung, wie staatliche schulen auch, zur gesellschaftlichen integration bei-
zutragen. dieser auftrag verbietet, dass schulen in freier trägerschaft 
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übergang zwischen schule und ausbildung haben, werden wir individu-
elle und zielführende übergangsangebote zur Verfügung stellen. den der-
zeitigen „maßnahmendschungel“ wollen wir reformieren und systema-
tisieren; unnötige „warteschleifen“ für Jugendliche werden wir abbauen. 
nötig hierfür sind insbesondere eine Koordinierung der angebote, eine gro-
ße Praxisnähe, die anrechenbarkeit der in der übergangszeit erworbenen 
Qualifikationen und möglichkeiten zum flexiblen einstieg in ein reguläres 
ausbildungsverhältnis.

neben den leistungsschwächeren wollen wir aber auch die leistungsstärke-
ren schülerinnen in den blick nehmen. Unser Ziel ist es, auf der einen seite 
die Potenziale der Lernschwächeren sowie das Potenzial aus migrantenfa-
milien für die berufsbildung zu erschließen. auf der anderen seite wollen 
die attraktivität der berufsbildung steigern und so auch attraktiv für abitu-
rientinnen oder hochschülerinnen zu machen.

grundsätzlich wollen wir die durchlässigkeit zwischen berufsausbildung 
und hochschule verbessern. wie groß der handlungsbedarf hier ist, zeigt 
ein blick auf die statistik. nur 1.486 der 275.480 studierenden, die im som-
mersemester 2011 an bayerischen hochschulen studierten, haben den weg 
dorthin über den beruflichen weg und ohne eine schulische hochschul-
zugangsberechtigung gefunden. eine Zahl, die einer deutlichen steigerung 
bedarf. gelingen kann dies aber nur, wenn wir die abgeschlossene berufs-
ausbildung endlich gleichwertig neben das abitur stellen.

Um die attraktivität der berufsausbildung erhalten und ausbauen zu kön-
nen, bedarf es auch entsprechender finanzieller und personeller rahmen-
bedingungen. daher treten wir für einen ausgleich des budgetdefizits an 
den bayerischen berufsschulen ein. Knapp 7.000 ausgefallene wochenstun-
den allein im schuljahr 2009/2010 sind ein skandal und zeigen deutlich, 
wie groß der handlungsbedarf ist. die sicherstellung des Pflichtunterrichts 
und eine ihrer bedeutung und den herausforderungen angemessene aus-
stattung der berufsschulen ist die grundvoraussetzung für alle weiteren 
schritte auf dem weg zu einer optimierung des ausbildungssystems. 

Lebenslanges Lernen: für eine gesellschaft, die vor allem von ihrem wis-
sen lebt, ist gute bildung fundamental. Unser Verständnis von bildung geht 
dabei über den abschluss von schule, Lehre oder studium hinaus. ange-
sichts der dynamik, die unsere arbeits- und wirtschaftswelt, aber auch die 
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Berufliche Bildung: das duale ausbildungssystem steht vor einschneiden-
den herausforderungen. der demografische wandel und der zu erwarten-
de fachkräftemangel erfordern ebenso wie die zunehmende dynamik der 
wirtschafts- und arbeitswelt strukturelle und pädagogische anpassungen. 
in bayern wurden diese bisher versäumt. damit werden die Zukunftschan-
cen vieler junger menschen ebenso leichtfertig aufs spiel gesetzt wie die 
Leistungs- und Zukunftsfähigkeit des wirtschaftsstandorts bayern. Unser 
Ziel und unsere Verpflichtung ist es deshalb, künftig allen Jugendlichen die 
Perspektive einer optimalen berufsausbildung zu eröffnen. 

denn noch immer gibt es zu viele Jugendliche, denen das bayerische schul- 
und ausbildungssystem diese Perspektive verwehrt. Knapp 30.000 junge 
menschen befinden sich derzeit im maßnahmendschungel des sogenann-
ten übergangssystems (stand 2010). nur wenige von ihnen schaffen jedoch 
tatsächlich den übergang in eine reguläre ausbildung; besonders prekär ist 
die situation für Jugendliche aus bildungsfernen familien. ebenso erschre-
ckend wie die Zahl der Jugendlichen in den zahllosen warteschleifen, ist 
die hohe abbruchquote im ausbildungssystem. Laut Landessozialbericht 
liegt sie bei über 20 Prozent. 

der leichtfertige Umgang mit den Zukunftswünschen, Perspektiven und ta-
lenten vieler junger männer und frauen, der in all diesen Zahlen zum aus-
druck kommt, ist allein schon grund genug zu handeln und vor allem das 
übergangssystem grundlegend zu reformieren. hinzu kommt der drohende 
fachkräftemangel, vor dessen hintergrund diese Versäumnisse nicht nur in-
dividuell betrachtet, sondern auch volkswirtschaftlich gesehen verantwor-
tungslos sind. so rechnet eine studie des Prognos-instituts (2010) in bayern 
bis 2030 mit einer angebotslücke der fachkräfte mit beruflicher aus- und 
fortbildung von 760.000 Personen. nicht zuletzt angesichts dieser Zahl – 
insbesondere aber aus respekt vor den individuellen talenten der jungen 
menschen in bayern – gilt es, möglichst allen Jugendlichen die chance auf 
eine reguläre ausbildung zu bieten.

dieses Ziel lässt sich aber nur erreichen, wenn wir jede schülerin und je-
den schüler frühzeitig und individuell auf das berufsleben vorbereiten. in 
den schulen wollen wir durch eine kontinuierliche berufsorientierung und 
die individuelle förderung jeder und jedes einzelnen die grundlagen da-
für legen, dass der einstieg in die ausbildung reibungslos gelingen kann. 
für all diejenigen schulabgängerinnen, die trotzdem schwierigkeiten am 
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müssen die träger seit vielen Jahren mit stagnierenden bzw. rückläufigen 
staatlichen mittel auskommen. bei der Pro-Kopf-finanzierung liegt bayern 
im Ländervergleich auf dem vorletzten Platz. erwachsenenbildung ist je-
doch eine zentrale öffentliche aufgabe, die schaffung optimaler rahmen-
bedingungen ist deshalb unserem Verständnis nach aufgabe des freistaats. 
deshalb sprechen wir uns für eine deutliche aufstockung der finanziellen 
Zuwendungen aus. damit wollen wir sicherstellen, dass die einrichtungen 
der erwachsenenbildung künftig ihre alten wie neuen aufgaben wahrneh-
men können. wie treten dafür ein, dass die trägerpluralität und Unabhän-
gigkeit der einrichtungen erhalten bleibt. durch gestaffelte teilnahmebei-
träge soll es auch menschen mit geringem einkommen ermöglicht werden, 
an weiterbildungsangeboten teilzunehmen.

Um möglichst barrierefreie teilhabe am bildungssystem zu gewährleisten, 
wollen wir zusätzlich die meistergebühren abschaffen.

eine leistungsgerechte und –fähige bildungslandschaft wird angesichts der 
schrittweise sinkenden absolventinnenzahlen künftig die Konkurrenzfähig-
keit von regionen maßgeblich bestimmen. dies gilt in besonderem ma-
ße für den ländlichen raum. optimal qualifizierte bürgerinnen und bür-
ger sind dabei ein ganz entscheidender standortfaktor. Unser Ziel ist es 
deshalb, eine region als „bildungsraum“ zu schaffen. einen besonderen 
stellenwert nimmt dabei die ständige und allen bürgerinnen und bürgern 
gleichermaßen offen stehende möglichkeit zum Lernen im Lebenslauf ein. 
die bemühungen der Kommunen für gute schulen verdienen unsere aner-
kennung. nun gilt es jedoch, bildung auf die gesamte Lebensspanne auszu-
dehnen und alle bildungsangebote in einer region zu einem koordinierten 
gesamtpaket für lebenslanges Lernen zu schnüren.

die meisten bildungsangebote durch das Land bayern sind heute noch auf 
zentrale einrichtungen und Präsenzveranstaltungen ausgelegt. fernstudien-
gänge und online-basierte ausbildungs- und weiterbildungsangebote durch 
das Land bayern können menschen in ländlichen regionen helfen, vor ort 
die wunschausbildung zu erlangen.

bildungseinrichtungen haben begrenzte ressourcen. in vielen fällen sind 
Zugangsbeschränkungen (z.b. zu höheren bildungszweigen in der schule, 
berufsausbildung, meisterschulen, Universitäten) aus der motivation he-
raus geschaffen worden, um die beschränkten ressourcen in optimaler 
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individuellen Lebenswelten gegenwärtig auszeichnet, ist lebenslanges Ler-
nen die grundlage einer zukunftsfähigen gesellschaft. die herausragende 
bedeutung des lebenslangen Lernens für die individuelle entwicklung jedes 
menschen und die entwicklung eines Landes ist wissenschaftlich längst un-
umstritten. ob wir die herausforderungen der Zukunft bewältigen können, 
ist abhängig vom bildungsniveau, vom wissensstand und der Urteils- und 
handlungsfähigkeit der menschen. gut ausgebildete, aufgeklärte und pro-
duktive bürgerinnen sind auch in bayern das entscheidende Potenzial für 
wirtschaftliche entwicklung und gesellschaftliche teilhabe. 

dennoch ist die weiterbildungsquote in bayern noch immer viel zu gering. 
im hinblick auf die weiterbildungsbeteiligung in bayern stellen wir eine 
deutliche soziale selektivität fest. insbesondere menschen mit geringem 
einkommen, mit geringem bildungsniveau, migrantinnen und migranten 
und ältere menschen sind benachteiligt. Unser Ziel ist es deshalb, die wei-
terbildungsbeteiligung in bayern schrittweise zu erhöhen und dabei gleich-
zeitig allen sozialen gruppen in gleicher weise die möglichkeit zu eröffnen, 
allgemeine, kulturelle, politische und berufliche bildungsangebote in an-
spruch zu nehmen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, setzen wir uns für ein festgeschriebenes recht 
auf lebenslanges Lernen ein, das allen menschen in bayern unabhängig von 
Vorbildung, geschlecht, abstammung, alter, sozialer stellung, religiöser 
oder politischer anschauung zusteht. einen besonderen stellenwert neh-
men eine strategie zur erhöhung der weiterbildungsquote und das recht 
jedes bürgers und jeder bürgerin auf bildungsfreistellung ein. durch dieses 
recht auf bildungsfreistellung soll gewährleistet werden, dass alle beschäf-
tigten in bayern die möglichkeit erhalten, fünf tage pro Jahr an Veranstal-
tungen der beruflichen und gesellschaftspolitischen erwachsenenbildung 
teilzunehmen. Um die soziale selektivität abzubauen, sprechen wir uns für 
die einrichtung eines innovationspools aus, der neben der Qualitätsent-
wicklung das Ziel verfolgt, bildungsungerechtigkeiten abzubauen und bis-
her benachteiligte gruppen zur teilnahme an bildungsangeboten und zum 
erwerb vielfältiger Qualifikationen in den bereichen der allgemeinen, kul-
turellen, politischen und beruflichen erwachsenenbildung zu motivieren.

besonderen handlungsbedarf sehen wir auch im hinblick auf die finanziel-
le ausstattung der träger der erwachsenenbildung. trotz der wachsenden 
bedeutung und der gestiegenen anforderungen an die erwachsenenbildung 
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wir stehen für ein gebührenfreies Erststudium. nach abschaffung der stu-
diengebühren werden wir die vollständige Kompensation der mittel auch 
über 2014 hinaus sicherstellen. die mitentscheidung der studierenden über 
die Verwendung der mittel werden wir stärken.

Bologna 2.0: wir streben eine reform der bologna-reform an, mit dem 
klaren anspruch, die bestehenden mängel zu beheben und die rahmenbe-
dingungen auch durch gesetzliche Vorgaben zu verbessern.

Offene Hochschule: wir werden die öffnung der hochschulen für Kinder 
aus arbeiterinnenfamilien, für studierende mit Kind, für studienwillige mit 
migrationshintergrund und für studierende mit handicaps fördern. 

wir wollen genauso viele frauen auf Professorinnenstellen sehen wie män-
ner. dazu braucht es eine festgesetzte Quote. bei gleicher Qualifikation 
bekommen frauen solange die Professuren, bis ihr anteil mindestens 50 
Prozent ausmacht. berufungskommissionen sind geschlechterparitätisch zu 
besetzen und frauen- und gleichstellungsbeauftragte sollen in diesem gre-
mium stimmberechtigt sein. daneben brauchen wir an den hochschulen 
ausreichend Kinderbetreuungsmöglichkeiten bzw. Unterstützung bei der in-
dividuellen Kinderbetreuung, damit wissenschaftlerinnen und studierende 
beruf oder studium und familie vereinen können. 

Demokratische Hochschule: die studierenden als größte gruppe an den 
hochschulen haben die geringsten mitbestimmungsmöglichkeiten. dieses de-
mokratieverständnis passt nicht in die heutige Zeit. Partizipation entsteht nicht 
von allein, sie ist – wie vieles andere auch – vor allem eine frage der organisa-
tion. wer hochschulen mehr selbstverantwortung gibt, muss deshalb auch die 
beteiligungsstrukturen neu justieren. wissenschaftliche mitarbeiterinnen und 
studierende in der hochschulorganisation stärker zu beteiligen, ist für uns die 
logische Konsequenz. deshalb werden wir das hochschulrecht reformieren und 
autonomie und mitbestimmung an bayerischen hochschulen kombinieren und 
weiterentwickeln. wir wollen, dass mitsprache von studierenden endlich zur 
selbstverständlichkeit wird und alle Kommissionen und gremien paritätisch 
besetzt werden. erst wenn alle mitglieder der hochschulgemeinschaft demo-
kratisch mitbestimmen können, ist diese in der Lage, mehr eigenverantwortung 
zu entwickeln. Um die interessen der studierenden angemessen zu berücksich-
tigen, werden wir die Verfasste studierendenschaft gesetzlich verankern und 
die mitbestimmung der studierenden in den hochschulgremium ausweiten.

ta
Le

n
tr

ei
ch

es
 b

ay
er

n

erfolgsaussicht einzusetzen. durch die heute bestehenden technischen 
möglichkeiten ist die grundlage für die Zugangsbeschränkung in vielen fäl-
len überholt. in ländlichen regionen mit negativem bevölkerungssaldo wird 
es immer häufiger vorkommen, dass bestehende angebote nicht ausgelas-
tet sind. ein offener Zugang zu den angeboten kann das Problem abmil-
dern. gerade im ländlichen raum würden viele menschen davon profitie-
ren, wenn sie niederschwellige angebote zur schulischen, beruflichen und 
akademischen weiterbildung wahrnehmen könnten, da die bestehende an-
gebotsdichte hier stets geringer sein wird. Jegliche Zugangsbeschränkung 
zur bildung muss daher regelmäßig auf ihre notwendigkeit hin überprüft 
werden.

Zukunftsfähige Hochschule: für die situation an den hochschulen in 
bayern gilt: es fehlt an allen ecken und enden, denn sie sind seit lan-
gem chronisch unterfinanziert. diese situation wird sich in absehbarer 
Zeit noch weiter zuspitzen. dass sich weitere Löcher in der hochschulfi-
nanzierung auftun, hat im wesentlichen zwei – seit langem – absehbare 
Ursachen. Zum einen werden sich in den nächsten Jahren ähnlich viele 
studierende an den hochschulen einschreiben wollen. an den hochschu-
len steigt damit unter anderem der bedarf an Personal, raum- und biblio-
thekskapazitäten. Zum anderen brachte die Umstellung der studiengänge 
auf bachelor- und masterabschlüsse oft ungleich mehr Prüfungsleistungen 
als früher mit sich. weiterhin erfordern die neuen studiengangsstrukturen 
Veränderungen bei bibliotheken und anderen hochschul-einrichtungen. 
beispielsweise müssen aufgrund der modularisierung zunehmend mehr 
arbeitsmöglichkeiten vor ort geschaffen und verlängerte bibliotheks-
öffnungszeiten gewährleistet werden, damit die Qualität der hochschul-
bildung nicht in mitleidenschaft gezogen wird. Zugleich wird zu recht 
von den hochschulen erwartet, dass sie den internationalen austausch 
stärker vorantreiben. 

auf dieser dauerbaustelle wollen wir die mängel beheben durch den zügi-
gen ausbau der hochschulen, mit mehr studienplätzen und deutlich mehr 
Personal und allen erforderlichen infrastrukturen. für diese bauliche, or-
ganisatorische und personelle seite brauchen die hochschulen grundsätz-
lich mehr eigenen spielraum. das gilt ebenso für Lehre und forschung. nur 
wenn wir an all diesen stellschrauben drehen und dabei die Verbesserung 
der Lehre und Qualität im blick haben, kann eine zukunftsweisende hoch-
schulpolitik in bayern gelingen.
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erreichen. auch die berufungskommissionen müssen geschlechterparitä-
tisch besetzt werden. Zudem müssen die frauen- und gleichstellungsbe-
auftragten in den berufungskommissionen ein stimmrecht erhalten. men-
toringprogramme und mehr weibliche Lehrende als Vorbilder sollen den 
frauenanteil nicht nur in bestimmten studiengängen, sondern vor allem 
auch in Lehr- und Leitungspositionen erhöhen. wir wollen frauen dazu 
ermutigen, mint-studienfächer zu ergreifen und die rahmenbedingungen 
verbessern.

Nächster Halt: Sackgasse! – „Weibliche“ Berufsbilder ohne Entwick-
lungschancen: trotz besserer und höherer schulabschlüsse wählen die 
hälfte der mädchen und jungen frauen nur zehn von 350 möglichen aus-
bildungsberufen. diese finden gesellschaftlich meist wenig anerkennung, 
sind schlecht bezahlt und erlauben kaum aufstiegsmöglichkeiten. so ist 
beispielsweise der abschluss des fachabiturs in sozialen fachrichtungen 
an den berufsschulen seltener möglich als an technisch orientierten be-
rufsschulen. Und nach dem fachabitur mangelt es in sozial-orientierten fä-
chern an studienplätzen. in den berufsoberschulen fehlt es an entsprechen-
den fachrichtungen. gleichzeitig wird in den gut bezahlten mint-berufen 
ein fachkräftemangel beklagt.

gender mainstreaming muss in die ausbildung von erzieherinnen und Leh-
rerinnen verankert werden. wir wollen eine geschlechtersensible erziehung 
von der Krippe an. die berufsberatung muss entsprechend sensibilisiert 
werden, um jungen frauen ein breites spektrum bei der berufswahl auf-
zuzeigen. die weiterbildungsmöglichkeiten in sozial-orientierten berufen 
müssen verbessert, soziale berufe als grundpfeiler unseres sozialstaates 
aufgewertet und adäquat entlohnt werden.

Forschung geht alle an – nachhaltige Wissenschaft für Bayern: for-
schung und entwicklung sind für hochindustrielle und wissensbasierte ge-
sellschaften wie die unsere von zentraler bedeutung. Von ihrer entfaltung 
hängt viel ab. die gesellschaftliche wie die wirtschaftliche entwicklung 
ebenso wie die chancen und möglichkeiten jedes einzelnen von uns. 

Zivilklausel: auch die öffentlichen hochschulen tragen Verantwortung für 
eine friedliche gesellschaft. durch die einführung einer Zivilklausel sollen 
die bayerischen hochschulen ihren teil der Verantwortung übernehmen 
und sich nicht an rüstungsforschung beteiligen.
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Auch Studierende wollen leben: es gibt so viele studierende wie nie zu-
vor. mensen platzen aus allen nähten, Vorlesungen müssen wegen über-
füllung abgebrochen werden, es gibt notquartiere für die studierenden. 
Um die studien- und Lehrbedingungen für die studierenden zu verbessern, 
werden wir in wohnheime, mensen und Kindertagesstätten investieren. die 
bayerischen studierendenwerke müssen daher entsprechend ausgestattet 
werden. 

Frauen auf dem Marsch an die Spitze der Universitäten: die Univer-
sitäten sind das gesellschaftliche experimentierfeld für neue ideen und 
impulse. doch beim besetzen von führungspositionen regieren immer 
noch männliche seilschaften. Professorinnen, insbesondere Lehrstuhlin-
haberinnen, sind immer noch eklatant unterrepräsentiert – trotz eines 
weiblichen studierendenanteils von über 50 Prozent! hinzu kommt die 
abhängigkeit der wahl des studienfaches vom geschlecht: frauen sind 
in den so genannten mint-fächern (mathematik, ingenieurwissenschaft, 
naturwissenschaft, technik) immer noch extrem unterrepräsentiert, hin-
gegen in sprach- und kulturwissenschaftlichen fächergruppen, die viel-
fach in prekären arbeitsverhältnissen enden, überrepräsentiert. diese 
Verteilung steigert sich bis zur ebene der Professuren noch weiter, so 
dass es in „männerfächern“ kaum weibliche Vorbilder als anreiz für stu-
dentinnen gibt.

bündnis 90/die grünen wollen, dass frauen bei gleicher Qualifikation auf 
Professuren und in Leitungsgremien bevorzugt werden, um eine geschlech-
terparitätische besetzung von führungspositionen in den Universitäten zu 

Demokratische hochschule
Um die interessen der studierenden angemessen zu berücksichtigen, 
werden wir die verfasste studierendenschaft gesetzlich verankern und 
die mitbestimmung der studentinnen und studenten in den hoch-
schulgremium ausweiten. die moderne hochschule verlangt nach ei-
nem steuerungsmodell im sinne einer demokratischen hochschule. 
entscheidend ist, dass die studierenden die gelegenheit haben, eigene 
Vorschläge für die gestaltung ihrer hochschule vorzutragen, und dass 
diese Vorschläge und stellungnahmen ernsthaft geprüft werden.
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Zum anderen brauchen wir den ausbau der transformativen forschung, ei-
ner forschung also, die ganz konkrete Lösungen sowohl für technologische 
als auch soziale bereiche erarbeitet. Um bei der Klimaproblematik zu blei-
ben: welche Veränderungen im energiesystem, in der Urbanisierung oder 
der Landnutzung sind nötig, damit wir weltweit die co2-emissionen sen-
ken können? welche Lösungen finden wir in interdisziplinärer forschung 
dazu? mit welchen sozialen auswirkungen müssen wir rechnen?  welche 
gesellschaftlichen interessensgruppen und Kompetenzträgerinnen können 
wir einbeziehen? diese systemische form der fragestellung umfasst weit 
mehr als die bislang meist übliche einbeziehung interessierter Unterneh-
men und ist zusammen mit der transformationsforschung ein forschungs-
ansatz, den wir fördern wollen. 

der betrieb des garchinger forschungsreaktors frm ii mit hoch angerei-
chertem Uran widerspricht dabei internationalen abrüstungsbemühungen, 
insbesondere dem Versuch, die Verbreitung von atomwaffenfähigem mate-
rial einzudämmen. wir setzen uns daher dafür ein, dass der frm ii schnell 
auf niedrig angereichertes Uran umgerüstet wird, auch wenn dadurch die 
Leistungsfähigkeit der neutronenforschung etwas eingeschränkt wird.

was wann von wem mit welchem Zweck geforscht wird – diese diskussion wol-
len wir in die gesellschaft tragen und so viele menschen wie möglich daran teil-
nehmen lassen. wir werden dazu auch neue diskussionsformen entwickeln und 
ausprobieren und dafür erfahrungen aus anderen Ländern (z.b. „fachforen“ und 
„regionalen innovationsnetzwerke“, wie sie in nrw erprobt werden) nutzen.

wir werden den wissenstransfer breiter und besser als bisher organisie-
ren und dafür sorge tragen, dass den menschen in bayern die ergebnisse 
transparent gemacht werden. bislang tauschen sich hierzulande nur wis-
senschaft und wirtschaft drüber aus. wir werden analog zur geschlechter-
politik ein klimapolitisches mainstreaming einführen: das heißt in der Pra-
xis, dass wir nicht nur Produkte oder gesetzesvorhaben danach beurteilen 
wollen, inwieweit sie mit den Klimazielen vereinbar sind, sondern auch 
staatliche forschungsförderung. dabei ist auf energieeffizienz, Langlebig-
keit, reparaturfähigkeit und wiederverwertbarkeit zu achten.

wir werden zusammen mit den anderen Ländern und dem bund Kli-
ma- und energieforschung koordinieren (z.b. in einem masterplan ener-
giewende) und die mittel dafür deutlich aufstocken. nötigenfalls werden 
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gegenwärtig stehen die wissenschaften zudem – wie unsere hochindustri-
elle gesellschaft insgesamt – in besonderer Verantwortung für den Kampf 
gegen die sich abzeichnende Klimakatastrophe. nicht zuletzt, weil sie zu 
ihren Ursachen beigetragen haben. Um das Ziel einer begrenzung der er-
derwärmung auf 2° c, also eine abmilderung des Klimawandels, erreichen 
zu können, müssen wir in Zukunft anders leben, anders produzieren und 
ganz andere entscheidungen in bezug auf unsere infrastrukturen treffen.

es hat sich beispielsweise gezeigt, dass die privaten energieversorger es 
nicht schaffen, sich rechtzeitig auf einen strukturellen wandel im ener-
giemarkt einzustellen. es muss somit auch in bayern die forschung nach 
besseren möglichkeiten zur schaffung autarker, dezentraler, nachhaltiger 
und regionaler strukturen für die erzeugung, den transport und die spei-
cherung von energie vorangebracht werden. so kann bayern zukünftig eine 
führende rolle bei der energiewende spielen.

dabei kommen auf forschung und entwicklung besondere aufgaben zu: in 
Kooperation mit Politik und gesellschaft klimaverträgliche gesellschaftsvisi-
onen aufzuzeigen, unterschiedliche entwicklungspfade zu beschreiben und 
klimaverträgliche, kostengünstige, technologische und soziale innovationen 
zu entwickeln. diese aufgaben beschreibt das hauptgutachten „welt im 
wandel – gesellschaftsvertrag für eine große transformation“ des „wissen-
schaftlichen beirats der bundesregierung globale Umweltveränderungen“. 

wer den Klimawandel abmildern will, muss diesem Ziel Vorrang einräumen 
– und die gesellschaftlichen, sozialen, globalen, politischen und kulturel-
len rahmenbedingungen, die den status quo erhalten und einem wandel 
im wege stehen, ebenfalls erforschen, genauso wie mögliche alternativen. 

Unsere forschungspolitik wird darum erstens die freiheit in forschung 
und Lehre sichern und dafür insbesondere die grundfinanzierung bayeri-
scher forschungseinrichtungen deutlich erhöhen, um sich von abhängigkeit 
frei zu machen und zweitens wird sie die forschung im dienste der „gro-
ßen transformation“ fördern und zwar in zwei richtungen. Zum einen die 
„transformationsforschung“. diese entwickelt Konzepte für technologische 
und soziale innovationen und für die überwindung von blockaden. dazu 
muss das neue forschungsfeld breit angelegt sein und möglichst viele tech-
nologische, ökonomische und soziale aspekte umfassen. hier sehen wir 
besonders die sozial-, gesellschafts-, und Kulturwissenschaften gefordert. 
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09. gesunDheits-, pflege- unD  
psychiatriepolitik 

in den vergangenen Jahren gab es unzählige reformen in der gesundheits-
politik. wir grünen schlagen einen neuen, ganzheitlichen ansatz vor. 
ganzheitliche gesundheitspolitik heißt, den menschen in den mittelpunkt 
zu stellen und das gesundheitssystem im ganzen im auge zu behalten. ge-
sundheitsförderung, gesundheitliche Prävention und Versorgung im Krank-
heitsfall müssen lebenslang, wohnortnah, flächendeckend und für alle 
finanzierbar bereitgestellt werden. die verschiedenen Leistungen und fach-
gebiete müssen besser untereinander vernetzt werden. auch das eigene Zu-
hause soll als gesundheitsstandort in den blickpunkt rücken. die eckpunk-
te unserer gesundheitspolitik sind: gesundheitsförderung, hohe Qualität 
der Krankheitsbehandlung, barrierefreier Zugang zur medizinischen Versor-
gung, transparenz und mitbestimmung.

wir setzen uns auf bundesebene für eine Bürgerversicherung für die 
Kranken- und Pflegeversicherung ein. wir brauchen eine reform der un-
solidarischen finanzierung unseres gesundheitssystems. eine bürgerversi-
cherung beteiligt alle einkommensarten an der finanzierung, nicht nur das 
einkommen aus arbeit, sondern auch das aus Vermögen, mieten, dividen-
den etc. die bürgerversicherung stärkt damit das finanzierungsfundament 
der solidarischen Krankenversicherung und schließt gerechtigkeitslücken.
 
gesundheitspolitik ist heute vor allem Krankenversorgungspolitik: im Zen-
trum steht nicht die förderung von gesundheit, sondern die heilung von 
Krankheiten. dabei ist es am besten, wenn erkrankung oder Pflegebedarf 
gar nicht oder erst später eintreten. dringenden handlungsbedarf gibt es 
bei der Prävention von chronischen erkrankungen wie zum beispiel erkran-
kungen des bewegungsapparats, des herz-Kreislaufsystems und bei psychi-
schen erkrankungen. die Zahl der Kinder und Jugendlichen mit psychischen 
Problemen und essstörungen, sowohl übergewicht als auch bulimie, steigt. 
gesundheitsförderung und gesundheitliche Prävention beginnen bereits im 
Kindesalter. neben gesunden Umwelt- und gesellschaftsbedingungen spie-
len gesunde ernährung und eine allgemein gesunde Lebensweise eine gro-
ße rolle. Um dies einzuüben, brauchen wir aufgeklärte eltern mit Zeit und 
motivation zur gesundheitserziehung aber auch erzieherinnen und Lehre-
rinnen, die sich um die gesundheits- und ernährungserziehung kümmern. 
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wir zusammen mit anderen aufgeschlossenen regierungen (etwa mit ba-
den-württemberg, rheinland-Pfalz, schleswig-holstein, bremen und nord-
rhein-westfalen) hier in Vorlage gehen. 

forschung muss unabhängig sein. darum werden wir eine verlässliche staat-
liche grundfinanzierung gewährleisten. wir werden verpflichtend festlegen, 
dass private forschungsaufträge auf den internetseiten der forschungsin-
stitutionen veröffentlicht werden. wenn forschungsvorhaben über steuer-
gelder (mit)-finanziert werden, müssen die ergebnisse veröffentlicht wer-
den. denn informationen gehören allen bürgerinnen und bürgern. 

wir wollen kein weiteres auseinanderdriften in der bayerischen hochschul-
landschaft und werden deshalb dafür sorge tragen, dass die über Jahrzehn-
te gewachsene regionale Vielfalt der bayerischen hochschullandschaft er-
halten und ausgebaut wird.
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Versorgungsstrukturen müssen besser vernetzt und verzahnt werden. die 
regionale Versorgung soll rund um die hausärztinnen und hausärzte eta-
bliert werden. medizinische Versorgungszentren, ärztenetze und gesund-
heitsregionen machen es vor: innerhalb eines netzes werden individuelle 
behandlungswege eingeschlagen, multiprofessionelle Zusammenarbeit zwi-
schen den beteiligten berufsgruppen aus Prävention, medizin, rehabilitati-
on und Pflege wird gemeinsam mit telemedizinischen Lösungen den Kern 
einer zukunftsfähigen gesundheitsversorgung bilden.

weil in bayern immer mehr alte menschen leben, muss sich die medizinische 
Versorgung auf sie einstellen. dazu gehören die sicherung und der aufbau ge-
riatrischer Kompetenz in den arztpraxen und Krankenhäusern. das weiterbil-
dungsangebot muss sich überlagernde Krankheitsbilder (multimorbidität) und 
die wechselwirkungen von medikamenten in den blick nehmen. ein Perspek-
tivenwechsel aller gesundheitsberufe ist notwendig: weg von der fokussierung 
auf einzelne erkrankungen hin zur personenzentrierten Versorgung. dafür sind 
nicht nur sektorübergreifende behandlungsabläufe, sondern vor allem eine 
stärkere Kooperation der gesundheitsprofessionen unabdingbar. es ist wich-
tig, dass hausärztinnen sowie fachärztinnen mit qualifizierten Pflegekräften 
und nicht-ärztlichen gesundheitsberufen, wie z.b. gemeindeschwestern zusam-
menarbeiten und dass mobile arztstationen und gesundheitszentren entste-
hen. Von spezialisierten Zentren mit großer erfahrung und hoher Kompetenz 
profitieren Patientinnen, dafür sind bei komplizierten fällen auch längere wege 
zumutbar. für den alltag müssen jedoch die hausärztliche Versorgung, fachärzt-
liche grundversorgung und die notfallversorgung vor ort sicher gestellt sein. 

flächenDeckenDe versorgung  
in gesunDheit unD pflege

schritt für schritt werden wir die bayerische Versorgungslandschaft um-
bauen, hin zu einer flächendeckenden grundversorgung und speziali-
sierung der einzelnen Krankenhausstandorte. Um wohnortnahe spezia-
lisierungen zu ermöglichen und eine bedarfsgerechte grundversorgung 
zu gewährleisten, ist eine genauere, landkreisübergreifende bedarfs-
planung notwendig. die unterschiedlichen Versorgungsstrukturen sind 
besser zu vernetzen und zu verzahnen: regionale Versorgungsstruktu-
ren müssen rund um hausärztin und hausarzt etabliert werden.

g
es

U
n

d
h

ei
ts

-, 
Pf

Le
g

e-
 U

n
d

 P
sy

ch
ia

tr
ie

Po
Li

ti
K 

Viel Leid und Kosten im gesundheitssystem könnten vermieden werden, 
wenn wir die gesundheitserziehung ernst nehmen würden. durch gesund-
heitsförderung und Prävention können erkrankungen verhindert oder ihr 
fortschreiten aufgehalten werden. 

wir wollen einen richtungswechsel, der auch den wachsenden gesund-
heitsgefahren gerecht wird. der einfluss von Umweltfaktoren, von nah-
rungsmitteln, feinstaub oder sonstigen schadstoffen auf die gesundheit, 
muss weiter intensiv erforscht werden. aus den ergebnissen sind politische 
Konsequenzen zu ziehen. gleiches gilt für die Zusammenhänge zwischen 
gesundheit und fehl- bzw. überbelastung nicht nur am arbeitsplatz, son-
dern auch im Privatleben oder durch informationelle überflutung.

eine zentrale herausforderung sehen wir darin, die sozial bedingte Un-
gleichheit von gesundheitschancen zu verringern. einkommensschwache 
bevölkerungsgruppen, arbeitslose, alleinerziehende und ihre Kinder sowie 
menschen mit migrationsgeschichte weisen deutlich höhere gesundheits-
risiken auf. 

wesentlich für den erhalt der psychischen und körperlichen gesundheit im 
alter ist die integration in ein soziales netzwerk. mangelnde soziale Unter-
stützung verhindert körperliche aktivität im alter und die inanspruchnah-
me präventiver Versorgungsangebote – insbesondere bei sozial benachtei-
ligten. Unser Ziel ist es, selbstständigkeit und Lebensqualität von älteren 
menschen möglichst lange zu erhalten.

wir grüne werden die bayerische Versorgungslandschaft neu gestalten. 
wir brauchen eine flächendeckende grundversorgung und die spezialisie-
rung einzelner Krankenhausstandorte. wir wollen eine Verbesserung der 
finanzierung insbesondere kleinerer Krankenhäuser der grundversorgung. 
Um wohnortnahe spezialisierungen zu ermöglichen und bedarfsgerechte 
grundversorgung zu gewährleisten, ist eine genauere, landkreisübergrei-
fende bedarfsplanung notwendig. es ist an der Zeit, qualitative indikato-
ren für die Krankenhausplanung zu entwickeln und sektorübergreifende 
Versorgungskonzepte in der Krankenhausplanung zu berücksichtigen. Kran-
kenhäuser müssen nach den bedürfnissen der Patientinnen und nicht nach 
Landkreisgrenzen geplant werden. selbstverständlich ist eine flächende-
ckende notfallversorgung weiterhin bereitzustellen. wir werden die groß-
geräteplanung wieder einführen.
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es ist für uns grüne selbstverständlich, dass in Praxen und Kliniken sinn-
volle Verfahren der datenverarbeitung und telemedizin eingesetzt werden, 
soweit sie dem Patientinnenwohl dienen und die bürokratie vereinfachen. 
bayern hat beispielsweise im bereich der schlaganfallversorgung Leucht-
turmprojekte verwirklicht, die wesentlich zur Verbesserung der Versorgung 
in ländlichen regionen beitragen. im bereich telemedizin und ambience 
assisted Living sind z.b. mit automatischen notruffunktionen, computer-
unterstützenden selbstmonitoring oder der systematischen Zweitbegutach-
tung etwa bei Krebserkrankungen noch wichtige bereiche offen.

die beziehung zwischen Patientinnen und medizinischem fachpersonal er-
folgt bisher noch zu selten auf augenhöhe. das fachpersonal hat zu wenig 
Zeit für die Patientinnen, unter anderem weil im abrechnungssystem nicht 
genügend Zeit vorgesehen ist. für Patientinnen wiederum ist es schwierig, 
verständliche informationen über Qualität und alternativen einer behand-
lung zu bekommen. die Vielzahl von gesetzen, richtlinien, Verordnungen 
und gerichtsurteilen ist für den Laien kaum überschaubar. Um nach einem 
Kunstfehler schadensersatz zu erhalten, müssen Patientinnen einen juristi-
schen hindernislauf absolvieren. wir werden die Patientinnen durch spezi-
elle anlaufstellen unterstützen, an denen – für jeden zugänglich – qualitäts-
gesicherte, allgemein verständliche informationen über behandlungen und 
behandlungsalternativen aber auch über arzt- und Patientenrechte (Patien-
tenrechtegesetz) bereitgestellt werden. wir werden strukturelle reformen 
in der ausbildung des medizinischen fachpersonals und im abrechnungs-
wesen verankern. arztgruppen, in denen besonders die sprechende medi-
zin im Vordergrund steht, sollen dafür auch angemessen honoriert werden.

Durchblick durch Information: in der heutigen Zeit brauchen menschen neben 
der persönlichen und eingehenden fachberatung durch das medizinische Per-
sonal auch unabhängige informationsquellen, um expertinnen in eigener sache 
zu werden. gerade bei chronischen Krankheiten ist das für viele menschen sehr 
wichtig. wir wollen, dass spezielle Portale aufgebaut werden, in denen sich Pati-
entinnen anhand neutraler und qualitätsgeprüfter information über die behand-
lung von Krankheiten, über wirkungen und nebenwirkungen von arzneimit-
teln sowie über alternative nicht-medikamentöse behandlungen informieren 
können. informationen müssen einfach, niedrigschwellig, transparent und un-
abhängig zugänglich gemacht werden. berichte und bewertungen über behand-
lungsqualität und erwartbaren behandlungserfolg sollen als entscheidungs-
grundlage für die wahl des behandlungsorts herangezogen werden können. 
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die berufsbilder im gesundheitswesen verändern sich: neben ärztin und 
arzt übernehmen auch alle anderen im gesundheitswesen beschäftigten, 
wie Krankenpflegerinnen, Physiotherapeutinnen, Psychologinnen, sozialar-
beiterinnen usw. immer mehr Verantwortung. sie sollen zu „teamarbeiter-
innen“ werden, die eng zusammenarbeiten. eine aufwertung der nichtärzt-
lichen berufsbilder im gesundheitswesen ist deshalb dringend notwendig.

die Zahl der hausärztinnen sinkt, deshalb stehen wir hinter den hausarzt-
verträgen, allerdings nur, wenn die Qualität überprüfbar und nachvollzieh-
bar ist. die allgemeinmedizin in den hochschulen muss gestärkt werden. 
an jeder medizinischen fakultät ist anzustreben, dass ein Lehrstuhl für all-
gemeinmedizin eingerichtet wird. eine bessere Verknüpfung der weiterbil-
dungsmöglichkeiten ist ein zusätzlicher schritt, um den ärztlichen nach-
wuchs für eine hausärztliche tätigkeit zu interessieren. niederlassungen in 
unterversorgten regionen können durch geeignete anreize gefördert wer-
den: beispielsweise indem anstellungsverhältnisse auch in der ambulanten 
Versorgung ermöglicht werden, hausärzte auch medizinische Versorgungs-
zentren (mVZ) gründen können oder mobile behandlungsteams zur über-
brückung von engpässen eingesetzt werden. für alle im gesundheitswesen 
tätigen muss die Vereinbarkeit von familie und beruf verbessert werden.

den öffentlichen gesundheitsdienst werden wir zum akteur und Koordinator 
für sozialraumbezogene Prävention und gesundheitsförderung weiterentwi-
ckeln. er soll die Prävention stärken und gesundheitsrisiken in den Kommu-
nen verringern. die regionale sektorenübergreifende Versorgungsplanung kann 
dort erfolgen. regionale gesundheitskonferenzen sollen durchgeführt werden 
– Vorsitz und geschäftsführung sollen die Kommunen übernehmen. Versor-
gungskonzepte für die region sollen hier erstellt und koordiniert werden. 

die gesundheitliche benachteiligung aufgrund von armut und prekären Le-
bensverhältnissen sowie die medizinische Versorgung von wohnungslosen 
menschen ist besonders zu berücksichtigen. wichtig ist dabei die entwicklung 
von aufsuchenden und nachsorgenden gesundheitshilfen auf Quartiersebene.

der öffentliche gesundheitsdienst soll in jedem Quartier ein haus der ge-
sundheit einrichten, das die Vernetzung der vorhandenen angebote und ei-
ne Zusammenarbeit der verschiedenen einrichtungen erleichtert. wichtig ist, 
dass dieses haus der gesundheit auch niederschwellige angebote anbietet 
und im Quartier zu einem bürgerfreundlichen gesundheitszentrum wird. 

g
es

U
n

d
h

ei
ts

-, 
Pf

Le
g

e-
 U

n
d

 P
sy

ch
ia

tr
ie

Po
Li

ti
K 

     09.  09.



Programm für die bayerische LandtagswahL am 15. sePtember 2013

– 98 –
Programm für die bayerische LandtagswahL am 15. sePtember 2013

– 99 –

für die betroffenen zum beispiel durch Krisendienste verbindlich regelt. 
solche vorbildhaften Psychiatriegesetze bestehen aktuell in nrw, berlin 
und thüringen.

GRÜNE Pflegepolitik orientiert sich am Leitbild einer menschenwürdigen 
ganzheitlichen Pflege, die den menschen und seine bedürfnisse in den mit-
telpunkt stellt. für eine individuelle, teilhabeorientierte Pflege brauchen 
wir ein verändertes, ganzheitliches Verständnis von Pflege, das psychische 
und körperliche beeinträchtigungen in gleichem maße behandelt und die 
soziale Lage der Pflegebedürftigen und ihrer angehörigen berücksichtigt. 
eine engere Zusammenarbeit der gesundheitsberufe im team ist dringend 
notwendig. wie auch für die Krankenversicherung fordern wir eine „Pflege-
bürgerversicherung“, die alle einkommensarten an der finanzierung der 
Pflege beteiligt. dies ist angesichts der enormen herausforderungen durch 
die demografische entwicklung die einzige chance um die Pflege nachhal-
tig abzusichern.

die demografische entwicklung stellt große herausforderungen an unsere 
gesundheits- und Pflegeversorgung. immer weniger beitragszahlerinnen fi-
nanzieren die gesundheits- und Pflegeversorgung der solidargemeinschaft. 
gleichzeitig wird es in den nächsten Jahrzehnten zu einem deutlichen an-
stieg der Zahl pflegebedürftiger menschen kommen: Prognosen gehen da-
von aus, dass bundesweit bis zum Jahr 2020 die Zahl Pflegebedürftiger von 
heute 2,42 bis um 50% ansteigen wird. dazu kommt, dass es einen mangel 
an qualifizierten Pflegekräften insbesondere in der altenpflege und eine 
vergleichsweise geringe berufsverweildauer in diesem bereich gibt. die he-
rausforderungen im gesundheitswesen haben sich grundlegend gewandelt 
und dieser trend wird sich fortsetzen: mehrere sich überlagernde Krank-
heitsbilder, demenzerkrankungen und eine stark ansteigende anzahl von 
hochaltrigen verlangen neue Versorgungskonzepte. 

die stationäre Pflege ist angesichts der demografischen entwicklung und 
sich wandelnder bedürfnisse der menschen kein allein zukunftstaugliches 
modell. der praktische ausbau von alternativen wohnformen und ambu-
lanten Pflege- und betreuungskonzepten ist in bayern immer noch unter-
entwickelt. durch die aufnahme der wohngemeinschaften ins bayerische 
Pflege- und wohnqualitätsgesetz (heimgesetz) wurden für die träger zu-
sätzlich unnötige bürokratische hürden geschaffen. ambulante und al-
ternative Pflege- und betreuungskonzepte müssen weiterentwickelt und 
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Psychischen Erkrankungen entgegenwirken – Versorgungsangebote 
ausbauen: die Zahl der arbeitsunfähigkeitstage aufgrund psychischer er-
krankungen steigt stetig an. in der politischen debatte muss dabei zwi-
schen episodenhaften akutgeschehen (z.b. burn out, nicht-stoffgebun-
denen suchtformen) und chronischen psychischen erkrankungen (z.b. 
schizophrenie oder depression) unterschieden werden. für beide gruppen 
sind die angebote den aktuellen bedarfen anzupassen. die gemeindepsych-
iatrische Versorgung in bayern hat sich bewährt und soll beibehalten und 
gestärkt werden. die Versorgung für menschen mit psychischer erkrankung 
in bayern ist jedoch weiterhin lückenhaft. wartezeiten von mehreren mo-
naten für einen therapieplatz sogar in einer Krisensituation sind nicht hin-
nehmbar. bei Kindern macht sich die Unterversorgung besonders schmerz-
haft bemerkbar. durch eine gute Versorgung früher erkrankungen können 
Verläufe oft gelindert und eine chronifizierung des Krankheitsgeschehens 
verhindert werden. auch im bereich der gerontopsychiatrie sowie der psy-
chiatrischen rehabilitation ist das Versorgungsangebot längst nicht ausrei-
chend. wir grüne wollen, dass menschen in psychischen Krisen wieder 
ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht wird. es ist wichtig, sie nicht nur 
zu behandeln, sondern ihr wissen über die bedingungen ihrer Krise zu 
nutzen und es weiter zu entwickeln. das behandelt-werden muss zum han-
deln-Können entwickelt werden. 

neben der anpassung einer professionellen infrastruktur setzen wir auf die 
förderung von selbsthilfe-netzwerken, damit menschen, die in psychische 
Krisen geraten, eher eine möglichkeit finden, sich mit ihrer situation in ei-
ner ihnen angemessenen art auseinanderzusetzen. wir setzen uns auch 
ein für einen vorurteilsfreien trialog zwischen Psychiatrieerfahrenen, an-
gehörigen und professionell in der Psychiatrie tätigen menschen. gerade 
bei psychischen erkrankungen ist es notwendig, nach einem stationären 
aufenthalt den weg zurück in den alltag systematisch zu begleiten und 
die entwicklung von Lebensperspektiven zu unterstützen. wir fordern eine 
landesweite strategie, um die situation der akutversorgung und rehabili-
tation für psychische erkrankungen und Krisengeschehen zu verbessern. 
die Psychiatriegrundsätze sollen in eine verbindliche Psychiatrieplanung 
konkretisiert werden und ein landesweiter Krisennotruf etabliert werden. 
dringend notwendig ist der ersatz des bestehenden Unterbringungsgeset-
zes (das nur die rechtlichen aspekte der einweisung in geschlossene abtei-
lungen regelt) durch ein allgemeines Psychiatriegesetz, (PsychKg) das nicht 
nur den schutz vor psychisch erkrankten, sondern vor allem auch die hilfe 
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ist kein allheilmittel für dieses strukturelle Problem, zumal diese auch in 
ihren herkunftsländern gebraucht werden. die rahmenbedingungen in der 
Pflege, insbesondere die arbeitsbedingungen, die gesellschaftliche aner-
kennung und die entlohnung, müssen sich entscheidend verbessern, um 
die arbeitszufriedenheit der beschäftigten zu erhöhen. in der ausbildung 
wird die ganzheitliche Pflege gelernt, aber der druck in der Praxis führt da-
zu, dass vieles gar nicht umgesetzt werden kann. da derzeit hauptsächlich 
frauen im Pflegebereich arbeiten, wollen wir aktiv bei männern für die be-
rufe in der Pflege werben.

Um den konkreten bedarf und die vorhandenen Kapazitäten besser aufei-
nander abstimmen zu können, werden wir in bayern ein eigenes monito-
ringsystem nach dem Vorbild des hessischen Pflege-monitors einrichten. 
dort wird alle zwei Jahre bei sämtlichen trägern der bedarf an zukünftigen 
Pflegekräften ermittelt und mit den vorhandenen ausbildungsplätzen ab-
geglichen. nur durch ein regelmäßiges monitoring lassen sich der derzeiti-
ge und der zukünftige regionale Personalbedarf präzise erfassen und das 
ausbildungsangebot entsprechend nachjustieren. Um eine zukunftsfähige 
pflegerische Versorgung zu steuern, müssen die Pflegenden zunächst re-
gistriert werden. niemand weiß, wie viele Pflegende es aktuell in bayern 
gibt. deswegen setzen wir uns für die einrichtung einer Pflegekammer ein. 
wir gehen davon aus, dass eine Pflegekammer das berufsbild der Pflege 
in der heutigen Zeit weiterentwickeln kann, dass der status der Pflege-
kräfte dadurch aufgewertet und die selbstverwaltung der Pflege gestärkt 
wird.

wir unterstützen die notwendige reform der Pflegeausbildung. wir set-
zen uns für das modell einer „integrativen ausbildung“ mit einer 1,5 bis 
2 Jahre dauernden gemeinsamen grundausbildung und anschließender 
einjähriger spezialisierung in den bereichen altenpflege, Kinderkranken-
pflege, gesundheits- und Krankenpflege ein. Um das berufsbild der Pfle-
ge attraktiver zu gestalten, sind verbesserte bedingungen notwendig. Jede 
und jeder muss die möglichkeit erhalten, bei entsprechender eignung den 
einstieg in einen Pflegeberuf zu finden und aufzusteigen bis hin zur er-
langung eines akademischen grads. das angebot an berufsintegrierenden 
und grundständig für die Pflege qualifizierenden studiengängen in bayern 
muss deshalb dringend erweitert werden. neben den fachhochschulen 
müssen auch die Universitäten eigene Lehrstühle für Pflegewissenschaft 
einrichten. 
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finanziell gestärkt werden. Ziel ist es, die autonomie und Lebensqualität 
der Pflegebedürftigen möglichst lange zu erhalten. dabei ist es wichtig, 
die starre trennung zwischen ambulanter und stationärer Pflege aufzuhe-
ben: wir fordern eine stärkung alternativer wohn- und Versorgungskon-
zepte (wohngemeinschaften, mehrgenerationenhäuser etc.) mit fließenden 
übergängen zwischen ambulanter, teilstationärer und stationärer Versor-
gung. hemmnisse im heimrecht für eine flächendeckende etablierung 
dieser alternativen wohnformen werden wir beseitigen. ebenso müssen 
quartiersbezogene Pflegekonzepte entwickelt werden. die tagespflege und 
weitere niedrigschwellige dienstleistungen sollen ausgebaut werden. 

Uns ist klar, dass die stationäre Pflege auch in Zukunft ein wichtiger be-
standteil des Versorgungssystems sein wird. doch die stationären einrich-
tungen müssen sich verändern. sie müssen sich stärker an den individu-
ellen bedürfnissen und wünschen der bewohnerinnen orientieren, ihre 
arbeit transparenter machen und sich zum gemeinwesen hin öffnen. dazu 
bedarf es moderner, quartiersorientierter Pflegekonzepte. aufgrund des de-
mografischen wandels und der tatsache, dass zunehmend menschen im 
alter ohne angehörige leben werden, brauchen wir ambulante Pflege- und 
Unterstützungsstrukturen, die Versorgungssicherheit im wohnquartier bie-
ten. diese angebote müssen dem wunsch der menschen auf selbstbestim-
mung und teilhabe auch bei Pflegebedürftigkeit entgegenkommen. nach 
dem Leitprinzip „ambulant vor stationär“ wollen wir weg von einem wei-
teren ausbau traditioneller groß- und sondereinrichtungen, hin zu wohn- 
und Pflegeangeboten, die im Quartier Versorgungssicherheit bieten. 

neue formen des wohnens im alter müssen im rahmen der bayerischen 
wohnraumförderung stärker unterstützt werden. Pflegende angehörige (zu 
zwei dritteln handelt es sich um frauen) brauchen dringend wirksame ent-
lastung, etwa durch den ausbau von angeboten der tages- und nachtpflege 
und von familienentlastenden diensten. die Vereinbarkeit von Pflege und 
beruf muss über freistellungsregelungen und ansparkonten weiter verbes-
sert werden. 

Fachkräftemangel und Pflegenotstand wirksam entgegen treten: be-
reits heute existiert regional ein deutlicher mangel an Pflegekräften. nach 
berechnungen des statistischen bundesamts werden bis 2025 in deutsch-
land 152.000 beschäftigte in Pflegeberufen gesucht. der Pflege droht ein 
empfindlicher Personalnotstand. die anwerbung ausländischer Pflegekräfte 
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der hygiene, brandschutz, arbeitsschutz etc. daneben setzen wir uns dafür 
ein, dass vermehrt elektronische dokumentationssysteme, die die daten 
automatisiert aufbereiten, zum einsatz kommen und die Pflegenden da-
durch entlastet werden.

außerdem wollen wir das netz an Pflegestützpunkten als unabhängiges 
und neutrales beratungsangebot weiter ausbauen. das informationsdefizit 
der pflegenden angehörigen ist hoch. die Pflegeberatung muss hier eine 
Lotsenfunktion übernehmen, indem sie entlastungsangebote für pflegen-
de angehörige ebenso wie betreuungs- und Pflegeangebote vermittelt so-
wie über ansprüche aufklärt. Um alle regionalspezifischen medizinischen, 
pflegerischen und sozialen akteure und Versorgungsbereiche zu vernetzen, 
fordern wir grüne ein konsequentes Versorgungs- und care-management. 
denn die sicherung einer guten Pflege wird in Zukunft noch stärker von ei-
nem guten mix aus bürgerschaftlichem engagement, nachbarschaftshilfe, 
niedrigschwelligen angeboten und professionellen dienstleistungen abhän-
gen. dabei dürfen die wichtigen themen hospiz- und Palliativversorgung 
nicht aus dem blickwinkel geraten. wir setzen uns mit der frage ausein-
ander, wie ein Lebensende in würde möglich ist und welche strukturellen 
Verbesserungen für menschen mit schwerer erkrankung am Lebensende 
möglich sind. wir wollen das angebot an wohnortnaher palliativer Unter-
stützung und hospizeinrichtungen deutlich stärken.
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Um dem steigenden bedarf gerecht zu werden, muss die Zahl der aus-
bildungsplätze in den kommenden Jahren weiter deutlich ansteigen. wir 
plädieren für eine ausbildungsumlage nach § 25 des altenpflegegesetzes. 
nur so beteiligen sich Leistungserbringer, die nicht praktisch ausbilden, 
angemessen an den ausbildungskosten. die ausbildung zur Pflegeassistenz 
sollte als niedrigste Qualifikationsstufe mindestens zwei Jahre umfassen. in 
einem durchlässigen und flexiblen ausbildungssystem müssen sich Pflege-
helferinnen auch im rahmen einer berufsbegleitenden ausbildung zur Pfle-
gefachkraft weiterbilden können, unter anerkennung bisherig erbrachter 
Leistungen. denn wir wissen: Verbesserte aufstiegschancen und weiterqua-
lifizierungsmöglichkeiten sind ein wichtiger baustein zur Verbesserung der 
attraktivität des Pflegeberufs. die Kosten für die Umschulung/weiterbil-
dung zur Pflegekraft sollen vorerst in vollem Umfang von der bundesagen-
tur für arbeit übernommen werden. die finanzierung von erstausbildung 
und Umschulung muss langfristig abgesichert werden. bei der finanzierung 
der Pflegeausbildung dürfen die berufsfachschulen für altenpflege und al-
tenpflegehilfe nicht vergessen werden. obwohl in bayern schon ein Pflege-
mangel herrscht, wird immer noch schulgeld bei der ausbildung verlangt. 
wir werden eine kostenlose schulausbildung durchsetzen.

der aktuelle Pflege-tüV ist für die betroffenen und ihre angehörigen in der 
jetzigen form wenig aussagekräftig. statt transparenz zu erzeugen, führt er 
zu fehlinformation von angehörigen und betroffen und trägt nicht zu einer 
Verbesserung des Verbraucherschutzes im Pflegebereich bei. ganz abgese-
hen davon, dass die dokumentationsarbeit durch den Pflege-tüV massiv 
zunimmt: nicht die Qualität der Pflege, sondern die Qualität der dokumen-
tation wird nun geprüft. Pflegedokumentation ist wichtig, problematisch 
wird es jedoch, wenn sich Pflegekräfte zwischen „schreiben oder Zuwen-
dung“ entscheiden müssen.

wir fordern eine überarbeitung des bewertungsverfahrens, um so den Ver-
braucherschutz der Patientinnen zu stärken. ein neues Qualitätsinstrument 
muss her, das die ergebnisse der Pflege und die Lebensqualität der pflege-
bedürftigen menschen darstellt. dabei wollen wir regionale ansätze und 
Projekte fördern. wir setzen uns dafür ein, dass doppel- und mehrfach-
prüfungen vermieden werden, indem die Prüfinhalte der verschiedenen 
Prüfi nstanzen aufeinander abgestimmt werden und die Prüfinstanzen mit-
einander kooperieren. dies gilt insbesondere für die Zusammenarbeit der 
heimaufsichten und der medizinischen dienste, aber auch für die felder 
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den Landesbehindertenrat werden wir weiterentwickeln zu einem baye-
rischen inklusionsrat, mit eigener geschäftsstelle und eigenem etat. als 
schlagkräftige politische interessensvertretung für menschen mit einer be-
hinderung wird der inklusionsrat an der Umsetzung der Konvention be-
teiligt werden. eine unabhängige anlauf- und monitoringstelle werden wir 
einrichten, damit diese in bayern die fortschritte bei der Umsetzung der 
inklusion überwachen und kontrollieren kann. 

Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe an der Gesell-
schaft: die volle und wirksame teilhabe von menschen mit behinderung 
an der gesellschaft gehört zu den wichtigsten grundsätzen der Un-be-
hindertenrechtskonvention. menschen mit einschränkungen müssen dazu 
in die Lage versetzt werden, ihr Leben möglichst selbstbestimmt zu ge-
stalten. dies erfordert einen grundsätzlichen Paradigmenwechsel in der 
bisher primär auf fürsorge ausgerichteten behindertenpolitik. menschen 
mit behinderung müssen von „objekten der fürsorge“ zu subjekten der 
teilhabe werden.

aktionsplan inklusion
wir stehen für eine inklusive gesellschaft: menschen mit behinderun-
gen werden in unserer Politik von „objekten der fürsorge“ zu sub-
jekten der teilhabe. dafür werden wir die notwendigen maßnahmen 
in einem bayerischen aktionsplan zur Umsetzung der behinderten-
rechtskonvention der Vereinten nationen bündeln. dazu gehört die 
weiterentwicklung und stärkung des Landesbehindertenrates zu ei-
nem bayerischen inklusionsrat und die konsequente durchsetzung 
der Pflicht zum barrierefreien bauen in der bayerischen bauordnung. 

auch und gerade in der bildungspolitik werden wir weiterhin offen-
siv vorangehen: schulische inklusion ist eine pädagogische herausfor-
derung auf hohem niveau, dafür müssen die ressourcen von anfang 
an stimmen. deshalb ist inklusion ein schwerpunkt unseres bildungs-
haushalts für mehr Lehrerinnen-stellen. bei den zusätzlichen Kosten 
für schulbau, schulumbau und schülerinnen-beförderung werden wir 
die Kommunen finanziell unterstützen.
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10. Wir stehen für gelebte inklusion

wir grüne stehen für eine inklusive gesellschaft und eine Politik, in der 
starke und schwache, arme und reiche, Junge und seniorinnen zufrieden 
in einer gesellschaft leben und diese zusammenhalten. Viele der sozialen 
und gesundheitlichen Probleme in unserer gesellschaft sind auch folge von 
armut oder prekären Lebenssituationen. wir treten für eine inklusive ge-
sellschaft ein und für eine Politik, in der Vielfalt, teilhabe und selbstbestim-
mung erwünscht sind und nicht behindert werden. die auf gemeinsame 
Lösungen statt auf egoismus setzt. 

im märz 2009 trat in deutschland mit der Zustimmung aller politischen 
Parteien die Un-behindertenrechtskonvention in Kraft. für menschen mit 
behinderungen ist sie ein meilenstein im Kampf gegen diskriminierung 
und ausgrenzung. die Un-Konvention garantiert ihnen das recht auf vol-
le selbstbestimmung und umfassende, gleichberechtigte teilhabe an der 
gesellschaft. sie verlangt von allen beigetretenen staaten die entwicklung 
zu einer inklusiven gesellschaft, in der gerade die Vielfältigkeit und Unter-
schiedlichkeit aller menschen nicht nur geschützt und respektiert, sondern 
geschätzt und gefördert wird. eine neue Qualität schafft das zukunftswei-
sende Verständnis von behinderung: sie wird nicht mehr als medizinisches 
defizit, sondern als ein soziales Verhältnis betrachtet: behinderung ent-
steht erst, wenn ein mensch mit körperlichen, seelischen oder geistigen 
einschränkungen durch unterschiedliche barrieren an der wahrnehmung 
seiner rechte und der möglichkeit auf teilhabe gehindert wird. die Umset-
zung der Un-Konvention hat vor ort begonnen.

der handlungsbedarf in bayern ist enorm. wir werden deshalb nicht nur 
das bayerische behindertengleichstellungsgesetz auf seine Vereinbarkeit 
mit der Un-Konvention überprüfen, sondern auch einen eigenen bayeri-
schen aktionsplan zur Umsetzung der behindertenrechtskonvention auf-
stellen. wir werden uns dafür einsetzen, dass endlich wirklich soziale teil-
habe von menschen mit behinderung in unserem Land einzug hält.
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muss immer wieder überprüft werden, ob eine vollständige teilhabe mit 
arbeitsvertrag erreichbar ist. außenarbeitsplätze leisten einen wichtigen 
beitrag zur beruflichen teilhabe von menschen mit behinderung auf dem 
allgemeinen arbeitsmarkt. menschen mit besonders hohem hilfebedarf, 
die bisher in tagesförderstätten betreut werden, müssen eine möglichkeit 
zu beruflicher bildung bekommen. dafür sind modellprojekte, vergleichbar 
dem „feinwerk“ in hamburg, auch im freistaat bayern zu schaffen. die 
werkstätten werden in Zukunft nicht mehr die zentrale rolle im system der 
teilhabe am arbeitsleben spielen. das netz an integrationsbetrieben und 
integrationsprojekten muss dringend weiter ausgebaut werden.

Recht auf selbstbestimmtes Wohnen: die Un-behindertenrechtskonven-
tion formuliert einen rechtsanspruch auf eine unabhängige Lebensführung. 
menschen mit behinderung dürfen ihren aufenthaltsort frei wählen und 
selbst entscheiden, wo und mit wem sie leben wollen. sie sind nicht dazu 
verpflichtet in besonderen wohnformen zu leben. wir werden deshalb ein 
moratorium für den neubau stationärer einrichtungen für menschen mit 
behinderung erklären und mehr mittel für den ausbau alternativer wohn-
formen und ambulanter betreuungsangebote bereitstellen.

selbstbestimmtes wohnen erfordert zudem einen ausbau niedrigschwelli-
ger Unterstützungsangebote wie beratungs- und begegnungsmöglichkeiten, 
Krisendienste, wohnprojektgebundene hilfen, mobile hausmeisterdienste 
und haushaltshilfen, persönliche assistenz sowie eine barrierefrei nutzbare 
gemeindliche infrastruktur für menschen mit behinderung.

Barrierefreiheit – im 21. Jahrhundert ein Muss: wir werden die Vorgaben 
der bayerischen bauordnung im hinblick auf die Verpflichtung zur barrie-
refreiheit mit wirkungsvollen konkreten sanktionsinstrumenten erweitern. 
wir brauchen einen flächendeckenden ausbau barrierefreier wohnmög-
lichkeiten, denn barrierefreiheit ist die grundvoraussetzung für eine wirk-
liche teilhabe am gesellschaftlichen Leben für menschen mit behinderung 
und kommt allen menschen zugute. wir setzen uns dafür ein, dass schon 
im architekturstudium das thema barrierefreiheit ein wichtiges thema der 
ausbildung wird. barrierefreies bauen ist auch im Zuge des demografischen 
wandels ein muss. ein altersgerechter Umbau der wohnungen muss er-
folgen. davon profitieren nicht nur menschen mit behinderung und ältere 
menschen, barrierearme oder barrierefreie wohnungen nutzen auch fa-
milien mit kleinen Kindern sowie bewegungseingeschränkten menschen.
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aktive teilhabe und ein unabhängiges Leben erfordern die weiterentwick-
lung der Leistungsstrukturen und hilfsangebote für menschen mit behinde-
rungen. nach dem grundsatz „ambulant vor stationär“ muss insbesonde-
re das vorhandene Ungleichgewicht zwischen ambulanten und stationären 
angeboten behoben werden. ambulante und stationäre dienste sollten bes-
ser verzahnt und die durchlässigkeit zwischen den einzelnen Leistungsfor-
men erhöht werden. menschen mit behinderungen brauchen ein tatsächli-
ches wunsch- und wahlrecht in bezug auf Leistungsformen, Leistungsorte 
und Leistungsanbieter. durch eine deutliche ausweitung der Leistungsform 
des „Persönlichen budgets“ soll die selbstbestimmung von menschen mit 
behinderung wirkungsvoll gefördert werden. menschen mit behinderung 
entscheiden selbst, welche Leistung sie von welchem träger in anspruch 
nehmen. das bedeutet, dass eine echte wahl möglich wird zwischen regel- 
und fördereinrichtung, die bereits einem inklusiven Konzept folgen.

Recht auf Bildung und Arbeit: wir möchten gemeinsame Kindertagesstät-
ten und schulen für alle Kinder in bayern. wir schließen keine schülerinnen 
und schüler mit förderbedarf aus dem regelschulsystem aus. darum wer-
den wir für die bedarfsgerechte ausstattung aller bildungseinrichtungen zu-
gunsten des gemeinsamen Lernens sorgen. damit nach der schule der weg 
in den arbeitsmarkt funktioniert, werden wir die individuelle Unterstüt-
zung am übergang von der schule in den allgemeinen arbeitsmarkt, unab-
hängig von der schwere der behinderung, weiter ausbauen. ebenso unter-
stützen wir Programme zum ausbau von beschäftigungsmöglichkeiten auf 
dem allgemeinen arbeitsmarkt. durch dauerhafte nachteilsausgleiche für 
arbeitnehmer und durch minderleistungsausgleiche für arbeitgeber, wollen 
wir zusätzliche anreize zur beschäftigung behinderter menschen schaffen. 

Vor dem hintergrund der Un-Konvention müssen werkstätten für men-
schen mit behinderung ihre rolle und funktion im system der teilhabe 
am arbeitsleben grundsätzlich verändern: der übergang von der werkstatt 
auf den allgemeinen arbeitsmarkt muss durch entsprechende förderpro-
gramme dringend verbessert werden, auch muss eine bessere Verknüp-
fung der werkstätten mit dem regulären arbeitsmarkt erfolgen. hierzu wird 
das finanzierungssystem der werkstätten überprüft, damit ein sinnvoller 
werkstattbetrieb nicht dem Ziel der „ausgliederung“ in den allgemeinen 
arbeitsmarkt entgegensteht. Von anfang an wird die teilhabe am arbeits-
markt angestrebt und versucht. außerdem sollen die werkstätten ein ange-
bot an ausgelagerten, betriebsintegrierten arbeitsplätzen anbieten. dabei 
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11. familie ist vielfältig

wir grüne stehen für einen neuen Vertrag zwischen den generationen. er 
steht für eine gesellschaft, in der Kinder sich willkommen und Jugendliche 
sich akzeptiert fühlen, in der familien gut leben können, und in der ältere 
menschen mit ihren erfahrungen und ihrem wissen aktiv und selbstbe-
stimmt mitgestalten können. er steht für eine gesellschaft, die Verantwor-
tung für die kommenden generationen übernimmt und unsere ressourcen 
schont.

familie entsteht dort, wo menschen verbindlich und dauerhaft Verant-
wortung füreinander übernehmen: in Partnerschaften mit und ohne trau-
schein, in Patchwork- und regenbogenfamilien, bei alleinerziehenden, bei 
adoptiv- oder Pflegeeltern, bei gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaf-
ten und Paaren und natürlich überall dort, wo Kinder sind. Unser familien-
begriff ist vielfältig, so wie unsere gesellschaft.

für Kinder und Jugendliche müssen vermehrt räume geschaffen werden, in 
denen sie sich auch außerhalb fester strukturen treffen und aufhalten und 
die sie mitgestalten können.

wir grüne setzen uns dafür ein, dass eine stärkere Vereinbarkeit von fa-
milie, Pflege und beruf endlich umgesetzt wird. dazu gehört eine familien-
freundliche arbeitswelt mit flexiblen arbeitszeiten – der öffentliche dienst 
in bayern wird dort künftig eine Vorreiterrolle einnehmen. 

wir legen die aufmerksamkeit auf institutionelle förderung vor finanziel-
len individuellen Leistungen: wir werden eine vielfältige, koordinierte und 
qualitativ hochwertige bildungs- und betreuungsinfrastruktur schaffen, da-
zu gehört der ausbau der ganztagesangebote an schulen und Kitas. die in-
frastruktur muss flächendeckend und mit flexiblen öffnungszeiten für alle 
zugänglich sein. 
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für die öffentlichen und kulturellen einrichtungen und Verkehrsmittel in 
bayern setzen wir ein Programm auf, damit auch dort die bauliche barrie-
refreiheit umgesetzt wird. gleichzeitig fördern wir die barrierefreiheit im in-
ternet und in medien – umfassender barrierefreier Zugang zu informations- 
und Kommunikationsmittel ist im 21. Jahrhundert ein muss. 

Betreuung und Betreuungsrecht: wir grüne möchten flächendeckende 
individuelle und differenzierte Versorgungs- und Unterstützungsangebote – 
auch für psychisch beeinträchtigte und ältere menschen, denn die Zahl der 
menschen, die in stationären einrichtungen wie heimen und werkstätten 
betreut werden, wird in den kommenden Jahren weiter anwachsen. be-
sonders für ältere und psychisch beeinträchtige menschen gilt in der regel 
die stationäre Versorgung immer noch als alternativlos. sie führt zu oft in 
entmündigung und rechtliche betreuung. wir setzen uns für bedarfsgerech-
te ambulante betreuungsangebote bei Pflegebedürftigkeit ein und für eine 
reform des betreuungsrechts, die die Vorgabe der Un-Konvention erfüllt.
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12. gerechtes bayern:  
ausgleich zWischen arm unD reich 

der einkommensunterschied zwischen den reichsten 10% und den ärmsten 
10% der bevölkerung ist zwischen 2000 und 2010 weiter gewachsen. 20% der 
bevölkerung besitzen zwei drittel des gesamtvermögens, während der anteil 
des unteren drittels lediglich bei einem Prozent liegt. arbeitslosigkeit bleibt 
und ist ein großes armutsrisiko. doch selbst wenn man arbeit hat, ist es nicht 
garantiert, dass der Verdienst zum Leben reicht. so basiert das „bayerische 
beschäftigungswunder“ vor allem auf einer starken ausdehnung des niedrig-
lohnsektors und der atypischen beschäftigungsformen: Zwischen 2000 und 
2010 stieg der anteil der teilzeitbeschäftigten von 20% auf 27%. auch die 
Zahl der Leiharbeitnehmerinnen ist im Jahr 2010 auf ein rekordniveau gestie-
gen. der anteil der vollzeitbeschäftigten niedriglohnbezieherinnen ist in bay-
ern von 14,5% im Jahr 2000 auf 17,7% im Jahr 2010 kontinuierlich gestiegen. 
genau wie im teilzeitbereich sind hier überwiegend frauen (3/4) betroffen.

armut ist weiterhin primär weiblich: in bayern verdienen frauen immer noch 
23% weniger als männer. während das nettoeinkommen der männer um 5% 
über dem durchschnitt liegt, liegt das einkommen der frauen um knapp 10% 
unter dem schnitt. über 40% der alleinerziehenden sind armutsgefährdet. 
auch das rentenniveau der frauen ist mit knapp über 500 euro nur etwa 
halb so hoch wie das der männer. im reichen bayern liegt das durchschnittli-
che rentenniveau immer noch deutlich unter dem bundesdurchschnitt. auch 
die Zahl der bezieherinnen von grundsicherung im alter und bei erwerbs-
minderung hat in den letzten Jahren kontinuierlich zugenommen.

immer noch sind Kinder in bayern ein erhebliches armutsrisiko und von 
armut bedroht. Jedes zwölfte Kind muss von sgb ii-Leistungen leben. wir 
grüne fordern mehr Unterstützung für bildung, gesundheit und gesell-
schaftliche teilhabe. in bayern leben knapp ein Viertel der menschen mit 
migrationshintergrund in armut. das durchschnittliche einkommen von 
menschen mit migrationshintergrund liegt um rund 20 Prozent unter dem 
niveau von menschen ohne migrationshintergrund.

Von dem wachsenden wohlstand in bayern profitiert nur eine minderheit 
der bevölkerung. wir brauchen also dringend ausgleichende maßnahmen, 
die für eine sozial gerechtere Verteilung von einkommen und Vermögen 
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beratungsangebote müssen bereits niederschwellig und präventiv vorhan-
den sein. wir wollen, dass erfolgreiche Konzepte wie eltern-Kind-Zent-
ren, elternbriefe, geburtsbegrüßungsprogramme, familienhebammen und 
stadtteilmütter sowie die Jugendsozialhilfe deutlich mehr Unterstützung be-
kommen. 

wir müssen uns darüber verständigen, was unsere gesellschaft zusammen-
hält, was alt und Jung verbindet. wir grüne werden uns in bayern dafür 
einsetzen, dass mehr Projekte, die das Zusammenleben der generationen 
fördern, entstehen. wir wollen, dass unsere älteren mitbürgerinnen wieder 
in unserer mitte alt werden können und unterstützen deshalb mehrgenera-
tionenprojekte und Quartierskonzepte.

wir betreiben aktive gleichstellungspolitik, indem wir die rahmenbedin-
gungen für stärkere beteiligung der männer an der familie verbessern und 
kommen damit auch dem wunsch vieler männer entgegen, die traditionel-
len rollen verlassen zu können. auf bundespolitischer ebene setzen wir 
uns darum für eine Kindergrundsicherung und für die abschaffung des be-
treuungsgelds und des ehegattensplittings ein.

familien stärken
Vereinbarkeit von familie und beruf verbessern: wir werden die Kin-
derbetreuungseinrichtungen ausbauen und ihre Qualität steigern, da-
mit es leichter wird, familie und beruf miteinander zu vereinbaren. 
dafür werden wir mehr Personal einstellen und die ausbildung der 
erzieherinnen verbessern. ein zentrales Ziel ist der ausbau der ganz-
tagesangebote. 
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13. realitätsnahe Drogenpolitik  
in bayern

im bereich der drogenpolitik ist es an der Zeit zu erkennen, dass eine dro-
genfreie gesellschaft realitätsfern ist. für uns grüne gehört zu einer aufge-
klärten drogenpolitik, verstärkt auf Prävention, therapie und überlebens-
hilfe zu setzen.

oberstes Ziel unserer drogenpolitik ist es, Kinder und Jugendliche zu schüt-
zen. im bereich der aufklärung und Prävention werden wir früher anset-
zen. Prävention heißt „Kinder stark machen“ und das beginnt nicht erst 
in der schule, sondern im Kindergarten. im Unterricht sowie in aufklä-
rungskampagnen muss hierbei auch auf alle drogen sachlich eingegangen 
werden, nicht nur auf alkohol und tabak. wir wollen bei solchen aufklä-
rungsmaßnahmen darauf achten, die gefahren von drogen sachlich rich-
tig aufzuzeigen. die einteilung in harte und weiche drogen ist dabei wei-
testgehend fehlerhaft und verharmlost beispielsweise alkoholabhängigkeit. 
wir fordern eine überarbeitete einteilung, die sich an den psychischen und 
physischen folgen orientiert und nicht an der gesellschaftlichen akzeptanz 
einzelner drogen. Zur aufklärungsarbeit gehört für uns auch eine wirksame 
einschränkung der werbung für alle drogen inklusive alkohol und nikotin.

aber auch die gesundheit der Konsumentinnen ist uns wichtig. Um gesund-
heitsschäden durch illegal erworbene, verunreinigte drogen zu verhindern, 
werden wir ein angebot für die überprüfung der Zusammensetzung der eige-
nen drogen ermöglichen. dies soll an drogenprüfständen möglich sein, bei 
deren nutzung Konsumentinnen keine strafverfolgung befürchten müssen. 

wir werden es den Kommunen ermöglichen, endlich betreute drogenkon-
sumräume einzurichten. die therapie- und substitutionsprogramme wer-
den wir deutlich ausbauen. dies ist vor allem im strafvollzug sehr wichtig. 
im ländlichen raum sind derartige hilfsangebote ebenfalls auszubauen. 

wir wollen erreichen, dass betroffene nicht aus angst vor dem gesetzes-
konflikt allein mit ihren Problemen bleiben und das thema weiterhin tabu-
isiert wird. Unser Ziel ist deshalb eine entkriminalisierung von drogenkon-
sumentinnen. wir werden die grenze für den straffreien eigengebrauch bei 
besitz und erwerb von cannabis auf 15 gramm erhöhen.
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sorgen. neben der gezielten bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit, geht 
es dabei vor allem um eine eindämmung des stark gewachsenen niedrig-
lohnsektors und der prekären beschäftigung in bayern. ein allgemeinver-
bindlicher mindestlohn muss endlich her und die Leih- und Zeitarbeit muss 
wieder auf ihre ursprüngliche form, die abdeckung von auftragsspitzen, 
begrenzt werden. auch bei den sog. mini- und midijobs sowie in branchen 
mit starker prekärer beschäftigung brauchen wir eine allgemeinverbindli-
che Lohnuntergrenze. Jede arbeitnehmerin und jeder arbeitnehmer muss 
von einer Vollzeitbeschäftigung ihre oder seine existenz sichern können. 
ausbeuterische niedriglöhne dürfen nicht durch ergänzende staatliche so-
zialgelder subventioniert werden. 

Um der altersarmut vorzubeugen, brauchen wir dringend eine armutsfeste 
grundsicherung im alter und eine steuerfinanzierte garantierente für men-
schen, die dem arbeitsmarkt mehr als 30 Jahre zur Verfügung standen oder 
die Kinder betreut haben, um sie unabhängig von der grundsicherung zu 
machen.

damit Kinder nicht ein armutsrisiko bleiben und unterhalb der armutsgren-
ze leben müssen, werden wir uns dafür einsetzen, dass familien aus der 
armutsfalle geholt werden. wir wollen chancengleichheit und teilhabe für 
alle Kinder, ob aus armer oder reicher familie. dafür müssen kurzfristig 
die regelsätze beim aLg 2 stärker als bisher an den tatsächlichen bedarf 
angepasst werden. 

eine offensive integrationspolitik und gezielte förderprogramme zur Ver-
besserung der teilhabechancen von menschen mit migrationshintergrund 
sind die schlüssel, damit nicht mehr ein Viertel der migrantinnen bei uns in 
bayern unter der armutsgrenze leben.
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großveranstaltungen. der Landessportbeirat als beratendes gremium der 
staatsregierung holt alle beteiligten gemeinsam mit Parlamentarierinnen 
an einen tisch und kann aktuelle fragestellungen kompetent beantworten. 
wir werden ihn darum stärken, ihn vor sportpolitischen beschlüssen kon-
sequent anhören und seine anregungen berücksichtigen.
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14. Die chancen Des sports  
für alle erlebbar machen

spiel und sport sind menschliche grundbedürfnisse. sport macht spaß, 
fördert gesundheit, Lebensfreude, soziales miteinander und Lernvermögen. 
er macht Kopf und Körper beweglich. davon profitiert neben dem einzelnen 
menschen die gesamte gesellschaft. der sportbegriff ist für uns nicht eng 
gefasst und geht weit über die klassischen sportarten hinaus: breitensport 
und spitzensport, gesundheitssport, sport für menschen mit behinderun-
gen, sport für ältere und Kinder, zur Prävention und rehabilitation, das 
spiel auf der straße, das bewegungserlebnis in freier Landschaft oder die 
bewegung im alltag. an oberster stelle stehen bei uns die förderung des 
breitensports und der ausbau entsprechender angebote. neben dem klas-
sischen Vereins- und Verbandssport werden wir auch bewegung in allen 
Lebensphasen und in unterschiedlichen organisationsformen fördern: im 
Vorschulbereich wie in der schule, im Verein wie in freien gruppen, organi-
siert oder nicht organisiert. der Zugang zu den vielfältigen sportangeboten 
darf dabei nicht am geldbeutel scheitern. denn sport hält gesund, ist die 
beste Prävention und gut für die rehabilitation. 

Zum thema doping haben wir grünen eine klare haltung: doping verzerrt 
nicht nur den sportlichen wettbewerb, sondern ist zudem äußerst gesund-
heitsschädlich. 

eine ganz besondere soziale funktion hat der sport für uns auch im hin-
blick auf den abbau von Vorurteilen und die Vermittlung von werten wie 
fairness, toleranz und respekt. das breite feld der sozialen integration 
und der gewaltprävention, das uns der sport bietet, gilt es zu nutzen. initi-
ativen und Projekte gegen rassismus, gewalt und homophobie, wie etwa 
die fußball-fanprojekte, werden wir deshalb stärker unterstützen.

in der förderung des sports soll das instrument des „genderbudgeting“ 
eingesetzt werden, um die finanzielle gleichbehandlung der geschlechter 
zu prüfen.

grüne sportpolitik bedeutet aber selbstverständlich auch Umwelt-
schutz: natur- und landschaftsverträgliche sportstätten sind uns ge-
nauso wichtig wie eine gute erreichbarkeit und die Klimaneutralität von 
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deswegen werden wir wohnungsbaugenossenschaften verstärkt fördern 
und vermehrt mittel für die förderung des sozialen wohnungsbaus und 
des studentischen wohnungsbaus zur Verfügung zu stellen.

wir werden zusätzliche sozialwohnungen bauen und deren bau durch 
die Kommunen fördern. wir werden festschreiben, dass insbesondere in 
ballungsräumen in jedem neu ausgewiesenen baugebiet mindestens 30% 
der neu zu errichteten wohnfläche für den sozialen wohnungsbau reser-
viert werden muss. bei öffentlichen sanierungsmitteln, wie beispielswei-
se städtebauprogrammen und modernisierungszuschüsse, werden wir 
die verpflichtende auflage machen, dass ein teil der neu zu vermietenden 
wohnungen wohnungen mit sozialbindung sind. außerdem werden wir 
bei städtebauförderprogrammen wieder eine höchstmiete für wohnungen 
festgelegen. 

Um zu verhindern, dass städtebauförderung zu gentrifizierung führt, wer-
den wir den erlass von erhaltungssatzungen unterstützen und eine unbe-
fristete ermächtigung für kommunale Zweckentfremdungsverbotssatzun-
gen erteilen, den Kommunen die beschränkung der eigentumsumwandlung 
von wohnungen in satzungsgebieten ermöglichen und die Umwandlung 
von gewerbeflächen sowie innerörtlichen leerstehenden gebäudebestand 
in wohnräume fördern.

Um mieterinnen und mieter besser zu schützen werden wir uns dafür ein-
setzen, dass die möglichkeiten des mietrechtsänderungsgesetzes ausge-
schöpft werden und die Kappungsgrenze umgehend auf 15% gesenkt wird. 
außerdem möchten wir das mietrecht weiter regionalisieren, um den Kom-
munen zu ermöglichen, in orten oder stadtteilen mit hohem Verdrängungs-
druck mietobergrenzen bei der wiedervermietung einzuführen. 

bezahlbare Wohnungen für alle
wir grüne werden dafür sorgen, dass es mehr bezahlbaren wohn-
raum gibt. dafür werden wir Zuschüsse des freistaats an Kommunen, 
die sozialwohnungen bauen, erhöhen und den erlass von kommuna-
len erhaltungs- und Zweckentfremdungssatzungen sowie Umwand-
lungsverboten unterstützen. 
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15. Wir schaffen bezahlbaren Wohnraum

Jede und jeder hat das recht auf angemessenen und bezahlbaren wohnraum. 

die wohnungsmärkte in bayern sind unterschiedlich. immer angespannte-
ren wohnungsmärkten, in denen mieten oft drastisch erhöht werden, ohne 
dass die mehreinnahmen in sanierung oder erhalt fließen, stehen gebiete 
mit zunehmendem wohnungsleerstand gegenüber. förderprogramme wie 
rechtliche rahmenbedingungen müssen auf diese unterschiedlichen situ-
ationen reagieren. gerade in boomregionen kommen oft schon normal-
verdienerinnen in schwierigkeiten. für einkommensschwache haushalte 
ist die situation desaströs. schon heute sind bezahlbare wohnungen für 
familien mit geringem oder mittlerem einkommen mangelware. wir wer-
den maßnahmen ergreifen, um zu verhindern, dass die soziale balance der 
städte in gefahr gerät. wir werden darauf hinwirken, dass die maklerkos-
ten nach dem bestellerprinzip getragen werden.

Unsere Politik zielt darauf ab, dass die Zahl der verfügbaren kleineren woh-
nungen deutlich erhöht wird, um den druck aus dem markt zu nehmen. 
ein grund warum so wenig kleine wohnungen gebaut werden, ist der stell-
platzzwang, der zu einer überproportionalen Verteuerung führt. hier wer-
den wir die satzungen an das künftige mobilitätsverhalten anpassen. der 
fahrradraum mit abschließbaren boxen (und Ladestromanschluss) wird ge-
braucht, die teure stellplatzablöse kann gespart werden. maßnahmen ge-
gen den Parkdruck sind ggf. erforderlich. 

die wohnungsbauförderung werden wir wieder ankurbeln: die Zahl der sozi-
alwohnungen mit belegungsbindung sinkt drastisch. wir werden den bestand 
sichern und auch die Landesbankwohnungsbestände dauerhaft als öffentli-
chen wohnraum im preisgünstigen segment bewahren. das kann am ehesten 
durch ein Konsortium aus den betroffenen Kommunen unter beteiligung des 
freistaats bayern geschehen. außerdem werden wir genossenschaftlichen 
wohnungsbau und öffentliche wohnungswirtschaft stärken, damit diese wei-
terhin einen wichtigen anteil am wohnungsmarkt innehaben. 

der förderung von genossenschaftlichem wohnen hat für uns besondere Prio-
rität. in gebieten mit erhöhter wohnraumnachfrage ist dies oft die einzige mög-
lichkeit des wohnraumerwerbs für familien und durchschnittsverdienerinnen. 
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16. Wege in Die mitWirkungsgesellschaft 
– für eine lebenDige Demokratie

mit seiner „Politik des gehörtwerdens“ hat sich der ministerpräsident ba-
den-württembergs, winfried Kretschmann, für eine Lösung der Konflikte 
um mitbestimmung und beteiligung eingesetzt – dies kann und muss auch 
in bayern umgesetzt werden.

daran werden wir uns orientieren und auch in bayern einen solchen Verän-
derungsprozess einleiten. wichtig ist erstens die stärkung des Parlaments. 
dieses soll seine Kontrollfunktion gegenüber der regierung wieder ernst 
nehmen und sich von der Praxis des durchwinkens der regierungsvorschlä-
ge durch die mehrheitsfraktionen verabschieden. im Parlament müssen al-
ternativen gründlich geprüft werden, auch wenn diese von der opposition 
vorgestellt werden. Zweitens ist die weiterentwicklung direktdemokrati-
scher elemente als ergänzung der repräsentativen demokratie wichtig. ge-
rade mit hilfe direktdemokratischer auseinandersetzungen muss wieder 
seriös über alternativen diskutiert werden. drittens brauchen wir neue for-
men der bürgerinnenbeteiligung. anstelle von überkommenen Planfeststel-
lungsverfahren, in denen bürokratie und bürgerinnen sich konfrontativ ge-
genüberstehen, wollen wir eine offene Planungskultur. 

wir grüne wollen eine bürgernahe und effiziente Planung! im bestehen-
den Planungsrecht ist echte bürgerinnenbeteiligung kaum vorgesehen. die 
Verfahren sind häufig ineffizient, langwierig und lückenhaft. das werden 
wir grüne grundlegend ändern. bürgerinnenfreundliche Projektplanungen 
verursachen auch Kosten. aus unserer sicht ist öffentliches geld aber weit 
besser in Planungsqualität sowie in breiter bürgerinnen- und öffentlich-
keitsbeteiligung angelegt als in kosten- und personalintensiven, langwie-
rigen Verfahrensstreitigkeiten oder gar in extrem teuren Polizeieinsätzen. 
der schaden, den gemeinwesen, demokratie und das Vertrauen der bürge-
rinnen in den staat erleiden, wenn menschen verletzt werden, ist kaum zu 
ermessen und überwiegt noch die bloßen Kosten.

wir wollen verstärkt innovative beteiligungsmodelle erproben – wie zum 
beispiel: Planungszelle, bürgerinnengutachten, bürgerinnenworkshops. 
erst durch die praktische anwendung dieser teilweise in der fachwelt seit 
Jahrzehnten diskutierten unterschiedlichen modelle können sich deren 
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wir wollen uns beim thema wohnen aber nicht auf sozialverträgliche 
günstige mieten reduzieren. Um die energiewende erfolgreich umzusetzen, 
muss auch im gebäudebereich viel unternommen werden, beispielsweise 
die senkung des energieverbrauchs und die weitgehende nutzung erneu-
erbarer energie. im neubaubereich sollen sich gerade öffentliche baupro-
jekte am nullenergie-haus-standard orientieren. die gefahr, dass bestän-
dig steigende wärmeenergiekosten auf bedürftige mieterinnen abgewälzt 
werden, ist bei der derzeit geringen sanierungsquote viel zu hoch und nicht 
hinnehmbar. deswegen wollen wir, dass gerade im mietwohnungsbestand 
diesbezüglich rechtliche standards geschaffen und konsequent umgesetzt 
werden. hierbei soll nach dem motto „eigentum verpflichtet“ gehandelt 
werden. objekte der öffentlichen hand sollen beispielgebend über den 
mindeststandard hinaus saniert werden. besondere anreize und förderun-
gen sollen für maßnahmen vorgesehen werden, welche die mindeststan-
dards übertreffen. bemessungsgrundlage sollten dabei die erreichten Ver-
brauchswerte sein.

Um den Verbrauch zu reduzieren, sollten bei ohnehin anstehenden sa-
nierungen jeweils die maßnahmen umgesetzt werden, die nach einer ver-
pflichtenden, kostenlosen energieberatung am sinnvollsten erscheinen. 
ebenso sollte ein qualitativ hochwertiger bedarfsorientierter energieaus-
weis verpflichtend sein. energiesparen heißt aber auch verstärkt auf ökolo-
gische baustoffe zu setzen und den einsatz umweltschädlicher und schwer 
wiederverwertbarer materialien zu vermeiden.
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Unser Ziel für bayern ist es, eine neue Kultur demokratischer mitbestim-
mung in der gesellschaft zu etablieren und den hindernis-Parcours bei der 
mitbestimmung durch hürdenabbau zu beenden. wir werden deshalb die 
notwendige Unterschriftenzahl auf fünf Prozent absenken, die frist für die 
Unterschriftensammlung auf einen monat verlängern, briefliche eintragung 
und eine freie Unterschriftensammlung zulassen und Volksbegehren, auch 
wenn sie finanzielle auswirkungen haben könnten, ermöglichen.

die möglichkeit einer eintragung im internet, wie sie im fall der europä-
ischen bürgerinitiative eingeführt worden ist, sollte geprüft werden. auch 
der kommunale Bürgerentscheid muss vereinfacht werden: wir werden 
die Zustimmungsquoren bei Kommunen bis 100.000 einwohnerinnen auf 
einheitlich fünfzehn Prozent senken und die bindungswirkung von erfolg-
reichen bürgerentscheiden auf zwei Jahre verlängern. in Zukunft sollen sich 
alle beteiligten bürgerinnen sicher sein können, dass ihr wählerwille auch 
einer angemessenen politischen Umsetzung zugeführt wird. außerdem 
werden wir in den großstädten wieder bürgerentscheide auf der ebene der 
stadtteile ermöglichen.

Wahlrecht ändern: die aktive, selbstbestimmte demokratische gesell-
schaft lebt von jedem einzelnen menschen und dessen persönlichem en-
gagement. Jugendliche sind die heranwachsende generation aktiver, selbst-
bestimmter demokraten und die einsteiger in unsere demokratische Kultur. 
eine frühzeitige einbeziehung und beteiligung der Jüngeren an politischen 
entscheidungsprozessen bringt zum ausdruck, dass sie und ihre interessen 
ernst genommen werden. so wird auch einer vielbeklagten Politikverdros-
senheit aktiv entgegengewirkt. 

deshalb werden wir das wahlalter bei Landtags- und Kommunalwahlen 
und das abstimmungsalter bei Volks- und bürgerentscheiden mindestens 
auf 16 Jahre absenken.

dies verstärkt die aktive teilnahme Jugendlicher an der Politik und beugt 
Politikverdrossenheit vor. Umgekehrt wird die Politik mehr auf die be-
dürfnisse junger menschen eingehen müssen. neben der senkung des 
mindestalters bei Kommunalwahlen sind weitere formen der mitwir-
kung von Jugendlichen gerade in den städten, gemeinden und Landkrei-
sen wichtig, so etwa die einführung und stärkung von direkt gewählten 
Jugendparlamenten und sonstigen Jugendvertretungen und die öffnung der 
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Vor- und nachteile erweisen, vor allem hinsichtlich repräsentativität, Ver-
bindlichkeit der ergebnisse, einbindung aller sozialer schichten und finan-
zielle auswirkungen.

wir werden die Kommunen bei der entwicklung und anwendung neuer be-
teiligungsmodelle unterstützen.

gemeinsam mit unserer bundestagsfraktion setzen wir uns für eine um-
fassende überarbeitung des bau- und Planungsrechts ein mit dem Ziel, die 
bürgerinnen zu vollwertigen Partnerinnen auf augenhöhe in einem transpa-
renten entscheidungsprozess zu machen. für einen derartigen systemwan-
del werden umfassende änderungen sowohl auf der ebene der bundesge-
setzgebung als auch auf der der Landesgesetze erforderlich. insbesondere 
ist auf der Landesebene eine neue Kultur des Verwaltungshandelns erfor-
derlich. im rahmen einer regierungsbeteiligung werden wir dafür sorgen, 
dass die staatsregierung sich selbst als bürgerinnenregierung versteht.

Direkte Demokratie stärken: die verschiedenen elemente direktdemo-
kratischer mitbestimmung in bayern bedürfen dringend einer erneuerung, 
da derzeit eine ganze reihe von hindernissen das engagement ausbremst. 

auf Dem Weg zur mitWirkungsgesellschaft:  
für eine neue planungskultur

wir setzen uns für eine umfassende überarbeitung des bau- und Pla-
nungsrechts ein, damit die bürgerinnen zu vollwertigen Partnerinnen 
auf augenhöhe in einem transparenten entscheidungsprozess werden. 
für diesen systemwandel sind umfassende änderungen von bundes- 
und von Landesgesetzen erforderlich. insbesondere ist auf der Landes-
ebene eine neue Kultur des Verwaltungshandelns erforderlich. im rah-
men einer regierungsbeteiligung werden wir dafür sorgen, dass die 
staatsregierung sich selbst als bürgerinnenregierung versteht.  statt 
konfrontativer gegenüberstellung von bürokratien und bürgerinnen 
sollen alle bereiche der öffentlichen Verwaltung auf eine offene und 
transparente Planungskultur hinwirken, die alternativen anhört und 
mitdenkt.
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Versammlungsfreiheit sichern: der arabische frühling hat erneut gezeigt, 
wie wichtig demonstrationen für eine demokratische gesellschaft sind. 
1989 haben wir in deutschland diese erfahrung auch schon durch die hel-
denhafte friedliche revolution gegen die sed-diktatur machen können. da-
rum streiten bündnis 90/die grünen konsequent für den schutz der Ver-
sammlungsfreiheit und werden das bayerische Versammlungsgesetz von 
einem Versammlungsverhinderungsgesetz in ein Versammlungsfreiheitsge-
setz umwandeln, das den schutz der demonstrationen in den mittelpunkt 
stellt und gewährleistet, dass sämtliche staatlichen stellen daran mitwir-
ken, dass alle einwohnerinnen ohne angst vor repression öffentlich für ihre 
meinungen eintreten können.

Autonomie der Justiz: Um bürgerinnenrechte zu schützen und unsere de-
mokratie zu bewahren, brauchen wir eine starke Justiz, die unsere rechts-
staatlichen grundsätze ohne ansehen der Person in unserer gesellschaft 
verteidigt. Um die Qualität der rechtsprechung zu erhalten, werden wir 
deshalb in bayern eingefahrene strukturen überprüfen und einer Qualitäts-
kontrolle unterziehen. nur mit ausreichendem Personal und guter ausstat-
tung kann die Justiz so arbeiten, wie wir alle es von ihr erwarten. 

staatsanwaltschaften müssen künftig ihre wesentliche rolle für das rechts-
staatliche Verfahren losgelöst von jedem parteipolitischen interesse wahr-
nehmen können. wir werden die weisungsbefugnis des Justizministeriums 
gegenüber den staatsanwaltschaften und die parteipolitische auswahl der 
generalstaatsanwältinnen abschaffen. denn schon die existenz des wei-
sungsrechts gibt anlass zur besorgnis, dass parteipolitische rücksichtnah-
men und erwägungen im hinblick auf persönliche Karrierechancen aus-
wirkungen auf entscheidungen der staatsanwältinnen und staatsanwälte 
haben könnten. 

eine sich selbst verwaltende Justiz ist der garant des demokratischen 
rechtsstaats. die Justiz sollte darum künftig in autonomen strukturen ihre 
eigenen angelegenheiten verwalten, ihren finanzbedarf selbstständig er-
mitteln und in die haushaltsberatungen einbringen können. wie genau ei-
ne solche struktur einer autonomie der Justiz ausgestaltet werden könnte, 
werden wir in einem gründlichen und breit angelegten diskussionsprozess 
zusammen mit den betroffenen erarbeiten.
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bürgerversammlungen (an denen nur Volljährige mit deutscher staatsange-
hörigkeit mitbestimmen dürfen) für alle einwohnerinnen, unabhängig von 
alter und staatsangehörigkeit.

Wir GRÜNE reden nicht über, sondern mit jungen Menschen: Kinder und 
Jugendliche wissen selbst am besten, was sie wollen. darum werden wir die 
rahmenbedingungen für eine direkte mitbestimmung verbessern und uns für 
Verwaltungen einsetzen, die den anliegen der Jugendlichen offen gegenüber-
stehen. die zunehmende einschränkung der individuellen freiheiten im öf-
fentlichen raum betrifft vor allem Jugendliche. wir werden die innenstädte, 
die marktplätze, die bahnhöfe und alle anderen bereiche des öffentlichen 
raumes wieder öffnen, statt immer weitere ausgrenzung zuzulassen. 

Frauen sind im Parlament noch immer stark unterrepräsentiert. hier 
werden wir grüne nach dem Vorbild frankreichs und den Planungen der 
grün-roten regierung in baden-württemberg das wahlrecht ändern, um ei-
ne realistische möglichkeit zu schaffen, dass frauen die hälfte der sitze in 
kommunalen Volksvertretungen und dem bayerischen Landtag besetzen.

in bayern leben eine halbe million menschen, die keinen eU-Pass haben. 
fast die hälfte von ihnen lebt länger als fünfzehn Jahre in deutschland. der-
zeit ist in manchen stadtteilen und gemeinden mehr als ein drittel der be-
völkerung vom wahlrecht ausgeschlossen. wir fordern deshalb das wahl-
recht für alle dauerhaft in deutschland Lebenden durch schnellere und 
vereinfachte einbürgerung (kürzere fristen, niedrigere gebühren, verein-
fachtes Verfahren, bessere informationen, hinnahme eventueller mehrstaat-
lichkeit, abschaffung der sogenannten optionsregelung, u.a. maßnahmen).

wir grüne wollen das ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement 
stärker fördern. dazu gehört die anerkennung des werts und der wirkung 
des engagements sowie der arbeit der engagierten. menschen sollen ermu-
tigt werden, sich freiwillig in den vielfältigen organisationen zu engagieren 
oder auch selbst organisationen, initiativen etc. zu gründen. außerdem wol-
len wir an den schulen im freistaat das soziale und bürgerschaftliche en-
gagement von schülerinnen und schülern fördern und unterstützen. Uns ist 
es wichtig, dass mit engagement beteiligung und mitgestaltung verbunden 
sind, da wir grüne im ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen engagement 
eine solidarische und demokratische bereicherung für eine aktive mitwir-
kungsgesellschaft sehen.
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rechtsextreme versuchen zunehmend, in den von der demografischen 
und wirtschaftlichen entwicklung besonders betroffenen regionen fuß 
zu fassen. in bayern werden immer wieder Versuche bekannt, häuser 
und grundstücke zu kaufen. in oberfranken ist es rechtsextremen be-
reits gelungen, ohne Kenntnis der zuständigen behörden, objekte zu er-
werben, um dort Veranstaltungs- und schulungszentren aufzubauen. Um 
rechten Kaufabsichten entgegen wirken zu können, brauchen staatliche 
institutionen mehr präventive hilfestellung und angebote zur rechts-
beratung. es bedarf einer verbesserten schulung von sicherheitskräf-
te vor ort, um rechtsextreme straftatbestände erkennen und erfassen 
zu können. wir grüne sind nicht bereit, strukturschwache regionen 
und ländliche räume dem rechtsextremismus zu überlassen. das Ziel 
der rechtsextremen ist es, auch den vorpolitischen raum zu besetzen 
und soziale netzwerke zu unterwandern. durch angebote von Kinder-
freizeiten, hausaufgabenhilfe, Konzerten für die Jugend wollen sie sich 
als hilfsbereit und unersetzlich ausweisen. hier spielen rechtsextreme 
frauen eine oft unterschätzte rolle. wir müssen unsere anstrengun-
gen verstärken, die demokratische Jugendarbeit und kulturelle Projekte 
im ländlichen raum zu erhalten. wir dürfen rechtsextreme aktivitäten 
nicht „totschweigen“, sondern müssen diese ans Licht der öffentlichkeit 
zerren und dürfen rassistische Vorfälle vor ort nicht unwidersprochen 
lassen.

hanDeln gegen rechtsextremismus
bayerns behörden versagen eklatant im Kampf gegen den rechtsext-
remismus. dagegen werden wir mit einem aktionsprogramm für bay-
ern „handeln gegen rechtsextremismus“ u.a. die zwei größten defizite 
korrigieren: erstens werden wir alles daran setzen, jede straftat von 
neonazis aufzuklären und die täter zu bestrafen, durch konsequente 
ermittlung, strafverfolgung und schulung von Polizei und Justiz. Zwei-
tens werden wir zivilgesellschaftliche initiativen und bürgerschaftli-
ches engagement gegen rechtsextremismus finanziell und mit allen zu 
gebote stehenden rechtsstaatlichen mitteln fördern: wir werden den 
aufbau mobiler beratungsteams, von opfer-, eltern-, schulberatung 
und aussteigerinitiativen unterstützen und dem Verfassungsschutz 
diese aufgaben entziehen.
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17. strategien gegen rechtsextremismus

die mordserie der rechtsradikalen terrorgruppe nsU, das jahrelange Ver-
sagen der sicherheitsbehörden bei der aufklärung dieser Verbrechen und 
immer neue wellen von gewalttaten und nazi-aufmärschen verunsichern 
viele menschen in bayern. beunruhigend ist auch, dass rechtsextreme ein-
stellungen – vor allem in bayern – bis weit in die mitte der gesellschaft 
verbreitet sind: befürwortung einer rechtsautoritären diktatur, chauvinis-
mus, ausländerfeindlichkeit, antisemitismus, Verharmlosung des national-
sozialismus. weite teile der bevölkerung fühlen sich existenziell, sozial und 
kulturell bedroht. die entwertung bisheriger Lebensmodelle, demütigungs- 
und ausgrenzungserfahrungen und vor allem die befürchtungen davor füh-
ren zu orientierungslosigkeit und angst. das bedürfnis nach vermeintlich 
einfachen und schnellen Lösungen wächst. 

wir grüne fordern seit Jahrzehnten ein konsequentes und nachhaltiges 
eintreten gegen neonazis, aber auch gegen Ungleichwertigkeitsvorstellun-
gen in der bayerischen Politik und bevölkerung. dabei müssen wir drei Zie-
le verfolgen: demokratie stärken, gewalt verhindern, denn sie unterminiert 
die Zivilgesellschaft sowie den demokratischen diskurs und rechtsextreme 
einstellungen bekämpfen. 

welchen einfluss rechtsextremistinnen seit Jahrzehnten in bayern haben, 
ist teilweise immer noch ungeklärt. darum werden wir alle Unterlagen zu 
den attentaten auf die olympischen spiele 1972 und auf das oktoberfest 
1980 in münchen neu auswerten und die strafrechtlichen ermittlungen wie-
der aufnehmen lassen, um die mitwirkung rechtsextremistischer organisa-
tionen an diesen schrecklichen Verbrechen endlich aufzuklären.

der Kampf gegen rechtsextremistinnen ist da erfolgreich, wo die demokrati-
schen Parteien gemeinsam für unsere demokratie eintreten und rechtsextreme 
muster, redewendungen und inhalte verurteilen und widerlegen. wir brauchen 
also die vielbeschworene gemeinsamkeit der demokratinnen. die immer wie-
der vorgenommene gleichsetzung von „links-“ und „rechtsextrem“ schwächt 
die Zivilgesellschaft. die fiktion einer „neutralen mitte“ knüpft an die alte deut-
sche tradition von „ruhe und ordnung“ an. dazu kommt bei Vielen ein staats- 
und autoritätsfixiertes misstrauen gegen zivilgesellschaftliche akteurinnen. wir 
müssen stattdessen zivilgesellschaftliche initiativen stärken. darum werden wir 
grüne die sogenannte extremismusklausel wieder abschaffen.
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 18.

18. sicherheit in freiheit

investitionen in einen stabilen gesellschaftlichen frieden, in eine gute so-
zial- und integrationspolitik sowie eine gelungene Prävention gegen gewalt 
sind deutlich wirkungsvoller als repressive maßnahmen, um gewalt und 
Kriminalität in den griff zu bekommen. Unverzichtbar ist eine personell 
und materiell gut ausgestattete Polizei. sie ist ein wichtiger faktor im de-
mokratischen rechtsstaat. wir werden darum die personelle ausstattung 
der Polizei verbessern und die einstellungszahlen erhöhen. die Zahl der 
stellen, die der „mobilen reserve“ zugerechnet werden, werden wir zumin-
dest verdoppeln und wir werden die telearbeit auch für führungspositio-
nen fördern.

ein unabhängiges und wirkungsvolles beschwerdesystem zur arbeit der 
Polizei ist von fundamentaler bedeutung für die arbeit eines demokra-
tisch legitimierten und verantwortungsbewussten Polizeidienstes. wir 
werden eine individuelle Kennzeichnung der Polizeibeamtinnen einfüh-
ren. Verfehlungen innerhalb der Polizei – egal ob gegen bürgerinnen oder 
zwischen beamtinnen – können nur mit klar getrennten strukturen bei 
der ermittlung aufgedeckt und geahndet werden. hier können wir von 
bewährten einrichtungen in anderen Ländern lernen, in denen sowohl 
eine unabhängige ermittlung durch selbstständige behörden als auch die 
individuelle Kennzeichnung von beamtinnen gut funktioniert. eine effek-
tive Kontrolle der Polizei durch eine unabhängige behörde hilft nicht nur 
übergriffe zu ahnden, sie ist auch ein wichtiges instrument, um eskala-
tionen zu vermeiden, indem erfahrungen aus problematischen einsätzen 
systematisch ausgewertet werden. eine derartige stelle werden wir auch 
in bayern einrichten.

polizei: unabhängige beschWerDestelle
wir werden eine unabhängige stelle einrichten, die bei Verfehlungen 
innerhalb der Polizei (sowohl gegen bürgerinnen als auch zwischen 
beamtinnen) ermittelt. dafür nutzen wir die erfahrungen anderer Län-
der. außerdem werden Polizeibeamtinnen künftig individuell erkenn-
bar sein.
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märsche als machtdemonstration waren und sind bevorzugte mittel von 
rechtsextremen: der weg wird ihnen von der Polizei freigeräumt, sie be-
kommen viel aufmerksamkeit und entweder gehören ihnen dann Plätze 
und dörfer scheinbar allein – oder sie versetzen die einwohnerinnen in 
aufruhr. in letzter Zeit haben sie dank der gegenwehr vieler engagierter 
rückschläge hinnehmen müssen. deshalb greifen sie zunehmend zu einer 
individuellen einschüchterungstaktik mit drohbriefen und schmähungen. 
auf internet-seiten werden gegnerinnen namentlich und mit foto zur Ziel-
scheibe gemacht oder mit organisierten e-mail-Kampagnen zugedeckt.

dagegen müssen wir für bedrohte einzelpersonen schutz und solidarität 
gewährleisten, gegen rechtsextreme aktivitäten auch im internet vorgehen 
und rechtsextremen den öffentlichen raum, real oder virtuell, mit allen de-
mokratischen mitteln streitig machen, wo es mit zivilen mitteln geht, auch 
rechtsextreme märsche stoppen. für die lokale bevölkerung und für die öf-
fentlichkeit ist es immer ein nachhaltiges Zeichen, wenn sich die gegende-
monstrantinnen und wichtige politische Persönlichkeiten des Landes durch 
nichts von ihrem Protest abhalten lassen.

Politische gewalttaten sind per se handlungen, die sich gegen Zivilgesell-
schaft, rechtsstaat und demokratie richten. Um die demokratie zu verteidi-
gen, müssen Kinder und Jugendliche zu selbstbewussten und sozial verant-
wortlichen Persönlichkeiten werden. rechtsradikalismus wird nicht durch 
eine beschneidung der freiheitlichen grundrechte wirksam bekämpft, auch 
nicht durch eine einschränkung des demonstrationsrechts, sondern nur 
durch mehr demokratie. darum fördern wir eine demokratisch gefestigte 
und tolerante gesellschaft.
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Gewalt unter Jugendlichen oder von ihnen ausgeübte gewalt ist nicht neu. 
Zur dramatisierung der situation besteht kein anlass, das Phänomen darf aber 
auch nicht verharmlost werden. Unser Ziel ist es, gewalt zu verhindern. Zur 
bekämpfung von Jugendgewalt setzen wir auf zwei strategien: zum einen auf 
wirksame Prävention, die verhindert, dass aus Kindern gewalttätige Jugendli-
che werden. Zum anderen auf schnelle reaktionen wenn gewalt verübt wird. 
gewalttätige Jugendliche müssen merken, dass ihr handeln folgen hat und ler-
nen, sich friedlich zu behaupten. das Jugendstrafrecht bietet genügend und gu-
te möglichkeiten für den Umgang mit jugendlichen straftäterinnen. oft dauert 
es aber zu lange, bis das Verfahren beginnt und sanktionen erfolgen. das recht 
muss also nicht verschärft werden, aber den Vollzug werden wir entscheidend 
verbessern. wir werden früher ansetzen und schneller reagieren und dafür die 
zuständigen institutionen finanziell und personell besser ausstatten. haft allein 
kann neue straftaten nicht verhindern. wichtiger und erfolgsversprechender 
ist es, auf erziehung und Verhaltensänderung zu setzen. durchdachte päda-
gogische Programme, bei denen sich die Jugendlichen mit ihrer tat und deren 
folgen intensiv auseinandersetzen müssen, verlangen ihnen mehr ab, als bloß 
ihren arrest oder eine gefängnisstrafe abzusitzen. wir grüne werden die mit-
tel für die betreuung straffälliger Jugendlicher erhöhen und dabei eine flächen-
deckende Versorgung mit ambulanten maßnahmen sicherstellen. Jugendhilfe, 
Justiz und Polizei müssen angemessen ausgestattet werden. denn wer bei Kin-
dern und Jugendlichen heute spart, zahlt dafür in Zukunft ein Vielfaches.
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die struktur der Sicherheitsbehörden werden wir grundlegend reformieren. 
das bayerische Landesamt für Verfassungsschutz hat die mordserie der neo-
nazi-terrorbande nsU weder aufklären noch verhindern können. es verwei-
gert sich auch beharrlich einer gründlichen aufarbeitung dieses skandalösen 
Versagens. wir werden darum in personeller und struktureller hinsicht die 
bayerischen sicherheitsbehörden fundamental umgestalten. wir wollen das 
Landesamt für Verfassungsschutz in seiner derzeitigen form auflösen und ei-
ne neue behörde einrichten, deren nachrichtendienstliche tätigkeiten auf ein 
minimum reduziert werden, die keine V-Leute einsetzen darf, wissenschaft-
lich ausgerichtet wird und mit Polizei und Zivilgesellschaft zusammenarbeitet.

Privater Waffenbesitz ist auch ein risiko für die sicherheit. wir grüne 
wollen eine stärkere überprüfung des privaten waffenbesitzes. dazu wer-
den wir verstärkt Personal in den zuständigen behörden für verdachtsun-
abhängige regelmäßige Kontrollen einstellen und uns für erneuerte amnes-
tiefristen und andere maßnahmen einsetzen, die die Zahl der waffen im 
Privatbesitz reduzieren können.

wenn Frauen Opfer von Gewalt werden, brauchen sie schutz und hilfe. den 
frauenhäusern, -notrufen und interventionsstellen in bayern werden wir end-
lich eine zuverlässige und ausreichende finanzierung sichern. wir werden ei-
ne differenzierung des hilfesystems vornehmen, um der jeweils spezifischen 
situation der besonders von gewalt bedrohten frauen gerecht werden zu 
können. wir unterstützen die einrichtung von gewaltpräventionsstellen für 
frauen mit behinderung in ganz bayern, die für die frauen beratung und Un-
terstützung an ihren wohn- und arbeitsorten ermöglichen.

einhergehend mit der Legalisierung und ausbreitung der Prostitution haben 
Zwangsprostitution und menschenhandel deutlich zugenommen. wir grü-
ne fordern für bessere polizeiliche und ordnungsrechtliche Kontrollen eine 
Konzessionspflicht für bordelle und eine meldepflicht für Prostituierte. wir 
wollen ausstiegshilfen unterstützen.

die bestehenden Konzepte von männlichkeit und weiblichkeit sind ein 
grund für die anhaltende gewalt von männern gegen frauen. in trennungs-
situationen sind frauen besonders gefährdet, opfer männlicher gewalt zu 
werden. deshalb werden wir über situationen, die für frauen besonders 
gefährlich sind, breit aufklären sowie geschlechtsspezifische Programme 
zur gewaltprävention ab dem Kindergartenalter auflegen.
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Anschluss erhalten – Breitbandausbau in der Fläche: die netzinfrastruk-
tur ist wesentlicher bestandteil für den ausbau der teilhabe und die förde-
rung der wissensgesellschaft. sie ist zu einem wesentlichen standortfaktor 
für viele Unternehmen geworden. der Zugang zu einer schnellen internet-
verbindung ist gerade im ländlichen raum in bayern noch immer schlecht. 
wir werden darum für eine flächendeckende breitbandversorgung sorgen, 
um Partizipation an der politischen und gesellschaftlichen digitalisierung 
zu gewährleisten. Kommunen, die von der investitionsbereitschaft privater 
anbieter abhängig wären, werden wir beim aufbau eigener netzwerkinfra-
struktur unterstützen. 

Open Source: immer noch wird es als selbstverständlich angesehen, die 
Quasi-monopole von computer-Plattformen und von standardsoftware in 
öffentlichen bereichen zu dulden. dabei existiert bereits seit  Jahrzehnten 
eine kreative und offene gemeinschaft, die sich für die entwicklung von 
software einsetzt, die den menschen die Unabhängigkeit von entscheidun-
gen marktbeherrschender software-anbieter ermöglicht. die nutzung von 
quelloffener software im öffentlichen Umfeld darf nicht durch diskriminie-
rende ausschreibungsbedingungen unmöglich gemacht werden, software-
schnittstellen und dokumentformate müssen offenen, diskriminierungs-
freien standards entsprechen, der staat darf die bürgerinnen mit seinen 
angeboten nicht zur nutzung einer bestimmten computer-Plattform nö-
tigen. staatlich beauftragte neuentwicklungen von software werden wir 
quelloffen realisieren und kollaborative weiterentwicklung fördern. freie 
und open-source-software werden wir in der Verwaltung vermehrt einset-
zen und ihre Verwendung in schulen, hochschulen und Kommunalverwal-
tungen fördern.

breitbanDausbau in Der fläche
die netzinfrastruktur ist wesentlich für teilhabe, wissensgesell-
schaft und Unternehmen. wir werden für eine flächendeckende 
breitbandversorgung vor allem im ländlichen raum sorgen. Kommu-
nen, die von der investitionsbereitschaft privater anbieter abhängig 
wären, werden wir beim aufbau eigener netzwerkinfrastruktur un-
terstützen.
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19. neue Demokratische strukturen  
für eine Digitale gesellschaft

die digitalisierung der welt ist die größte technologische revolution der 
letzten Jahre, die unsere gesellschaft bereits jetzt grundlegend verändert 
hat. datenschutz, netzneutralität, transparenz und teilhabe sind nur eini-
ge aspekte, die für die Zukunft von nachhaltiger bedeutung sind. bündnis 
90/die grünen stehen für eine digitale gesellschaft, welche die rechte 
der bürgerinnen in den Vordergrund stellt. das internet bietet die möglich-
keit, demokratische und bürgernahe Politik zu fördern. 

Offene Verwaltung und eGovernment: Zentrale bedeutung hat eine grund-
legende Veränderung der Verwaltungskultur. im mittelpunkt eines neuen 
selbstverständnisses der Verwaltung muss künftig der service-gedanke ste-
hen. engagierte bürgerinnen dürfen nicht als bremse oder als gegnerinnen 
abgetan werden. die digitalisierung soll den menschen zugute kommen. sie 
bietet die möglichkeit, Verwaltung einfach, offen und schneller umzusetzen. 
Unter berücksichtigung höchster datenschutzstandards sollen Verwaltungs-
fälle, wo immer möglich, auch ohne den gang aufs amt möglich sein. dies 
darf aber nicht dazu führen, dass menschen, die sich im Umgang mit den 
neuen medien unwohl fühlen, zur nutzung dieser gedrängt werden. stan-
dards für digitale barrierefreiheit müssen eingehalten und gegebenenfalls 
auch weiterentwickelt werden. mobile bürgerinnenämter können in ländli-
chen regionen den menschen weite fahrten zum amt ersparen.

Transparenz: der offene, freie Zugang zu informationen ist eine notwendige Vo-
raussetzung für das demokratische engagement und die politische beteiligung 
aller bürgerinnen. wir werden darum das amtsgeheimnis durch informations-
freiheit und transparenz ersetzen. nach hamburger Vorbild werden wir ein 
transparenzgesetz erlassen, so dass staat und Kommunen dokumente von öffent-
lichem interesse grundsätzlich der allgemeinheit zur Verfügung stellen müssen.

die öffentliche hand verfügt über eine reihe von daten, die von öffentli-
chem interesse sind, etwa Umwelt-, Verkehrs- und infrastrukturdaten. die-
se datenbestände sollen in einem zentralen datenregister kostenfrei und 
einfach zugänglich gemacht werden, um staatliche entscheidungen öffent-
lich überprüfbar zu machen und den menschen die kreativen Potenziale 
offener daten zur Verfügung zu stellen.
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20. meDienpolitik  
zukunftsfähig gestalten

Medienkompetenz ist ein eckpfeiler zur nutzung der digitalen welt und 
ermöglicht einen selbstbestimmten und freien Umgang mit der digitalen 
welt. hierbei ist es besonders wichtig, bereits Kindern und Jugendlichen 
ein werkzeug zu liefern, mit dem sie sich sicher und bedacht in der digita-
len welt zurechtfinden. wir werden generationsübergreifende medienbil-
dung und die einführung von medienpädgagogik in allen ausbildungsstät-
ten fördern und unterstützen. wir werden medienpädagogik in der schule 
und in der Lehrerinnenausbildung weiter ausbauen. die ausstattung der 
schulen mit medien (Pc, notebooks, white boards etc.) werden wir ver-
bessern. nur mit einer fundierten medienkompetenz ist eine stärkung der 
selbstbestimmung in der digitalen gesellschaft möglich. 

Gendergerechtigkeit kann insbesondere auch durch die mediale Vermitt-
lung der wirklichkeit entscheidend befördert oder behindert werden. ne-
ben der förderung der medienkompetenz auf seiten der nutzerinnen und 
nutzer aller altersstufen setzen wir grüne uns dafür ein, dass sowohl in 
den klassischen als auch in den digitalen medien diskriminierende rollen-
bilder und sexistische werbung auf anbieterinnenseite klarer als bisher 
geahndet werden. ergänzend zur strikten anwendung bestehender gesetze 
mit denen die verschiedenen formen von gewalt gegenüber frauen in den 
medien strafrechtlich verfolgt werden können, setzen wir grünen dabei 
auf die besetzung der Kontroll- und aufsichtsgremien nach genderprinzi-
pien. wir unterstützen die qualitative erforschung der Ursache und wir-
kung medialer diskriminierung von frauen durch die gesetzgebung. die 
branchenverbände der digitalen wirtschaft sind aufgerufen, entsprechende 
regelungen in ihre statuten aufzunehmen und damit verpflichtend auf ihre 
mitgliedsunternehmen einzuwirken.

Kindermedienschutz: der Kinderschutz im internet hat für uns grüne den 
gleichen stellenwert wie der schutz von Kindern im rundfunk und in der 
offline-welt – auch wenn eine analoge anwendung der „alten“ regelungen 
im internet nicht funktionieren kann. Potenziell gefährdende inhalte aus 
dem netz zu verbannen, ist der falsche weg, da das netz wie auch unsere 
reale welt nicht nur von Kindern bevölkert wird und wir auch offline die-
se inhalte nicht komplett verbieten, sondern maßnahmen ergreifen, um 
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Mehr Rechte für VerbraucherInnen ohne Einschränkung der persönli-
chen Freiheit: bei der strafverfolgung im internet gibt es neue heraus-
forderungen, denen wir mit der einrichtung einer speziellen strafverfol-
gungsbehörde, mit besonderer technischer fachkompetenz und großer 
sensibilität für den grundrechtsschutz gerecht werden wollen. auf der 
ebene der bundesgesetzgebung lehnen wir grünen die Vorratsdatenspei-
cherung, das heimliche ausforschen von computern (verharmlosend als 
online-durchsuchung bezeichnet) und anderer ermittlungsmethoden, die 
grundrechte unverhältnismäßig einschränken, ab.

die Reform des Urheberrechts durch neue bundesgesetze und veränderte 
internationale regelungen muss für uns grüne dem Leitmotiv folgen: wir 
wollen das Urheberrecht nicht auf Kosten einer gruppe reformieren, wir 
wollen alle mitnehmen und einen fairen interessensausgleich. wir wollen 
vergüten statt verfolgen.

Wir brauchen ein starkes Datenschutzrecht, das fit ist für die netz-
kommunikation des 21. Jahrhunderts und das die betroffenen als grund-
rechtsträgerinnen in den mittelpunkt stellt. das recht auf informationel-
le selbstbestimmung ist ein zentrales grundrecht. Um dieses zu schützen, 
werden wir die bayerischen gesetze entsprechend ändern, so dass persön-
liche daten nur mit Zustimmung der betroffenen und nur für einen konkre-
ten Zweck erhoben, weitergegeben und genutzt werden dürfen, so dass die 
betroffenen wissen können, wer welche daten über sie gespeichert hat. die 
Verfahren, mit denen persönliche daten verarbeitet werden, müssen künf-
tig von öffentlichen wie nicht-öffentlichen stellen veröffentlicht werden. die 
geplante zentrale schülerinnen-datenbank werden wir nicht einführen und 
die grenzen der Videoüberwachung im öffentlichen raum klarer formulie-
ren. wir werden die datenschutz-aufsichtsbehörden für den öffentlichen 
und den privaten bereich zusammenlegen und sie finanziell und personell 
deutlich verstärken. wir werden insgesamt das bayerische datenschutz-
gesetz zu einem Vorbild für ein modernes datenschutzrecht machen und 
uns im bundesrat entsprechend verhalten. dort wollen wir unter anderem 
mehr datenschutz bei arbeitnehmerinnen-daten, beim melderecht und bei 
neuen iP-adressen erreichen. auf europäischer ebene setzen wir uns für 
einheitliche mindeststandards ein. nur so ist internetfähiger datenschutz 
auch für bayern möglich.
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schwachen Zeiten und bei werbeeinbußen nicht geopfert werden. Um die 
Unabhängigkeit von redakteurinnen zu stärken, setzen wir uns für eine ein-
führung von redaktionsstatuten in den Zeitungsverlagen ein. darüber hin-
aus wollen wir die presserechtlichen offenlegungspflichten über die beteili-
gungsverhältnisse auch auf online-angebote ausweiten und konkretisieren. 
weitere instrumente zur förderung von medienvielfalt müssen entwickelt 
und geprüft werden, um sicherzustellen, dass sich gerade im lokalen und 
regionalen bereich keine informationsmonopole einzelner anbieterinnen 
verfestigen. wir unterstützen und fördern dabei insbesondere auch freie 
medien wie lokale und regionale bürgerinnenmedien, bloggerinnen, ra-
dios, filmemacherinnen, fotografinnen und autorinnen.
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Kinder zu schützen – ohne die freiheit der erwachsenen übermäßig einzu-
schränken. dabei kann es nicht allein um technische maßnahmen gehen, 
sondern es muss auch die medienkompetenz der Kinder sowie derer erzie-
hungsberechtigter geschult werden. bereits in der grundschule sind proble-
matische internetangebote fächerübergreifend sowohl mit den Kindern als 
auch mit den erziehungsberechtigten zu besprechen. 

Klassische Medien modern gestalten: rundfunk und Presse haben in 
unserer demokratie eine zentrale rolle. wir stellen die öffentlich-recht-
liche organisation des privaten rundfunks in bayern auf den Prüfstand. 
wir grüne werden die subventionierung des privaten rundfunks aus dem 
staatshaushalt in bayern beenden und nicht-kommerzielle bürgerinnenme-
dien fördern.

dem öffentlich-rechtlichen rundfunk kommt eine besondere aufgabe zu. 
sein Zweck ist es, mit seinen Programmen einen möglichst hohen öffent-
lichen wert für die demokratisch verfasste gesellschaft darzustellen. wir 
grüne wollen erreichen, dass das Programm nicht an der Quote ausgerich-
tet ist, sondern die Versorgung sämtlicher bevölkerungsgruppen gewähr-
leistet. diese Versorgung muss auch über das internet erfolgen können. die 
regelungen im rundfunkstaatsvertrag wollen wir grüne dahingehend än-
dern, dass die öffentlich-rechtlichen rundfunkanstalten ihr online-angebot 
nicht im derzeit vorgegeben maß einschränken müssen.

die Medienaufsicht obliegt beim öffentlich-rechtlichen rundfunk dem 
rundfunkrat des bayerischen rundfunk und beim privaten rundfunk dem 
medienrat der bayerischen Landesmedienanstalt.

wir werden die Zusammensetzung der beiden gremien ändern, so dass ein 
echter Querschnitt durch die gesellschaft gegeben ist und die staatsregie-
rung keinen bestimmenden einfluss ausüben kann. wir werden führungs-
positionen beim bayerischen rundfunk und bei der bayerischen Landesme-
dienanstalt öffentlich ausschreiben.

wir grüne setzen uns dafür ein, in der fläche eine qualitativ hochwerti-
ge lokale berichterstattung zu erhalten. wir fördern Vielfalt und Qualität 
der örtlichen und regionalen berichterstattung auf klassischen wie neuar-
tigen Verbreitungswegen. Qualitätsjournalismus und meinungsvielfalt müs-
sen in jedem fall gewährleistet werden und dürfen auch in wirtschaftlich 
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queere Lebensweisen und gegen homophobie und transphobie integrieren 
und staatlich unterstützen. die situation der schwulen, Lesben, bisexu-
ellen, transidenten, intersexuellen und Queers, die gerade im ländlichen 
raum kaum orte für eine beratung oder den sozialen austausch haben, 
wollen wir verbessern. wir werden für eine entsprechende einrichtung von 
außenstellen der Koordinationsstelle, auch und vor allem im ländlichen 
raum sorgen.

Queere Kinder und Jugendliche schützen: Kinder und Jugendliche in bay-
ern sind besonders starken belastungen ausgesetzt, sobald sie erkennen, 
dass sie nicht heterosexuell leben möchten. sie stehen unter einem enor-
men druck, sich an die vorherrschende heterosexuelle norm anzupassen 
und fürchten ausgrenzung und den Verlust ihres freundeskreises. gerade 
an schulen herrscht oft ein feindliches Klima gegenüber Jugendlichen, die 
nicht den bestehenden normen entsprechen. Lesbisch-/schwulsein, bise-
xualität, transidentität, intersexualität und Queerness sind in Kindergärten 
und schulen sowie in den einrichtungen der Jugend- und in der außerschu-
lischen bildungsarbeit offensiver als bisher zu behandeln. heterosexualität 
sollte nicht als die einzige oder als die wichtigste Lebens- und Liebensform, 
sondern als eine von vielen möglichkeiten gesehen werden. für uns grüne 
ist heterosexualität nicht die norm, sondern die Vielfalt an identitäten und 
Lebensweisen.

wir wollen die gesellschaft für queere Lebensformen sensibilisieren, sämt-
liche formen der ausgrenzung und der vorurteilsmotivierten gewalt be-
kämpfen und die Zivilgesellschaft in ihrem engagement für sexuelle Vielfalt 
unterstützen.

Akzeptanz lässt sich lernen: bildung spielt eine zentrale rolle für die ak-
zeptanz von Lebensweisen, die nicht der gängigen norm entsprechen. bis-
her werden queere Lebensweisen im schulunterricht oft nur in Verbindung 
mit geschlechtskrankheiten im sexualkundeunterricht behandelt. wir wer-
den die situation von menschen mit queeren Lebensformen und regenbo-
genfamilien als Querschnittsaufgabe verankern – in den Lehrplänen und in 
der Lehrerinnenfortbildung für alle Jahrgangsstufen. auch sollen alle schu-
len ansprechpartnerinnen für das thema benennen, die gleichgeschlecht-
lich orientierten schülerinnen orientierung und Unterstützung zum beispiel 
beim coming-out anbieten. 
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21. bayern unter Dem regenbogen

grüne Politik ist gleichstellungspolitik: Lesben, schwule, bisexuelle, 
transidentische und intersexuelle leben queere Lebensweisen. die quee-
re Lebenswirklichkeit ist durch eine Vielzahl an Lebensformen und iden-
titäten, aber auch durch die übernahme gegenseitiger Verantwortung 
gekennzeichnet. nach wie vor sind Lesben, schwule, bisexuelle, trans-
identische und intersexuelle in vielen Lebensbereichen jedoch diskrimi-
nierungen ausgesetzt – vom coming out als Jugendliche im ländlichen 
raum über das berufsleben bis zur Pflege. wir werden dafür sorgen, dass 
menschen mit ihren unterschiedlichen Vorstellungen und hintergründen, 
mit queeren identitäten und Lebensformen in bayern leben können – 
selbstbestimmt, gleichberechtigt und gleich geschätzt. wir werden unse-
re gesellschaft sensibilisieren, sämtliche formen der vorurteilsmotivier-
ten gewalt bekämpfen und bürgerschaftliches engagement für sexuelle 
Vielfalt unterstützen.

wir wollen die öffnung der ehe nach dem bgb und das adoptionsrecht 
für gleichgeschlechtliche Paare. als regierungspartei werden wir die Ver-
weigerungshaltung des freistaats beenden und aktiv für gleiche rechte für 
gleiche Liebe eintreten.

für eine erfolgreiche gleichstellungspolitik queerer Lebensweisen in bay-
ern sind strukturelle maßnahmen unerlässlich. wir werden eine bayeri-
sche Koordinierungsstelle für die gleichstellung von menschen mit quee-
ren Lebensweisen einrichten, angesiedelt bei der staatskanzlei. sie wird 
dafür zuständig sein, gleichstellungspolitik als besondere aufgabe und 
als Querschnittsaufgabe zu verankern, die vorhandenen angebote der 
verschiedenen träger zu koordinieren und die beratungssituation zu ver-
bessern.

bayern ist durch unterschiedliche Kulturen und durch den wechsel von 
städtischen und ländlichen strukturen geprägt. dieser Vorteil bayerns muss 
auch niederschlag in der Unterstützung der unterschiedlichen organisati-
onen und Vereine finden, die sich der gleichstellung von queeren Lebens-
weisen widmen. wir grüne werden in Zusammenarbeit mit der neu zu 
schaffenden Landeskoordinierungsstelle für strukturen sorgen, die die 
verschiedenen organisationen und Vereine in den Landesaktionsplan für 
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22. Wir förDern kunst unD kultur

Kunst ist eine art, sich mit der welt auseinanderzusetzen und sie zu ge-
stalten. Kunst und Kultur sind wesentlicher bestandteil unserer gesell-
schaft. wir wollen eine Kulturgesellschaft, die künstlerisches schaffen 
und kreative Vielfalt befördert. wer sein Leben und sein Lebensumfeld 
aktiv gestaltet, schafft sich seine heimat. damit alle daran teilhaben kön-
nen, muss der Zugang zu kultureller bildung und zu Kultureinrichtun-
gen für alle menschen, egal welcher herkunft, alters- und gesellschafts-
schicht, gewährleistet sein.

Kulturpolitik ist ein wichtiger faktor des gesellschaftlichen Lebens und des-
halb auch unverzichtbares element von nachhaltigkeitsprozessen auf al-
len politischen ebenen. Um „nachhaltige“ Kompetenzen in der breite zu 
fördern, muss Kultur in größere Zusammenhänge eingebettet werden, ins-
besondere in die stadtentwicklung. städtebauförderprogramme von bund 
und Ländern müssen stets kulturelle aufgaben berücksichtigen: den öffent-
lichen raum stärken, orte der begegnung der generationen und Kulturen 
schaffen, dazu angebote der gemeinsamen kreativen betätigung und des 
gemeinsamen erlebens, möglichkeiten des erholens und der entspannung 
in der nachbarschaft bieten und ein gefühl für den ort entwickeln, an dem 
man lebt. in diese integrierten Programme sollten die Kompetenzen der 
bürgerinnen und bürger mit einfließen. die stadt oder der stadtteil bieten 
identifikation und heimat für alle Lebensstile und eröffnen damit alterna-
tiven zum Konsumismus. nur durch gemeinsames, aktives gestalten der 
Lebenswirklichkeit vor ort, nicht durch den ausschließlichen bezug auf tra-
ditionen, kann raum für heimatgefühl entstehen.

Kulturelle Bildung trägt entscheidend zur entwicklung „nachhaltiger“ 
Kompetenzen bei. Kulturelle bildung muss endlich in der breite angeboten 
werden: entsprechende angebote sollen deshalb alle menschen – von der 
Kindertagesstätte bis ins hohe alter und unabhängig vom sozialen status – 
erreichen. wir stehen für ein ganzheitliches bildungssystem, in dem künst-
lerische fächer den gleichen stellenwert wie naturwissenschaften und 
sprachen haben und sich mit diesen wechselseitig ergänzen. grundsätz-
lich wollen wir bildungs-, Kultur- und sozialeinrichtungen stärker vernetzen 
und für freie träger öffnen. insbesondere in der ganztagsschule wollen wir 
die Kooperation mit kommunalen Kultureinrichtungen und Künstlerinnen 
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die finanzierung für fortbildungsmaßnahmen werden wir aufstocken, da-
mit das fachpersonal sensibilisiert und qualifiziert werden kann, um auf Ju-
gendliche entsprechend eingehen zu können. menschenfeindlichkeit gegen 
schwule, Lesben, bisexuelle, intersexuelle, transidentische unter Jugendli-
chen kann durch gezielte maßnahmen zur demokratie- und toleranzerzie-
hung bekämpft werden. dazu gehört auch das Verbot von hassmusik, in 
der zu diskriminierung und mord aufgerufen wird.

Mehrfachdiskriminierungen bekämpfen: Lesben sind doppelt benachtei-
ligt – als frauen und als menschen, die nicht in die heterosexuelle norm 
passen. sie sind überdurchschnittlich hoch von altersarmut betroffen – fol-
ge von Kindererziehungszeiten, minijobs und dem geschlechtsspezifischen 
arbeitsmarkt sowie der nach wie vor existierenden Lohnungleichheit bei 
frauen. sie sind weniger sichtbar in Politik und medien. wir grüne wer-
den für eine bessere Vernetzung zwischen den zielgruppenspezifischen be-
ratungsstellen sorgen. wir werden spezifische angebote und einrichtungen 
ermöglichen, um von mehrfachdiskriminierung betroffenen menschen – vor 
allem auch menschen queerer identität mit migrationshintergrund, mit be-
hinderung oder im alter – ein gleichberechtigtes Leben in unserer gesell-
schaft zu ermöglichen.

in vielen Ländern müssen schwule, Lesben, bisexuelle, transidentische 
und intersexuelle um Leib und Leben fürchten oder werden massiv unter-
drückt. wir grünen werden die richtlinien zur anerkennung von asylbe-
werberinnen und -bewerbern ändern, um menschen, die aufgrund ihrer 
queeren Lebensweise verfolgt werden, vorbehaltlos in bayern aufzuneh-
men und ihnen schutz zu gewähren.

Demokratie- unD toleranzerziehung
wir wollen queere Kinder und Jugendliche unterstützen und schüt-
zen. demokratie- und toleranzerziehung ist wichtig, um menschen-
feindlichkeit und homophobe gewalt zu bekämpfen. wir werden die 
finanzierung aufstocken, vor allem für fortbildungsmaßnahmen für 
Lehrerinnen. 
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freie szene und integrative, translokale Projekte unterstützen. wir werden 
die massive Unterbezahlung der beschäftigten im theaterbereich bekämp-
fen. bei neu zu besetzenden intendanzen fordern wir mehr transparenz bei 
der auswahl sowie öffentliche ausschreibungen. 

Bildende Kunst: bildende Künstlerinnen werden für die Präsentation ihrer 
werke nicht direkt entlohnt. sie sollten für ausstellungen in museen ein an-
gemessenes honorar erhalten.

die Vielfalt und dichte der Kulturangebote werden wir erhalten und aus-
bauen. dies gilt für musik (insbesondere für Livemusik-spielstätten), thea-
ter und alle anderen formen der Kulturangebote. hier werden wir regional 
spezifisch fördern. 

die entscheidung über den bau von kulturpolitischen Prestigeprojekten, 
wie den münchner oder nürnberger Konzertsaal, werden wir in ein gesamt-
bayerisches Kulturkonzept einbetten. Priorität haben dabei der sanierungs- 
und investitionsbedarf bereits bestehender öffentlicher Kultureinrichtun-
gen sowie die regionale ausgewogenheit.

Kulturelle bildungsarbeit in bayern findet oft auf dem rücken von müttern 
und frauen statt. ihr ehrenamtliches engagement darf nicht als alibi die-
nen, um das große defizit an professionellen kulturellen bildungsangebo-
ten auszugleichen.

lanDesentWicklungsplan kultur
wir wollen eine Kulturgesellschaft, die künstlerisches schaffen und 
kreative Vielfalt befördert. wer sein Leben und sein Lebensumfeld 
aktiv gestaltet, schafft sich seine heimat. damit alle daran teilhaben 
können, muss der Zugang zu kultureller bildung und zu Kultureinrich-
tungen für alle menschen, unabhängig von herkunft, alter und gesell-
schaftsschicht, gewährleistet sein. Um dies zu erreichen, werden wir 
mit den Kunst- und Kulturschaffenden einen dialogprozess über die 
Ziele bayerischer Kulturpolitik organisieren und einen Landesentwick-
lungsplan Kultur erstellen.
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fördern. wir fordern darüber hinaus eine angemessene entlohnung der 
Lehrkräfte im bereich kultureller bildung und an den hochschulen für mu-
sik- und theater sowie eine übernahme in feste arbeitsverhältnisse. als 
interdisziplinäre schnittstelle zwischen Kultus-, sozial- und staatsministeri-
um für wissenschaft, forschung und Kunst wollen wir eine Koordinations-
stelle „Kulturelle bildung“ einrichten. 

Soziokultur ist unverzichtbar, wir werden die kulturelle infrastruktur aus 
Kulturläden, Jugendzentren, ateliers, Proberäumen, theatern, aufführungs- 
und ausstellungsorten erhalten und ausbauen. durch den strukturwandel 
brachliegende flächen und gebäude sollten dauerhaft oder temporär für 
kulturelle aktivitäten genutzt werden. Unser Ziel ist es, breiten bevölke-
rungsschichten die aktive teilhabe am kulturellen und politischen Leben 
vor ort zu ermöglichen.

wir werden gezielt Jugendkulturprojekte fördern. Jugendkultur ist eine 
ganz eigenständige Kultur, die oft traditionelle Pfade verlässt und neue we-
ge beschreitet, gelegentlich auch grenzen überschreitet. wir setzen uns 
dafür ein, dass Jugend ihre eigene Kultur leben kann und die dafür notwen-
digen freiräume, orte und mittel erhält.

Kulturföderalismus – für selbstbewusste Kulturen der Regionen: die 
grünen stehen für eine vielfältige Kultur der regionen. sie entspricht am 
ehesten dem ideal einer demokratischen und pluralistischen gesellschaft. 
ferner ermöglichen regionale Kulturangebote die identifikation mit dem 
ort. dies gilt insbesondere auch für dialekte, die nicht aus dem öffentlichen 
raum verdrängt werden dürfen. den für die förderung von Projekten und 
initiativen ausgelegten Kulturfonds halten wir für ein gutes mittel, Kultur in 
allen regionen zu fördern. wir werden ihn zu einem modernen, verlässli-
chen, befristeten und transparenten förderinstrument im regulären haus-
halt weiterentwickeln. dort wo Landesmittel in die Kulturförderung fließen, 
sollen diese mittel geschlechtergerecht verteilt werden.

wir wollen Kreativ-gründerinnen-Zentren fördern und Kunst- und Kultur-
zentren als experimentierfeld für lokale Kreative unterstützen. 

Musik-, Tanz- und Sprechtheater: theater bilden, spiegeln die Vielfalt der 
gesellschaft wider und sind wichtige direkte und indirekte arbeitgeber in 
der region. deshalb wollen wir neben institutionalisierten theatern die 
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23. asyl- unD flüchtlingspolitik:  
von Der abschreckungskultur  

zu einer kultur Der anerkennung

auf der ganzen welt sind menschen auf der flucht und suchen schutz. nur 
ein bruchteil davon kommt nach bayern. trotz geringster anerkennungs-
quoten und abschreckender rahmenbedingungen bleiben viele menschen 
hier. in ihre heimat können sie aufgrund von bürgerkriegen und persönli-
cher Verfolgung nicht zurückkehren. sie bleiben hier, da sie gewalt, folter 
und inhaftierungen in ihrem heimatland befürchten müssen. Kurzum: sie 
suchen schutz in bayern. 

wir grüne stehen für eine humane asyl- und flüchtlingspolitik, in de-
ren mittelpunkt die würde des menschen steht. eine flüchtlingspolitik, 
die sich an unseren demokratischen grundwerten, unserem kulturellen 
selbstverständnis und unserer historisch bedingten Verantwortung gegen-
über flüchtlingen und der welt orientiert. flüchtlinge sind eigenständige 
und selbstverantwortliche menschen, die ihr Leben selbst und ohne staat-
liche Unterstützung gestalten wollen und das recht auf eine freie entfal-
tung in diesem Land haben. asyl- und flüchtlingspolitik ist in erster Linie 
hilfe zur selbsthilfe. sie muss schutz, betreuung, Unterstützung und die 
rahmenbedingungen für ein menschenwürdiges Leben schaffen. sie muss 
darauf abzielen, die ressourcen und eigenkräfte von asylsuchenden und 
flüchtlingen zu stärken. Ziel unserer asyl- und flüchtlingspolitik ist es, 
menschen, die bei uns schutz suchen, eine Lebensperspektive zu ermögli-
chen. die würde des menschen ist unantastbar: dies gilt auch und gerade 
für flüchtlinge.

Willkommen in Bayern: Für eine menschenwürdige Ausgestaltung der 
Erstaufnahme. wir werden die aufnahmeeinrichtungen für die Unterbrin-
gung von asylsuchenden so umgestalten, dass auch bei plötzlich anstei-
genden flüchtlingszahlen eine menschenwürdige Unterbringung und be-
treuung gewährleistet ist. frauen und familien und besonders verletzbare 
gruppen werden wir gesondert unterbringen. gerade frauen sind häufig, 
auch auf grund sexualisierter gewalt physisch und psychisch trauma-
tisiert. auch den speziellen bedürfnissen der von genitalverstümmelung 
betroffenen muss rechnung getragen werden: hier ist schnelle und unbü-
rokratische medizinische hilfe notwendig. wir werden mindeststandards 
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Museen: nichtstaatliche museen sind ein zentraler bestandteil der baye-
rischen museumslandschaft. mindestens zehn Prozent der museumsaus-
gaben sollten deshalb für nichtstaatliche museen bereit gehalten werden. 
einen schwerpunkt der staatlichen förderung werden wir auf museumspä-
dagogik und den austausch der museen untereinander und mit externen 
legen.

Filmpolitik: die filmpolitik wollen wir wieder im Kulturministerium an-
siedeln und den film- und tV-standort bayern weiterentwickeln. wir un-
terstützen initiativen wie den fff bayern, das filmbüro franken oder die 
münchner filmwerkstatt, die einen wichtigen beitrag für eine nachhaltige 
entwicklung der hier ansässigen filmszene leisten. öffentlich-private-Part-
nerschaften (PPP) für die aus- und weiterbildung sowie privatwirtschaftli-
che ausbildungsmodelle lehnen wir ab. die festivallandschaft wollen wir 
weiterentwickeln – insbesondere die festivals für Kurz- und dokumentar-
filme sowie solche mit regionalem oder thematischem schwerpunkt. denn 
festivals bieten auch nicht-kommerziellen filmen eine Plattform und ha-
ben im ländlichen raum – zum beispiel im östlichen grenzland – eine wich-
tige strukturpolitische bedeutung. ferner wollen wir die dichte von film-
kunsttheatern erhöhen. hier hat bayern erheblichen nachholbedarf. bei der 
voranschreitenden digitalisierung der Kinos setzen wir auf open-source-
Lösungen.

Zeitgenössische Kunst muss raus aus dem schattendasein: Plattformen 
und Unterstützungsangebote für zeitgenössische Kunstformen wie rock, 
Pop, Jazz, elektronische musik, hip hop und street art sind in bayern rar. 
wir streben eine gleichmäßigere förderung aller Kunstformen an. Kunst 
gehört ins alltägliche Leben und nicht nur ins museum oder in den Kon-
zertsaal. beratungsangebote für Kunstschaffende wollen wir ausbauen. da-
rüber hinaus werden wir Jugendkulturprojekte fördern und uns für die not-
wendigen mittel und freiräume einsetzen, damit Jugendliche ihre eigene 
Kultur leben und gestalten können.

GRÜNE bayerische Kulturpolitik im Ausland trägt der Pluralität der baye-
rischen Kulturlandschaft rechnung und berücksichtigt alle kulturellen aus-
drucksformen. sie dient primär der Verständigung und dem besseren Ken-
nenlernen anderer Länder und somit einer nachhaltigen friedenspolitik.
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wir werden die Un-Kinderrechtskonvention vorbehaltlos umsetzen. das 
Kindeswohl ist Leitlinie für jedes staatliche handeln. dies gilt auch für min-
derjährige flüchtlinge. 

Jugendämter in bayern werden durch geeignete maßnahme für den notwendi-
gen Umgang mit dieser besonders schutzwürdigen gruppe sensibilisiert. bei 
der altersfestsetzung wird künftig den angaben der Jugendlichen, ggf. unter 
Vorlage von dokumenten oder Zeugenaussagen, grundsätzlich glauben ge-
schenkt. methoden wie handwurzelröntgen zur altersfeststellung werden künf-
tig nicht mehr angewendet. es wird geprüft, ob altersfestsetzungsverfahren 
beim zuständigen familiengericht angesiedelt werden können. Und es wird si-
chergestellt, dass diese Verfahren nach rechtsstaatlichen grundsätzen erfolgen. 

für alle Kinder und Jugendliche wird künftig gelten: Keine rückführung, 
keine abschiebehaft.

für alle minderjährigen asylsuchende, die ohne eltern nach bayern kom-
men, werden wir clearingeinrichtungen mit ausreichenden Kapazitäten 
schaffen. alle unbegleiteten minderjährigen werden bereits vor asylan-
tragsstellung einen Vormund erhalten.

Abschiebehaft als mittel zur sicherung der ausreise hat traumatisierende 
auswirkungen auf die betroffene Person und ist deshalb abzuschaffen. die 
freiheit ist ein besonders hohes rechtsgut. wir setzen uns perspektivisch 
für die abschaffung der abschiebe- und rückführungshaft ein und werden 
umgehend die bedingungen verbessern. es darf keine abschiebungen in Kri-
senstaaten geben. 
 
gleichzeitig stellen wir uns gegen die immer stärkere abschottung europas und 
die wachsende militärische aufrüstung an den eU-außengrenzen. wir fordern 
einen unkomplizierten Verfahrenszugang für schutzsuchende an den europäi-
schen grenzen, faire asylverfahren, den ausbau von resettlement-Programmen 
auch in bayern und deutschland sowie eine reform der dublin-Verordnung, da-
mit die bedürfnisse der einzelnen menschen endlich eine größere rolle spielen 
als abstrakte Zuständigkeitskriterien. die eU benötigt zudem eine strengere 
und konsequentere Kontrolle der achtung von menschenrechten in der arbeit 
nationaler grenzschützerinnen und der eU-grenzschutzagentur fronteX. Un-
ter einer regierung mit grüner beteiligung wird sich bayern für die schaffung 
einer großzügigen altfallregelung für langjährig geduldete engagieren.
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bezüglich ausstattung und räumlichkeiten festlegen, die sozialberatung 
aufstocken und Zugang zu einer kostenlosen rechtsberatung gewährleis-
ten. traumatisierungen müssen frühzeitig erkannt und behandelt werden. 
asylsuchende sollen möglichst schnell aus der erstaufnahmeeinrichtung 
entlassen werden. 

Zur Verbesserung der struktur in der flüchtlingsarbeit werden wir den bay-
erischen flüchtlingsrat und regionale flüchtlingsorganisationen in bayern 
angemessen fördern.

Private Wohnungen statt Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünf-
ten. die Unterbringung in gemeinschaftsunterkünften wird künftig nur ei-
ne übergangslösung sein und auf maximal ein Jahr begrenzt. wir werden 
die flüchtlinge bei der suche nach privaten wohnungen unterstützen. 
besonders verletzbare gruppen werden wir nicht in gemeinschaftsunter-
künften unterbringen, sondern in ihrem bedarf entsprechenden einrich-
tungen. dabei werden wir uns an ideen wie etwa dem coburger modell 
orientieren.

wir werden den bayerischen sonderweg bei der Versorgung der flücht-
linge beenden. ein menschenwürdiges existenzminimum heißt: bargeld 
statt sachleistungen, wohnungen statt gemeinschaftsunterkünfte, bewe-
gungsfreiheit statt residenzpflicht, freier Zugang zu sprachkursen, ausbil-
dung und arbeit. Kurz: teilhabe statt ausgrenzung. wir werden die asyl-
sozialberatung aufstocken und landesweit sicherstellen. die medizinische 
und therapeutische Versorgung der asylsuchenden werden wir verbes-
sern und wollen sie auf das niveau der Versorgung deutscher staatsan-
gehöriger heben.

menschenWürDige flüchtlingspolitik
wir grüne stehen für die achtung der würde der flüchtlinge. wir wer-
den den bayerischen sonderweg bei ihrer Versorgung beenden. das 
heißt: bargeld statt sachleistungen, wohnungen statt gemeinschafts-
unterkünften, bewegungsfreiheit statt residenzpflicht, freier Zugang 
zu sprachkursen, ausbildung und arbeit sowie perspektivisch die ab-
schaffung der abschiebehaft in ihrer jetzigen form.
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offenheit, toleranz, respekt und Veränderungsbereitschaft der menschen 
mit und ohne migrationshintergrund sind für ein gutes Zusammenleben un-
erlässlich. diskriminierungen werden nicht toleriert. durch Zuwanderung 
entstandene Konflikte, ängste und Verunsicherungen müssen ernst genom-
men und auf demokratische art und weise gelöst werden. aufklärung über 
und sensibilisierung für die unterschiedlichen herkunftskulturen, werte 
und traditionen spielen dabei eine wichtige rolle.

anerkennung und wertschätzung von Vielfalt und individuellen Unterschie-
den sind Leitbild einer modernen teilhabe- und integrationspolitik. grund-
lage unseres Zusammenlebens sind die werte unserer Verfassung. auf die-
ser basis wollen wir allen den gleichen Zugang zu den gesellschaftlichen 
ressourcen ermöglichen. es müssen die Voraussetzungen dafür schaffen 
werden, dass sich jeder unabhängig von herkunft, religionszugehörigkeit 
oder aufenthaltsstatus entsprechend seiner individuellen fähigkeiten ent-
falten und in die gesellschaft einbringen kann. 

eine besondere herausforderung besteht in der heterogenität der Zuwan-
derungsgesellschaft: diese und die verschiedenen Lebenslagen der men-
schen mit migrationshintergrund, der frauen, Kinder und Jugendlichen so-
wie der älteren menschen oder der menschen mit behinderung, werden wir 
bei allen konzeptionellen entwicklungen und entscheidungen berücksich-
tigen. alle integrationsmaßnahmen gelten auch für menschen mit unsiche-
rem aufenthaltsstatus.

gesellschaftliche teilhabe und integration bedeuten weder die Leugnung 
der eigenen herkunft noch die vollständige anpassung an Kultur und tra-
dition der Zuwanderungsgesellschaft. Vielmehr lässt gelingende integrati-
on raum für kulturelle Unterschiede. menschen mit migrationshintergrund 
werden in ihrem Prozess unterstützt, sich individuell eine neue identität 
in der auseinandersetzung sowohl mit ihrer herkunftskultur als auch der 
„aufnahmekultur“ zu schaffen. wir unterstützen frauen in ihrem Kampf 
um gleichberechtigung und selbstbestimmung. frauen spielen für den in-
tegrationsprozess eine zentrale rolle. wir unterstützen maßnahmen, die 
dies berücksichtigen und hier ansetzen. das sind insbesondere Projekte, 
die frauen stärken und hürden für gesellschaftliche teilhabe abbauen: z.b. 
sprachlernprogramme, wie „mama lernt deutsch“, eltern- und famlien-
bildung und gesundheitskurse, aber auch die Unterstützung von sozialen 
netzwerken von migrantinnen.
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24. integration beWegt: Wir sichern  
gesellschaftliche teilhabe für alle

bayern ist und bleibt ein einwanderungsland: rund 2,47 millionen men-
schen in bayern haben einen migrationshintergrund, dass ist nahezu jede 
fünfte Person. bayern profitiert von einwanderung und wird sie auch zu-
künftig brauchen. sie ist bereicherung, aufgabe und chance zugleich.

Um diesen Veränderungen gerecht zu werden, brauchen wir eine willkom-
menskultur, ein klares bekenntnis zur einwanderung sowie die gesellschaft-
liche ächtung von fremdenfeindlichkeit und rassismus. integration ist eine 
gesamtgesellschaftliche aufgabe. wir müssen daran arbeiten, benachteili-
gung abzubauen und die vielfältigen aufgaben, die sich der integration in 
bayern stellen, zu bewältigen.

wir werden ein bayerisches integrations- und teilhabegesetz verabschie-
den, um eine entsprechende infrastruktur aufzubauen und die förderung 
von teilhabe und integration als eigenthema und als Querschnittsthema 
festzuschreiben. es soll eine vorausschauende, aktivierende und unterstüt-
zende integrationspolitik für alle generationen ermöglicht werden, die den 
sozialen Zusammenhalt in der gesellschaft sichert und dem auseinander-
driften präventiv begegnet. integration ist keine einseitige forderung an 
menschen mit migrationshintergrund, sondern die gemeinschaftliche auf-
gabe der ganzen gesellschaft. eine wesentliche Voraussetzung für gleich-
berechtigte teilhabe ist der abbau struktureller Zugangsbarrieren und be-
nachteiligungen. 

gesellschaftliche teilhabe für alle
wir werden ein bayerisches integrations- und teilhabegesetz verab-
schieden, um allen menschen in bayern gleiche chancen zu sichern. 
dieses gesetz wird den Kommunen bei der integration von Zuwan-
derinnen und menschen mit migrationshintergrund helfen durch die 
einrichtung kommunaler integrationszentren und ein diese unterstüt-
zendes Landeskompetenzzentrum. wir werden den Landesintegrations-
beauftragten stärken sowie einen Landesintegrationsbeirat einführen.
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rassismus und mehrfachdiskriminierungen aufgrund des geschlechts, der 
sexuellen identität, behinderung oder alter bzw. aufgrund unterschiedli-
cher Lebensformen, Lebenswelten und sozialer netzwerke erweitern. 

einbürgerung schafft die Voraussetzung für die vollständige politische Par-
tizipation, trägt zur identifikation mit dem demokratischen gemeinwesen 
bei und stärkt das Zusammengehörigkeitsgefühl der menschen. deshalb 
muss die einbürgerung erleichtert werden. auf kommunaler ebene sind die 
mitwirkungsrechte von drittstaatsangehörigen zu stärken. darüber hinaus 
sind in gemeinden ab 20.000 einwohnerinnen integrationsräte als inter-
essenvertretungen der ausländischen und eingebürgerten einwohnerinnen 
einzurichten. dies gilt ebenso für die Landkreise. 

wir fordern die einführung des wahlrechts auch für staatsangehörige aus 
nicht-eU-staaten, die in deutschland ihren Lebensmittelpunkt begründet 
haben und mit uns die gesellschaft weiter gestalten wollen.

nach dem Vorbild von nordrhein-westfalen wird in bayern künftig ein 
netzwerk an Kommunalen integrationszentren errichtet, um leistungsfä-
hige strukturen für integrationsarbeit auf kommunaler ebene zu schaffen 
und zu stärken. die Kommunalen integrationszentren unterstützen, beraten 
und vernetzen wichtige ämter und dienststellen wie zum beispiel wirt-
schaftsförderung, Jugendämter, stadtentwicklung oder ausländerbehörde, 
schulen und andere bildungseinrichtungen, Kindertageseinrichtungen, trä-
ger der Kinder- und Jugendhilfe sowie weitere regionale einrichtungen und 
organisationen. 

mit den Kommunalen integrationszentren werden langfristig strukturen 
geschaffen, die vor allem die bildungschancen für Kinder und Jugendliche 
mit migrationshintergrund verbessern und deren gesellschaftliche teilha-
be auf allen ebenen stärken. die Kommunalen integrationszentren koope-
rieren mit den gewachsenen integrationsstrukturen und integrationspoli-
tisch relevanten akteuren wie zum beispiel den einrichtungen der freien 
wohlfahrtspflege und anderen nicht-staatlichen organisationen. die Vo-
raussetzungen für eine förderung von kommunalen integrationszentren 
werden in einer förderrichtlinie geregelt. die entscheidung über die ein-
richtung eines Kommunalen integrationszentrums liegt bei dem jeweiligen 
Kreis bzw. der kreisfreien stadt. integrationszentren können auch in in-
terkommunaler Zusammenarbeit errichtet werden. für die Koordinierung, 
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Um in gesellschaft und wirtschaft gleichberechtigt mitwirken zu können, 
sind sprachkenntnisse in deutsch erforderlich. darum fördern wir sprach-
kurse für alle altersgruppen, für neu Zugewanderte sowie für schon lang in 
deutschland Lebende. die förderung von Zweisprachigkeit und bikulturel-
lem wissen, auch für deutsche staatsbürgerinnen ohne migrationshinter-
grund, ist für die gestaltung der einwanderungsgesellschaft eine wichtige 
ressource. das gesellschaftliche engagement in sportvereinen, Kulturiniti-
ativen und migrantinnenselbstorganisationen spielt eine zentrale rolle für 
den erfolg von integration. entsprechende förderprogramme werden dar-
auf abzielen, das bürgerschaftliche engagement von und für menschen mit 
migrationshintergrund zu unterstützen und zu stärken.

der fiktion, die deutsche staatsangehörigkeit sei etwas so Kostbares, dass 
man auf alle anderen staatsbürgerschaften neben ihr verzichten müsse, 
setzen wir gezielt ein modernes Verständnis von staatsangehörigkeit in ei-
ner globalisierten welt entgegen. besonders junge menschen sollten nicht 
gezwungen werden, sich zwischen der staatsangehörigkeit des Landes, in 
dem sie aufgewachsen sind und leben, und der staatsbürgerschaft ihrer 
eltern zu entscheiden. wir fordern die abschaffung des optionszwangs.

angesichts der komplexen herausforderungen von integrationspolitik wird das 
amt der bzw. des Landesbeauftragten für integrationsfragen aufgewertet und 
in seinen rechten gestärkt werden. als interessenvertretung auf Landesebene 
wird ein interkulturell zusammengesetzter Landesbeirat für integrationsfragen 
mit beratender funktion installiert. neben einer geschlechterparitätischen be-
setzung muss mindestens die hälfte der mitglieder einen migrationshinter-
grund haben. in den Landesbeirat sollen die praktischen erfahrungen vor ort 
und die interessen unterschiedlichster gruppen einfließen. integrationspoli-
tisch relevante Landesgremien werden wir interkulturell öffnen. der öffentli-
che dienst muss die veränderte gesellschaftliche realität widerspiegeln. men-
schen mit migrationshintergrund sind hier eklatant unterrepräsentiert. wir 
setzen uns dafür ein, dass deren anteil erhöht wird und die Zusammensetzung 
des öffentlichen dienstes dem Querschnitt der bevölkerung entspricht. dies 
trägt zu einem kompetenten Umgang mit Vielfalt und zur identifikation der be-
völkerung mit migrationshintergrund mit staatlichen stellen bei. 

interkulturelle Kompetenz werden wir in allen landesrechtlich geregelten 
aus-, fort- und weiterbildungsmaßnahmen verankern und um den as-
pekt der sensibilisierung gegenüber jeglicher form von diskriminierung, 
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und rassismus sowie jeglicher form der diskriminierung, die Unterstüt-
zung von ausländischen flüchtlingen sowie die Verbesserung des Zugangs 
zu ausbildung und arbeitsmarkt – auch durch eine vereinfachte anerken-
nung der im ausland erworbenen Qualifikationen. inhaberinnen ordentlich 
erworbener ausländischer hochschulgrade wollen wir die führung entspre-
chender deutscher grade unbürokratisch ermöglichen und die regelung im 
bayerischen hochschulgesetz dahingehend ändern. 

seit monaten gehen Vertreterinnen der Union, vor allem aber csU-Politi-
kerinnen mit vorurteilsbehafteter Klischeepolitik gegen roma aus Ländern 
wie bulgarien oder rumänien vor und spielen damit den rechtsextremen 
bereitwillig in die Karten. den roma-feindlichen äußerungen stellen wir 
eine sachliche, realitätsnahe Politik entgegen. wir grüne nehmen die be-
stehenden schwierigkeiten ernst, reagieren aber nicht mit abschottungsru-
fen und populistischen reflexen, sondern mit pragmatischen Vorschlägen. 
deutschland und bayern haben eine regierung verdient, die gemeinsam 
mit städten, Kommunen und zivilgesellschaftlichen Verbänden eine allum-
fassende integrationsstrategie ausarbeitet, die alle ansichten und bedenken 
einbezieht. die von schwarz-gelb regelrecht boykottierte eU-roma-strate-
gie muss endlich auch in deutschland ernst genommen und umgesetzt, die 
von der eU gebotenen finanziellen möglichkeiten zur integrationsförderung 
ausgeschöpft werden. die forderungen der csU stellen wir als das bloß, 
was sie in wahrheit sind: gefährliche ablenkungsversuche von der eigenen 
Untätigkeit im bereich migration und flucht.
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fachliche beratung und weiterentwicklung der Kommunalen integrati-
onszentren wird ein Landeskompetenzzentrum für integration und teil-
habe gegründet. 

bildung und arbeit sind wesentliche Voraussetzungen, damit gesellschaft-
liche teilhabe und integration gelingen. bildung bietet entwicklungs- und 
aufstiegsmöglichkeiten und schafft die Voraussetzungen für gesellschaftli-
che durchlässigkeit. teilhabe am arbeitsleben kann das selbstwertgefühl 
heben und solidarität und identifikation fördern. menschen mit migrations-
hintergrund sind außerdem ein wichtiges fachkräfte-Potenzial und damit 
auch in wirtschaftlicher hinsicht eine bereicherung für unsere gesellschaft. 
insbesondere Zweisprachigkeit und das Verständnis für kulturell geprägte 
Verhaltensweisen und orientierungen bieten chancen für gesellschaft, ar-
beitsmarkt und wirtschaft. 

Zur integration gehört auch die möglichkeit, eine familie zu gründen und 
familienleben zu gestalten. wir lehnen deshalb beschränkungen des fa-
miliennachzugs ab. nachziehende familienangehörige müssen in deutsch-
land die möglichkeit bekommen, die deutsche sprache zu erlernen – ent-
sprechende sprachkenntnisse dürfen aber nicht die Voraussetzung für 
einen familiennachzug sein. Unnötige bürokratische schranken bei der Vi-
saerteilung für familienmitglieder sind abzubauen.

trotz aller bemühungen, das aufenthaltsrecht inklusiv zu gestalten, wird es 
gleichzeitig immer menschen geben, die ohne aufenthaltsrecht in deutsch-
land leben. diesem sachverhalt muss sich die Politik ohne ideologische 
scheuklappen stellen. auch ohne status müssen menschen in der Lage 
sein, ihre grundlegenden menschenrechte wie bildung, gesundheit, woh-
nung und soziale hilfe in anspruch zu nehmen. dafür bedarf es auch unab-
hängiger beratungsstellen, an die sie sich vertrauensvoll und angstfrei wen-
den können. diese beratungsstellen erfüllen eine wichtige soziale aufgabe 
und müssen daher öffentliche förderung erhalten.

Um den anforderungen einer modernen integrations- und teilhabepoli-
tik gerecht zu werden, werden wir geeignete Projekte und angebote freier 
träger unterstützen. Zentrale handlungsfelder staatlicher förderung sollen 
sein: u.a. sozialraumorientierte arbeit, die stärkung der erziehungs- und 
bildungskompetenz von Zuwandererfamilien, die interkulturelle öffnung, 
bürgerschaftliches engagement, die bekämpfung von fremdenfeindlichkeit 
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dieser grundsatz der gleichbehandlung der religionen ist für uns auch bei 
der künftigen gestaltung des religionsunterrichts in den schulen wichtig. 
dazu bedarf es auch der einführung eines dem christlichen religionsunter-
richts entsprechenden islamischen religionsunterrichts an unseren schulen 
in deutscher sprache und durch in deutschland ausgebildete Lehrkräfte. 
hier handelt es sich um die Umsetzung eines verfassungsrechtlichen an-
spruchs auf religiöse gleichstellung. wir wollen eine debatte über die bay-
erische Verfassung anstoßen, mit dem Ziel, die Prinzipien der religionsfrei-
heit und der gleichstellung der religionen zu stärken.
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25. Wir gestalten Das verhältnis von 
kirche unD staat neu 

bündnis 90/die grünen bekennen sich zur religionsfreiheit und wollen 
sowohl die positive religionsfreiheit als auch die negative religionsfreiheit 
schützen und durchsetzen. wir setzen uns also sowohl für das recht jedes 
menschen ein, aktiv eine religion auszuüben als auch für das recht, nicht 
ungewollt religiös vereinnahmt zu werden. dieses nebeneinander kann nur 
gelingen, wenn alle seiten bereit sind, die nötige toleranz aufzubringen. wir 
unterstützen die trennung von Kirche und staat. die erreichte trennung ist 
eine grundlegende Voraussetzung für die positive rolle von Kirchen- und re-
ligionsgemeinschaften als wichtigen Kräften der Zivilgesellschaft.

mit den christlichen Kirchen teilen wir insbesondere in bereichen wie Um-
weltschutz, friedenspolitik, eintreten für die schwachen und armen welt-
weit und in unserer gesellschaft und schutz der flüchtlinge gemeinsame 
werte.

die traditionelle religiöse Landschaft bayerns befindet sich in einem fort-
schreitenden wandel. neben Katholikinnen und Protestantinnen leben 
heute viele muslima und viele muslime in bayern, in zahlreichen städten 
leben die jüdischen gemeinden wieder auf. inzwischen gehört mehr als ein 
Viertel der bevölkerung des freistaats entweder einer der weiteren religi-
onsgemeinschaften an oder versteht sich als konfessionslos. 

da sich die gesellschaft und die religiöse Landschaft zunehmend verän-
dern, werden wir Verhandlungen mit den Kirchen beginnen, um zu über-
prüfen, ob die rechtlichen rahmenbedingungen noch zeitgemäß sind. ins-
besondere die sogenannten Konkordatslehrstühle und die regelung, dass 
die staatsregierung der wahl von bischöfen zustimmen muss, sowie die 
nicht zweckgebundenen staatlichen Leistungen an die Kirchen wollen wir 
nach möglichkeit beenden. Zweckgebundene Leistungen, wie beispielswei-
se für Krankenhäuser, Kindergärten und schulen, wollen wir nicht antasten. 
das kirchliche arbeitsrecht bedeutet für arbeitnehmerinnen bei kirchlichen 
anstellungsträgern oft eine schlechterstellung. wir wollen daher, dass alle 
mitarbeiterinnen in kirchlichen einrichtungen, außerhalb der wortverkün-
dung und seelsorge die gleichen rechte bekommen wie andere arbeitneh-
merinnen auch.
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erfüllen mit ihrem zumeist präventiven charakter eine gesamtgesellschaft-
liche und volkswirtschaftliche funktion: defizite werden frühzeitig er-
kannt und behoben, z.b. durch schulsozialarbeit, die dafür sorgt, dass 
mehr schülerinnen und schüler einen qualifizierten schulabschluss und 
damit höhere chancen auf ein eigenes einkommen bekommen. dadurch 
werden gleichzeitig folgekosten für den staatshaushalt reduziert. auch die 
inklusion ist ein wichtiger baustein für soziale gerechtigkeit und geht uns 
als eine gesamtgesellschaftliche aufgabe alle an, in den schulen und den 
hochschulen. 

bis 2020 ist mit einem deutlichen rückgang der schülerinnenzahlen zu 
rechnen. das werden wir nutzen, um den bildungssektor auf die sich ver-
ändernden anforderungen und aufgaben vorzubereiten. für uns steht fest: 
die durch rückläufige schülerinnenzahlen frei werdenden mittel werden in 
die bildung und betreuung investiert, so dass unser Ziel einer individuellen 
förderung aller Kinder erreicht werden kann.

die bildungsherausforderungen sind nur gemeinsam zu meistern. deshalb 
wollen wir das Kooperationsverbot im bereich schule und hochschule ab-
schaffen, damit sich der bund an den bildungsausgaben der Länder betei-
ligen kann.

bei der aufstellung und Umsetzung der öffentlichen haushalte muss die fra-
ge der geschlechtergerechtigkeit stärker berücksichtigt werden. wir grü-
ne setzen uns daher für ein „genderbudgeting“ ein, welches die finanz-
entscheidungen auf die Verteilung zwischen frauen und männern prüft und 
zu größerer transparenz beiträgt.

Schuldenbremse und Schuldenabbau – Klarer Kurs der Konsolidie-
rung: die schuldenbremse im grundgesetz gibt allen Ländern auf, nach 
2020 keine neuen schulden mehr zu machen; der ausgleich konjunktu-
reller schwankungen bleibt aber erlaubt. das ist grundsätzlich sinnvoll, 
genauso wie ein abbau der staatlichen Verschuldung. denn zu viele schul-
den schränken den staat in seiner handlungsfähigkeit ein und belasten 
den haushalt durch die Zinsen. schulden können aber zeitlich begrenzt 
durchaus sinnvoll und notwendig sein, wenn steuereinnahmen konjunk-
turell bedingt zurückgehen. der staat muss seine aufgaben auch in kon-
junkturell schlechten Zeiten erfüllen und darf wirtschaftskrisen nicht noch 
verschärfen. 
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26. grüne haushaltspolitik:  
zukunftsfähig, nachhaltig unD gerecht

wir grünen sind die Partei der nachhaltigkeit. darum legen wir großen 
wert auf eine grundsolide und zukunftsorientierte haushalts- und finanz-
politik: einnahmen und ausgaben des staates müssen ökonomisch sinnvoll, 
ökologisch tragfähig und sozial gerecht sein. 

Vor allem aber muss haushaltspolitik ehrlich sein – ohne versteckte schul-
den, ohne Lasten, die der nächsten generation zugeschoben werden. wir 
werden darum die bislang versteckten und indirekten schulden klar und 
deutlich im haushaltsplan ausweisen. wir werden unsere haushaltspolitik 
transparent gestalten und mit den bürgerinnen diskutieren. 

Staatliche Ausgaben müssen ökonomisch sinnvoll sein: steuereinnah-
men müssen effizient eingesetzt werden und ausgaben regelmäßig auf ihre 
effektivität hin überprüft werden. das gilt insbesondere für förderprogram-
me und Vergaberichtlinien. wir grüne wollen, dass sie ihr Ziel nachprüf-
bar erreichen und nicht nur mitnahmeeffekte auslösen. subventionen und 
beihilfen werden wir auf den Prüfstand stellen und umweltschädliche und 
unsinnige subventionen abbauen.

Staatliche Ausgaben müssen ökologisch sinnvoll sein: negative ökolo-
gische folgen staatlicher ausgaben müssen vermieden werden. denn eine 
reparierende Umweltpolitik ist teurer als eine vorsorgende. dies gilt für 
investitionen, wie z.b. in die infrastruktur, für die ökologische ausgleichs-
maßnahmen zwingend sind, aber auch für förderprogramme, z.b. in der 
tourismusförderung: wir werden den sanften tourismus und nicht schnee-
kanonen unterstützen.

Staatliche Ausgaben müssen sozial gerecht und vorsorgend sein: bil-
dung ist ein wichtiger baustein zur sozialen gerechtigkeit. wir wollen die 
bildungschancen in bayern deutlich verbessern, von der vorschulischen 
Kinderbetreuung bis zum hochschulstudium. das betreuungsgeld – wenn 
es auch aus dem bundeshaushalt kommt - ist da genau die falsche investi-
tion. wir müssen jeden cent in den ausbau und die Qualität von Krippen 
stecken. im Krippenalter wird der grundstein für chancengerechtigkeit ge-
legt. in der sozialpolitik ist das a und o die Vorsorge. sozialleistungen 
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Steuergerechtigkeit sorgt für dauerhafte Mehreinnahmen: im Vergleich 
zu anderen bundesländern ist bayerns finanzverwaltung unterdurchschnitt-
lich ausgestattet und leistet sich die geringste Zahl von steuerfahnderinnen 
und betriebsprüferinnen. diese personelle Unterausstattung hat in den letz-
ten Jahren dramatische Züge angenommen und führt dazu, dass steuerbetrug 
nicht konsequent verhindert werden kann. dem freistaat bayern entgehen 
damit jedes Jahr hunderte millionen euro. diese steuerausfälle sind nicht nur 
angesichts knapper Kassen unverantwortlich, sondern sie sind auch unge-
recht und untergraben damit die steuermoral aller bayerischen steuerzahle-
rinnen und steuerzahler. bündnis 90/die grünen werden darum die Per-
sonalausstattung in den finanzämtern deutlich verbessern und ein modernes 
risikomanagement einführen, das die ermittlungen gezielt auf kritische be-
reiche richtet. so schaffen wir mehr steuergerechtigkeit, mehr einnahmen 
und verbessern damit die Leistungsfähigkeit des staates. 

Mit modernen Steuerungsinstrumenten mehr Transparenz schaffen: ein 
haushalt ist das regierungsprogramm in Zahlen. damit die knappen finanzmit-
tel an genau die stelle fließen, wo sie gebraucht werden, sind klar formulierte 
strategische Ziele für das Land insgesamt notwendig, aber auch für jeden ein-
zelnen bereich – angefangen bei den ministerien. Politik und Verwaltungsfüh-
rung müssen jederzeit feststellen können, ob diese Ziele erreicht werden und 
ob nachgesteuert werden muss. ein solcher haushalt bietet die notwendige 
transparenz und ist damit ein wichtiger beitrag zur stärkung der demokratie.

Länderfinanzausgleich: für eine gerechte und leistungsfähige Neuge-
staltung: solidarität ist ein fundament unserer gesellschaft. der Länderfi-
nanzausgleich hat die aufgabe die unterschiedliche finanzkraft der Länder, 

mehr steuergerechtigkeit  
Durch bessere steuerfahnDung

dem freistaat bayern entgehen bisher jedes Jahr hunderte millionen eu-
ro, weil die finanzverwaltung nicht angemessen ausgestattet ist. wir wer-
den die Personalausstattung der finanzämter, insbesondere der betriebs-
prüfungen und der steuerfahndung deutlich verbessern und so mehr 
steuergerechtigkeit schaffen und für mehr einnahmen des staates sorgen.

g
rü

n
e 

h
aU

sh
a

Lt
sP

o
Li

ti
K

: Z
U

K
U

n
ft

sf
ä

h
ig

, n
ac

h
h

a
Lt

ig
 U

n
d

 g
er

ec
h

t

 26.

bayern sollte sich so früh wie möglich an die grundsätze der schulden-
bremse halten. dafür benötigen wir eine ausreichende finanzierung des 
staates, die mit einem verantwortungsvollen und zielgerichteten einsatz 
der öffentlichen finanzmittel einhergehen muss. Zielgerichtet bedeutet, das 
geld zukunftsweisend zu verwenden, um bayern für die ökologischen und 
demografischen herausforderungen wetterfest zu machen.

die schuldenbremse kann nur funktionieren, wenn dauerhafte ausgaben 
nicht durch eine entnahme aus rücklagen finanziert werden. Um eine 
strukturelle haushaltskonsolidierung zu erreichen, müssen gerade auch in 
Zeiten hoher steuereinnahmen rücklagen gebildet werden.

die Verschuldung bayerns ist seit dem Jahr 2008 per saldo um 8 milliarden 
euro gestiegen. Zwar konnten dank guter steuereinnahmen auch schulden 
getilgt werden, es mussten aber – als ergebnis jahrelangen Kontrollversa-
gens der staatsregierung im Verwaltungsrat der bayernLb – 10 mrd. euro 
schulden zur rettung der bayernLb aufgenommen werden. 

Unsere Politik der strukturellen haushaltskonsolidierung wird weder auf der 
erwartung eines unbegrenzten wirtschaftswachstums noch einseitig auf der 
streichung staatlicher ausgaben basieren. auch die einnahmen müssen da-
zu beitragen. grüne haushaltspolitik ist ein dreiklang aus ausgabenredu-
zierung, nachhaltigem wirtschaftswachstum und einnahmesteigerungen. die 
Verbesserung der steuereinnahmen ist dabei eine zentrale herausforderung, 
damit die staatlichen aufgaben im notwendigen maß erfüllt werden können. 
hier sind Landes- und bundespolitik auf das engste miteinander verzahnt. 

die einnahmen wollen wir durch eine erhöhung von vermögensbezogenen 
steuern sowie der steuersätze für spitzeneinkommen spürbar vergrößern. 
wir werden einen weiteren schritt einer ökologischen steuerreform unter-
stützen, der die Kosten der arbeit entlastet und den ressourcenverbrauch 
und schädliche emissionen stärker belastet. 

Zur einhaltung der schuldenbremse und zum schuldenabbau werden wir 
zuerst notwendige staatsausgaben definieren, ausgabenkritik üben und im 
anschluss das steuersystem an den bedarf anpassen. außerdem muss das 
steuersystem ökologischer gestaltet, umweltschädliche subventionen abge-
baut und der Umweltverbrauch stärker besteuert werden. nur so kann ein 
ausgeglichener haushalt auf dauer funktionieren. 
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27. Wir stärken bayerns kommunen

die Kommunen sind die unmittelbaren ansprechpartnerinnen vor ort. Von 
der geburt im Kreisklinikum bis zur letzten ruhe auf dem friedhof – für 
alles ist die Kommunalpolitik zuständig. die haushalte sehr vieler Kommu-
nen sind jedoch dauerhaft defizitär, so dass viele Kommunen ihre aufgaben 
kaum mehr erfüllen können. 

die Ursachen für diese besorgniserregende situation liegen zunächst darin, 
dass sowohl die bundes- als auch die Landesebene neue aufgaben für die 
Kommunen beschließen. dabei erhalten die Kommunen nicht nur kaum 
zusätzliche mittel, sondern sie haben zudem einnahmeausfälle durch än-
derungen in der steuergesetzgebung zu verkraften. an diesen entscheidun-
gen von bund und Land werden die Kommunen allerdings kaum beteiligt.

Reform des kommunalen Haushaltswesens: wir setzen auf eine ausrei-
chende finanzierung des staates und auf einen verantwortungsvollen und 
zielgerichteten einsatz der öffentlichen finanzen. das sind wir den kom-
menden generationen schuldig.

wir wollen starke souveräne Kommunen, die verantwortlich mit ihren finan-
ziellen ressourcen umgehen und eine nachhaltige zielorientierte Politik für 
ihre Kommune gestalten. dazu brauchen sie ein besseres haushaltswesen, 
das den ressourcenverbrauch der Kommune transparent macht und besse-
re Planungs- und controllingmöglichkeiten bietet. insbesondere müssen vor 
allen investitionsentscheidungen aussagefähige investitions- und folgekos-
tenabschätzungen vorhanden sein. die finanziellen risiken der kommunalen 
beteiligungen müssen transparent gemacht werden. mit der einführung der 
doppik kann eine transparente steuerung der Verwaltung durch die Politik 
über klar formulierte Ziele und Kennzahlen bewirkt werden.

dann wird für die bürgerinnen und bürger nicht nur erkennbar, ob eine 
Kommune von der substanz lebt oder nicht, sondern zu welchen Zielen sich 
die Verwaltung verpflichtet hat. ein transparentes ziel- und ressourcenori-
entiertes haushaltswesen ist ein gebot der demokratie und der transpa-
renz politischen handelns. wir wollen die Umstellung auf kommunale dop-
pik durch praxisnahe richtlinien und handreichungen der staatsregierung 
unterstützen und fördern.
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die aus den unterschiedlichen strukturen der bundesländer folgt, auszu-
gleichen. denn auch finanzschwache Länder müssen ihre aufgaben ange-
messen erfüllen. föderalismus ohne finanzausgleich funktioniert nicht.

der Länderfinanzausgleich setzt aber in seiner jetzigen form in allen bun-
desländern zu wenige anreize zur erhöhung ihrer steuerkraft. sowohl den 
steuerstarken geberländern als auch den steuerschwachen nehmerländern 
verbleiben zu wenig der erzielten steuermehreinnahmen zu ihrer eigenen 
Verfügung. die folge ist, dass gerade die bayerische steuerverwaltung per-
sonell so unterbesetzt ist, dass eine umfassende und gerechte erhebung der 
steuereinnahmen nicht mehr gewährleistet ist.

das ausgleichsverfahren muss daher neu aufgestellt werden. da es aufga-
be des bundes und nicht der Länder ist, den Verfassungsauftrag zur gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse in deutschland umzusetzen, wollen wir 
einen Umsatzsteuer-ausgleich über den bund. der neue ausgleich soll sich 
an der einwohnerinnen-Zahl und an weiteren bedarfsindikatoren der Län-
der orientieren. das bedeutet: die finanzkraft der Länder wird nicht mehr 
durch ausgleichszahlungen zwischen den Ländern, sondern durch Zahlun-
gen des bundes ausgeglichen. der bund erhält im gegenzug einen fixen 
höheren prozentualen anteil an den gemeinschaftssteuern. Von zusätzli-
chen einnahmen, die sich während eines haushaltsjahres ergeben können, 
können die Länder den ihnen zustehenden anteil in voller höhe behalten. 
es steigt damit der anreiz, zusätzliche steuern, z.b. durch bessere bekämp-
fung der steuerhinterziehung und des steuerbetrugs, auch tatsächlich zu 
erheben. gerade in bayern wäre das ein guter anreiz, endlich gegen die 
dramatische Unterbesetzung in den finanzämtern vorzugehen. das wür-
de einen milliardenbetrag in die staatskasse spülen und definitiv nicht die 
ärmsten treffen.

wir grüne achten den bundesdeutschen föderalismus und dessen verfas-
sungsrechtliche grundlagen. einen steuerwettbewerb in deutschland auf 
Kosten der strukturschwachen Länder wird es mit uns nicht geben.
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in bayern bleibt reich reich und die armen werden ärmer. die aktuellen da-
ten zeigen eine deutliche schieflage bei den bayerischen Kommunen. bayern 
liegt beim ausgleich seiner wirtschaftsstarken und schwächeren regionen am 
unteren ende aller bundesländer. beim ausgleichssatz, der die Unterschiede 
von finanzkraft und finanzbedarf zwischen den starken und schwachen aus-
gleichen soll, kommen andere bundesländer auf bis zu 90%, in bayern wird 
der Unterschied zwischen bedarf und steuerkraft nur zu rund 55% ausgegli-
chen. Und weil das seit vielen Jahren so ist, ist das auch kein betriebsunfall 
sondern ergebnis einer genau so gewollten Politik der staatsregierung. 

wirtschaftsschwache Landkreise wie z.b. freyung-grafenau verhungern am 
ausgestreckten arm der schwarz-gelben Koalition. die desaströse finanz-
lage mancher Kommunen lässt ihnen zum teil nicht einmal mehr die ei-
genmittel, um die notwendige Ko-finanzierung aufzubringen, die nötig ist, 
um sich an den diversen fördertöpfen zu beteiligen. die goldenen Zügel 
der staatsregierung verfangen bei diesen Kommunen gar nicht. der finanz-
ausgleich zwischen den wirtschaftsstarken und den schwächeren regionen 
bayerns ist unzureichend und deshalb dringend reformbedürftig.

für die bayerischen Kommunen in abwanderungsgebieten türmen sich die 
finanziellen Probleme besonders. das liegt zum einen an den großen Las-
ten, die mit dem Umbau und dem rückbau bestehender strukturen ver-
bunden sind (von der daseinsvorsorge bis zum erhalt lebendiger ortsbe-
reiche). Zum anderen liegt es an den sinkenden einnahmen aufgrund der 
sinkenden einwohnerzahlen. die gültigen strukturen des finanzausgleichs 
berücksichtigen die demographisch bedingten finanzprobleme der Kom-
munen nicht ausreichend. noch viel weniger lassen sich dadurch die dra-
matischen Zukunftsfolgen dieser entwicklung auffangen. 

reform Des kommunalen finanzausgleiches
wir werden ein transparentes und demokratisches Verfahren beim fi-
nanzausgleich einführen. alle Kommunen werden die möglichkeit be-
kommen, direkt ihre bedarfe anzumelden und selbst zu vertreten. nur 
eine transparente diskussion und eine klare benennung der folgen der 
Veränderung an den einzelnen stellschrauben können zu einer sachge-
rechten neuordnung des kommunalen finanzausgleichs führen.
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der derzeitige kommunale finanzausgleich befindet sich in einer deutli-
chen schieflage: die Kluft zwischen armen und reichen Kommunen wächst 
stetig und immer mehr Kommunen sind schon jetzt auch bei sparsams-
ter haushaltsführung ohne jede chance auf einen schuldenfreien haushalt. 
größere Kommunen, die besondere herausforderungen aufweisen und 
auch aufgaben für das Umland zu erfüllen haben, werden vom freistaat 
nicht ausreichend refinanziert. die finanzierung der Kommunen über die 
haupteinnahmequelle gewerbesteuer ist zudem stark konjunkturabhängig. 
deshalb wollen wir eine novellierung des finanzausgleichs, die die Kon-
kurrenzsituation zwischen den Kommunen minimiert und vernünftige Pla-
nungsgrundlagen ermöglicht.

Grünes Konzept für leistungsfähige Kommunen in Bayern
„Wer anschafft, zahlt“ – Konnexitätsprinzip strikt einhalten: das Kon-
nexitätsprinzip muss vom freistaat bayern in einer verlässlichen und fai-
ren Partnerschaft mit den Kommunen vollzogen werden. „wer anschafft, 
bezahlt“ – so lautet der grundsatz des Konnexitätsprinzips. das heißt ver-
einfacht, wenn die Länder die Kommunen zu einer aufgabe verpflichten, 
müssen sie dafür auch die nötigen finanzmittel bereitstellen. das Konnexi-
tätsprinzip ist zwar in der bayerischen Verfassung verankert, wird aber nur 
teilweise wirklich umgesetzt. dies betrifft zum beispiel ganztagsschulen 
oder die Umsetzung des bayerischen Kinderbildungs- und betreuungsgeset-
zes. auch beim thema inklusion gibt es hohe ansprüche aber keine dazuge-
hörige finanzausstattung. wir werden darum künftig Vor entscheidungen, 
die die Kommunen finanziell belasten, die auswirkungen auf die Kommu-
nalfinanzen zusammen mit den Verbänden der Kommunen prüfen und ei-
nen ausgleich vorsehen – und bestehende Zuschüsse und finanzierungen 
an die tatsächlichen Kosten anpassen.

Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs: die Probleme der Kom-
munalfinanzen vielerorts sind struktureller natur. sie sind nicht alleine das 
ergebnis vorübergehender einnahmeausfälle als folge der finanzmarkt- 
und wirtschaftskrise. deshalb ist es auch falsch zu erwarten, dass sich die 
Probleme der Kommunalfinanzen in bayern von selbst wieder lösen wer-
den. ohne Korrektur im kommunalen finanzausgleich werden sie vielmehr 
dauerhaft größer werden.
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vor werte aus den 1960er Jahren heranzogen. das entspricht nicht einmal 
ansatzweise dem eigentlichen wert, der zu besteuern ist. wir wollen die 
grundsteuer so reformieren, dass steuergerechtigkeit geschaffen wird, öko-
logisch verträgliche nutzung belohnt und Versiegelung stärker belastet wird.

Förderung interkommunaler Kooperation: gerade die vielen kleineren 
Kommunen in bayern stehen vor großen herausforderungen. die aufga-
ben für kommunale Verwaltungen werden komplexer, beispielsweise im 
bereich von egovernment. gleichzeitig müssen Kommunen gerade im länd-
lichen raum für die bürgerinnen erreichbar bleiben. ein weg aus diesem 
dilemma könnten Kooperationen von Kommunen bis hin zu gemeinsam 
betriebenen serviceeinheiten sein, beispielsweise in den bereichen it oder 
bauhof. hierbei brauchen die Kommunen jedoch Unterstützung durch eine 
rechtliche absicherung der verschiedenen formen der interkommunalen 
Zusammenarbeit. wir werden diese soweit wie möglich von der steuer-
pflicht befreien, damit die schwelle zur Zusammenarbeit für die Kommu-
nen gesenkt wird. 
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Unzureichend ist auch das Volumen des kommunalen finanzausgleichs, al-
so wie viel geld bayern in den kommunalen finanzausgleich steckt. in bay-
ern ist der anteil der Kommunen am steuerverbund deutschlandweit am 
niedrigsten. wir grüne werden die handlungsmöglichkeiten der Kommu-
nen deutlich stärken und ihre finanzielle ausstattung spürbar verbessern.

wir werden ein transparentes und demokratisches Verfahren beim finanz-
ausgleich einführen. alle Kommunen müssen die möglichkeit haben, direkt 
ihre bedarfe anzumelden und zu vertreten. nur eine transparente diskussi-
on und eine klare benennung der folgen der Veränderung an den einzelnen 
stellschrauben können zu einer sachgerechten neuordnung des kommuna-
len finanzausgleichs führen. 

Die Zuschusspraxis führt zu Fehlsteuerungen: die Zuschusspraxis gehört 
längst auf den Prüfstand. derzeit regiert der freistaat mit seinen Zuschüssen 
in die Kommunen hinein und das mit Kriterien, die nicht zukunftsfähig sind. 
so werden beispielsweise straßenbauten mit bis zu 80% bezuschusst, wäh-
rend es bei schulbauten nur 30% fördermittel gibt. die wertigkeit bei der 
Vergabe von Landesmitteln werden wir deshalb neu regeln: nachhaltigkeit 
und Zukunftsfähigkeit der investition werden wir in den Vordergrund stellen. 

Gewerbesteuer zu einer Kommunalen Wirtschaftssteuer weiterentwi-
ckeln: wir wollen die gewerbesteuer zu einer kommunalen wirtschafts-
steuer ausbauen. das bedeutet die einbeziehung der freiberuflerinnen 
sowie der Land- und forstwirtinnen. damit kann auch die von der steu-
ererhebung her aufwändige grundsteuer a für Land- und forstwirtinnen 
entfallen. die kommunale wirtschaftsteuer wird die kommunalen einnah-
men steigern, verstetigen und zwischen den Kommunen gleichmäßiger ver-
teilen. dabei werden insbesondere ländliche Kommunen und Kommunen 
mit einer geringeren anzahl an gewerblicher wirtschaft eine Verbesserung 
der einnahmen aus der gewerbesteuer erzielen können. die wegen der an-
rechenbarkeit der gewerbesteuer auf die einkommensteuer einhergehende 
Umverteilung zu gunsten der Kommunen und zu Lasten des bundes und 
des Landes muss im rahmen der angestrebten neuregelung zum Länderfi-
nanzausgleich berücksichtigt werden.

Reform der Grundsteuer: wir wollen außerdem eine reform der grund-
steuer: es ist schon längst überfällig, die zugrunde gelegten Verkehrswer-
te zu aktualisieren. bei der ermittlung der grundsteuer werden nach wie 
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diskriminierung, anti- 104, 133, 138, 148, 151
donau 29
drogen 113
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egovernment 130, 163
einbürgerung 122, 149
elektromobilität (e-mobility) 20
elektrosmog 30
eltern 5, 63, 68f, 71, 73ff, 81, 93, 110, 125, 145, 147, 148
energieeffizienz 8, 49f, 91
energie, erneuerbare 16, 19f, 24, 44ff, 118
erstaufnahme, menschenwürdige 143
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fachkräfte 82
familie 2, 16, 71, 87, 96, 107, 109f, 112, 150
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film, -förderung 135, 142
finanzausgleich 157f, 160, 162
finanzen 159f
flächenverbrauch, stoppen 10, 27
flüchtlinge 143, 151
flüchtlingspolitik, menschenwürdige 143, 144
flughäfen, kein ausbau von 6, 66f
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abschiebehaft, keine 144f
adoptionsrecht 136
alter, ältere menschen 84, 94, 100, 111f, 122, 138, 139, 141, 149
antibiotika 38
arbeit 4, 8, 15, 32ff, 39, 65, 75ff, 93, 100ff, 106, 111, 122, 127, 144f, 150, 156
arbeitslosigkeit 111f
armut 57, 96, 104, 111
artenvielfalt 26f, 35, 38, 44
asylpolitik 143
atomenergie 6, 45, 55
atomkraftwerke 50ff
ausbildung 20, 36, 75, 82f, 89, 97, 101f, 107, 110, 144, 151
automobilbau 19
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barrierefreiheit 63, 107f, 130
behinderung, menschen mit 63, 77, 104ff, 128, 138, 147, 149
beitragsfreiheit 68
beschäftigung 11, 106, 112
bibliotheken 86
bienen 38
bildende Kunst 141
bildung 11, 14, 68ff, 78ff, 106f, 111, 137ff, 150, 154f
biodiversität 24, 36, 39
biotopsysteme 24
breitbandausbau 131
bürgerbeteiligung 55f
bürgerversicherung 93, 99
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chancengleichheit 15, 17, 112
chemieindustrie 19, 21
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informationsfreiheit 130
inklusion 69ff, 77f, 104f, 155, 160
innovation, innovationsförderung 7, 9, 17, 19, 21f, 42, 80, 90
integration 6, 59f, 69, 71, 75, 78, 80f, 94, 114, 146ff
internationale Politik 22f, 37, 55, 58, 86, 91, 132
internet 92, 108, 121, 126, 130ff
intersexualität 137
islam 153

J

Jagd 42
Jugendliche 62, 70, 79, 82f, 109, 113, 121f, 126, 129, 136ff, 142, 145, 149
Justiz 123, 125, 129
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Kinderarmut 111
Kinderbetreuung 5, 68, 87, 154
Kindergarten 68, 113
Kirche 152
Klimaschutz 7, 21, 23f, 26, 39, 41, 63
Klimawandel 7ff, 21, 23, 29, 42, 44, 60f, 90
Kommunen, -stärkung 9ff, 15, 18, 24, 31, 45, 55, 57, 62ff, 74ff, 85, 96, 105, 
113, 116f, 120f, 130f, 146, 151, 159, 160ff
Korruption, anti- 11
Krankenhäuser 94f, 152
Kreativität, Kreativwirtschaft 22, 39, 131, 139, 140f
Kriminalität 127
Kultur 22, 120f, 136, 139ff, 147
Kulturelle bildung 139, 140
Kunst 139ff
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Landbau, ökologischer 13, 36, 38
Landesentwicklungsplan (LeP) 141
Landschaftsschutz 47
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- und arbeitsmarkt 15ff
- gleichstellungsgesetz 16
- genderpädagogik 69
- und hochschule 87ff
- gewalt gegen frauen 128
- in den medien 133
- flüchtlinge 143
- Paritégesetz 155 
freiheit 90, 127, 132, 134f
frieden 57, 60, 127
frühkindliche förderung 68, 70
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g 8, g 9 73f
ganztagsschule 4, 71f, 79, 109f, 139, 160
gemeinschaftsschule 73f, 78
genderbudgeting 114, 155
generationen, -gerechtigkeit 8, 44, 100, 109f
genossenschaften 12f, 45, 55, 117
gentechnikfreies bayern 23, 33, 37
gerechtigkeit 80, 93, 154f
gesundheit 16, 22, 30f
gewässer, ökologische Qualität 23, 29
gleichgeschlechtliche ehe 109, 136
gleichgeschlechtliche Paare 133, 136
globalisierung 35, 57, 75
güterverkehr 66

H

haushalt, haushaltspolitik 140, 154f, 160
hochschule, hochschulpolitik 21, 42, 58, 83, 86ff, 96, 131, 140, 155
homophobie 114, 137
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rassismus 114, 146, 149, 151
rechtsextremismus 124f
regenbogen 109, 136f
regionalwirtschaft 10ff
rekommunalisierung 56
religionsfreiheit 152f
renaturierungsmaßnahmen 26, 29
ressourcen, -effizienz 7, 19, 20f, 36, 44, 59, 61, 76, 79, 85, 105, 109, 143, 
147, 159
rückführung, keine für Kinder und Jugendliche 145

S

schuldenabbau 155f
schule 31, 43, 70, 72, 74ff, 85, 106, 109, 122, 131, 133, 137, 149, 152ff
schwule 136ff
selbstständige 8
sexuelle identität 136ff
sicherheit 20, 52, 54, 66, 127, 128
solidarität  59, 126, 150, 157
soziale gerechtigkeit 155
soziokultur 140
sport, -förderung 114ff
sprachförderung 70, 79
startbahnen, kein ausbau von 66
steuergerechtigkeit 157, 163
strafvollzug 113
studentinnen, studierende 62, 79, 83, 86ff
studiengebühren 87
sucht 98
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technologie 8, 19, 21, 30, 51, 53
teilhabe, gesellschaftliche 84, 111, 146f, 149f
tierhaltung 34f, 37f
tierschutz 34, 38, 42
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Lehrende, Lehrerinnen 71ff, 77ff, 89, 93, 105, 133, 137f
Lernen, lebenslanges 83
Lesben 136ff
Liegenschaften 31
Lohngerechtigkeit, -gleichheit 111f

M

medien 75, 108, 130, 133ff, 138
medien, neue 133ff
migration 76, 87, 111f, 138, 146ff
mindestlohn 16, 18, 112
mitwirkungsgesellschaft 119ff
mobilität 20, 22, 61ff, 116
museen 141f

N

nachhaltigkeit 7, 18, 32, 57, 139, 154, 162
naturpark 46f
naturschutz 24ff, 35, 40f, 49
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öffentlicher dienst 16f, 109, 148
öffentlicher gesundheitsdienst 96
öPnV 62f
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Patientinnen 94f, 97, 102
Pflege 22, 93, 95, 99ff, 109, 136
Polizei 31, 119, 125ff

Q

Qualifizierung 15, 69, 70, 102
Queer 136ff
Queere, Kinder und Jugendliche 137
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transgender 136f
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Umweltpolitik, -schutz 8, 14, 18, 20, 30, 114, 152, 154
Universitäten 58, 79, 85, 88, 101

V

Verbraucherschutz 33, 37, 102
Vereinbarkeit von familie und beruf 16, 71, 96, 109f
Verkehr 11, 20, 31, 44, 61ff, 130
Verwaltung 15, 18, 24, 120, 122, 130f, 157ff, 163
Vielfalt 7f, 23f, 27, 40, 70, 78, 81, 92, 104, 134ff, 139ff, 147f
Volksbegehren 121

W

wahlalter 121
wahlrecht 106, 121f, 149
wald 25f, 31, 39ff
wasserkraft 29, 45, 47
weiterbildung 15, 69, 78, 84ff, 89, 95f, 102, 142, 148
windkraftanlagen 12, 46f
wirtschaft 7ff, 20, 37, 42, 55, 57, 91, 133, 148, 150, 162
wissenschaft 16, 42, 87ff, 140
wohnen, wohnungspolitik 30, 65, 100, 107, 116, 118

Zertifikatsnummer: 
53275-1305-1006
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* „nachgebaute beispiele für stimmzettel. exemplarisch aus dem stimm-
kreis münchen-schwabing und wahlkreis mittelfranken. bei den bayeri-
schen Landtagswahlen 2013 gibt es 90 stimmkreise und sieben wahlkreise 
(jeder regierungsbezirk fungiert als wahlkreis).
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